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Drucksachen 
Es sind nur ein paar kleine 
weiße Wölkchen, die über dem 
Horizont des Berlinale-Pla
kats schweben und doch 
scheint es so, als sollten wie
der einmal Gewitterwolken 
über dem Festival aufziehen, 
das vom 14. bis 25. Februar 
Filmleute aus aller Welt anzie
hen wird. 
Die 36. Filmfestspiele in Berlin 
haben weniger Sonne, weniger 
Stars (und entblößt am Strand 
abzulichtende Sternchen) und 
weniger Glamour, als die medi
teranen Festivals in Venedig und 
Cannes. Dafür bietet die Berli
nale ein euphorisches Publikum, 
eine lebhafte Kritik und häufigen 
Krach. Denn Berlin ist immer 
auch ein filmpolitisches Ereignis, 
während Cannes vor allem 
anderen filmwirtschaftlich orien
tiert ist. Zwar ist es in den letzten 
Jahren peu a peu gelungen, die 
Filmmasse-Aktivitäten während 
der Berlinale auszuweiten, doch 
befriedigend, voll befriedigend 
gar, ist das bislang nicht. Film
politik - das ist das beständige 
Ringen um Ostblockbeteiligun
gen und die damit verbundene 
Diplomatie in der Preisvergabe. 
Gelegentlicher Eklat ist nicht 
auszuschließen: so, als die USA 
1979 Michel Ciminos "Deerhun
ter" zeigten und der Ostblock 
daraufhin übelnahm. Filmpolitik 
- das ist auch die systematische 
Bemühung um die Cinemato
graphie der Entwicklungsländer 
und der Filmreservate jenseits 
der transatlantischen Verleih
achsen: Australien beispiels
weise - 1979 in der Info-Schau 

Aufgespießt 
Theodor Heussan 
Konrad Adenauer 
Bann, 4. September 1956 

Es gibt nun eine Anzahl von Her
ren, sehr viele sind es nicht, bei 
denen sich Einsicht oder Instinkt 
gegen wiederholte Vorschläge 
gewehrt haben. Zu ihnen gehört 
auch Herr Flick. Ich nehme an, 
daß ich seine Funktion in der 
deutschen Staats- und Wirt
schaftsgeschichte nicht falsch 
sehe: Er ist ein höchst versierter 
Käufer und Verkäufer von 
Aktienpaketen - das ist eine 
schöne Sache, bei der man ver
dient, aber sich nicht notwendi
gerweise Verdienste erwirbt. 
Ich möchte Herrn Flick nicht 
Unrecht tun - aber mein Stilge
fühl, wenn ich es so nennen darf, 
sträubt sich gegen diesen 
Typus. 
Theodor Heuss- Politik durch Kultur, Katalog zur 
Ausstellung der Staatsbibliothek, Berlin 1985, 
Seite 105. 
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Berlinale '86 
mit mehreren Filmen vorgestellt · 
- ist fast so etwas wie eine Berli
nale-Entdeckung. Stark vertre
ten in Berlin ist auch der skandi
navische Film. 

gehend in München residieren
den deutschen Filmwirtschaft 
ein veritables Festival zu 
machen, Wirklichkeit werden. 
Das Publikum wird vonalldiesen 
Kontroversen wenig mitkriegen, · 
denn darüber wird nicht gespro
chen in den langen Schlange, 
die sich alljährlich trotz Kälte, 
Schnee oder Nieseiregen vor 
den Festivalkinos bilden. Am 14. 
Februar also wird im Zoo-Palast 
feierlich eröffnet: mit den obliga
torischen Reden und dem Film 
"Ginger und Fred" des gerade 
ins Pensionsalter geratenen Fre
derico Fellini. 
Ferner im Programm: 
Meryl Streep, Robert Redford 
und Klaus "Mephisto" Bran
dauer, die auf der Besetzungsli
ste von "Out of Africa" stehen. 
Regie: Sydney Pollack. Aus der 
Bundesrepublik wird der nach 
einem Drehbuch von Stefan 
Aust unter der Regie von Rein-

hard Hauff entstandene Film 
"Stammheim" zu sehen sein. ln 
den Rollen der Angeklagten 
Meinhof, Ensslin, Baader und 
Raspe treten auf Therese Affol
ter, Sabine Wegner, Ulrich Tukur 
und Hans Kremer, alle vier vom 
neuen Thal ia-Ensemble in Harn
burg. Ferner aus Deutschland 
(West) "Heidenlöcher" von Wol
fram Paulus, "Flucht in den Nor
den" von lngemo Engström und 
aus Deutschland (Ost) "Haus am 
Fluß" von Roland Gräf. 

Solche Ankündigungen bleiben 
allerdings wenig hilfreich, sind 
doch im Wettbewerb weit mehr 
Filme zu sehen, vor allem aber 
rings um den Wettbewerb. Denn 
wieder gibt es das Internationale 
Forum des jungen Films, gibt es 
das Kinderfilmfest, gibt es die 
Info-Schau und für das Fachpu
blikum eine Reihe der deutschen 
Filme aus der aktuellen Produk
tion zu sehen. Nicht zu verges
sen, die Retrospektive, dieses 
Jahr gewidmet Henny Porten 
und Fred Zinnemann. 

Christian Walther 

Die USA selbst sind in den letz
ten Jahren wieder präsententer. 
Die major campenies fühlten 
sich über Jahre vernachlässigt 
und politisch bedrängt und 
waren es wohl auch. Der Preis 
für die neue Liebe der USA zu 
Berlin sind exponierte Vorfüh
rungstermine im Wettbewerbs
programm, aber doch häufig 
außerhalb des Wettbewerbs. 
Man will gesehen werden, aber 
nicht bei der Jury durchfallen 
können. Durchfall-Ängste 
beherrschen die deutschen Fil
memacher allerdings noch mehr 
als die amerikanischen. Marga
rethe von Trotta hat - so 
behauptet es jedenfalls Sieg
tried Schober in der ZEIT - aus 
dem Verriß ihres Streifens "Hel
ler Wahn" bei der Berlinale 1983 
die Konsequenz gezogen, ihr 
neuestes Werk "Die Geduld der 
Rosa L." lieber in Cannes vorzu
stellen. Und das, obwohl der 
Film in Berlin gedreht wurde. 
Deutsche Regisseure, das gilt 
für von Trotta ebenso wie für 
Schlöndorff, Wenders oder 
Kluge, stehen mit dem Wettbe
werb an der Spree auf Kriegsfuß. 
Die Mißstimmung wird in erster 
Linie Festival-Direktor Moritz de 
Hadeln angelastet. Schon ein
mal, im zweiten Jahr seiner 
Regentschaft, sah man seinen 
Sessel wackeln. Oe Hadeln wird 
sich etwas einfallen lassen müs
sen, um den Neuen deutschen 
Film dauerhaft an Berlin zu bin
den, auch um zu vermeiden, daß 
Münchens Neigungen, aus sei
nem Filmfest mit Hilfe der weit-

Umbenannt 
Der bisherige Liberale Hoch
schulverb~nd hat sich umbe
nannt. Die Bundesdelegierten
konferenz des Verbandes 
beschloß, künftig den Namen 

Bitte vormerken! 
Vom 6.-8. Juni 1986: 1. Deut
scher Umwelttag ("OUT") in 
Würzburg. Angeregt durch die 
erfolgreichen Kirchentage der 
letzten Jahre führen eine 
Reihe von Umwelt- und Natur
schutzverbänden (Deutscher 
Naturschutzring, BBU, BUND, 
Umweltstiftung WWF 
Deutschland, Katholische 
Landjugendbewegung, Ver
braucherzentralen) eine Groß
veranstaltung durch, die, nach 
dem Willen der Veranstalter 
anders als die früheren Natur-

schutztage, Lust statt Frust 
ausstrahlen sollen: Kompe
tente Foren, Konzerte , Kaba
rett, Gottesdienste und ein 
dezentrales Landwirtschafts
fest. Der Planungsstab: "Es 
geht darum, ein neues sozia
les Bündnis zu schaffen." 

Nähere Informationen sind 
über die Geschäftsstelle des 
Umwelttages (Geschäftsfüh
rer: Ulrich Beller), Kalkuhlstr. 
24, 5300 Bonn, 3, Tel.: 0228/ 
440398, erhältPc . 

"Radikaldemokratische Studen
tengruppen - Jungdemokraten 
an der Hochschule" zu führen. 
Die Namensänderung wurde mit 
dem Umstand begründet, daß 
der Kampf um die Definition des 
Begriffes "liberal" für die fort
schrittlichen Liberalen auf lange 
Zeit verloren sei. Unter dem Eti
kett "liberal", so die Erfahrung 
vieler Hochschulgruppen, sei 
fortschrittliche Politik kaum 
mehr verständlich zu machen. 
Bereits in den letzten beiden 
Jahren waren mehr und mehr 
Hochschulgruppen dazu über
gegangen, unter dem Namen 
Jungdemokraten aufzutreten. 
Die Bezeichnung Liberaler 
Hochschulverband bleibt als 
Klammerzusatz Teil des neuen 
Verbandnamens. Damit soll es 
einzelnen Hochschulgruppen 
ermöglicht werden, den Tradi
tionsnamen weiterzuführen. 



Arbeit für alle 
Ein politisches Scenario 

Von Hans-H. Wilhelmi 

E s gab und gibt Gesellschaften, in de
nen Arbeit gegen Entgelt keinen be
sonderen Wert darstellte (z. B. im al

ten Rom) oder darstellt (z. B. im heutigen 
Iran). ln den modernen industriell geprägten 
Gesellschaften ist das anders. Arbeit gegen 
Entgelt 
- sichert die materiele Existenz von einzel

nen und Familien einschl. des Schutzes 
bei Unfall, Arbeitslosigkeit und Alter 

- formt die soziale Identität des Individu
ums durch Berufswahl, gesellschaftli
chen Status und Kontakte 

- prägt von Jugend an die Entfaltung von 
Fähigkeiten, Tugenden und Verhaltens
weisen 

- teilt mehr als jeder andere Faktor die Zeit 
von Tag, Woche und Jahr ein 

- grenzt Pflichtzeit und Freizeit voneinan
der ab, ebenso den Alltag von Feiern und 
Festen 

- begründet neue Funktionsbereiche wie 
Arbeitsmedizin, Arbeitsrecht, Arbeits
wissenschaft, Arbeitsverwaltung 

- bildet, und das nicht zuletzt, den zweiten 
Hauptfaktor der Volkswirtschaft 

ln einem Satz: Arbeit im Sinne von Lohnar
beit ist ein wesentliches Element unserer 
gesamten Kultur. 
Derzeit sind knapp die Hälfte aller West
deutschen erwerbstätig oder unfreiwillig 
erwerbslos. Auf sie - und über zwei Millio
nen "Gastarbeiter" - verteilt sich das 
gegenwärtige Arbeitsvolumen. Daß diese 
Verteilung höchst ungleich ist (hie Über
stunden, da Nullstunden), ist eine Sache. 
Daß Arbeit künftig noch knapper wird, sollte 
mehr als aufmerken lassen. Die Gründe für 
diese zunehmende Knappheit sind: 
1. Die Produktivität des Arbeitnehmers 

erhöht sich fortlaufend; so braucht man 
immer weniger Menschen, um die glei
che Menge Güter zu erzeugen. 

2. Ein allgemeines Mehr an Gütern, also ein 
globales Wachstum der Wirtschaft, ist 
weder wahrscheinlich, wo Märkte 
gesättigt sind, noch erwünscht, wo Roh
stoffe zur Neige gehen oder die Umwelt 
zusätzlich gefährdet wird. 

3. Zugleich wollen mehr Menschen in das 
Erwerbsleben eintreten, nämlich ein 
höherer Anteil von Frauen als etwa noch 
vor einer Generation und die Angehöri
gen der "großen Jahrgänge" von 1957 -
1966. 

4. Schließlich führt die schnell zuneh
mende Anwendung der Mikroelektronik 
in Industrie, Handwerk, Handel, Dienst
leistungen und Verwaltung dazu, daß 
immer mehr bisher von Menschen aus
geführte Arbeitsvorgänge auf Maschi
nen - vom Computer bis zum Roboter
übertragen werden. 

Nun empfinden nicht alle Menschen Arbeit 

als Lust, nicht wenige eher als Last. Genügt 
es dann nicht zu sagen, daß eben nur die 
arbeiten sollen, die es auch wollen? Ich 
meine, das muß vorerst ein Traum bleiben. 
Vielmehr muß "Arbeit für alle" gefordert 
werden, denn 
- an dringlichen Aufgaben und Problemen 

in der Gesellschaft ist kein Mangel 
- Arbeit bedeutet nach Sigmund Freud die 

wichtigste Begegnung mit der Realität 
- Massenarbeitslosigkeit kann, wie nicht 

zuletzt die deutsche Geschichte zeigt, 
gefährliche Folgen haben und würde 
gleichzeitig Grundrechte und Staatsziele 
des Grundgesetzes aushöhlen 

- im kulturellen Wandel kann ein zentraler 
Wert nur über längere Zeiträume hinweg 
durch einen anderen abgelöst werden 

- in der Summe verschiebt sich sonst das 
Gewicht der Hauptproduktionsfaktoren 
zugunsten des Kapitals mit entspre
chenden Folgen für die Machtverteilung. 

Geboten ist nach alledem eine perspektivi
sche Gesamtpolitik, eben eine Arbeitspoli
tik (und nicht nur Arbeitsmarktpolitik). Sie in 
ihren vielfältigen Facetten zu beschreiben, 
ist an dieser Stelle nicht möglich. Die LIBE
RALEN DEMOKRATEN haben dazu ein vor
läufiges Konzept entwickelt. Es enthält fünf 
Grundsätze und weitere ins einzelne 
gehende Darlegungen zu den Punkten 
Arbeitszeit (Hauptstichwort: 6-Stunden
Tag mit 30-Stunden-Woche), Arbeitsnach
frage (Hauptstichwort: Öffentliche und pri-

Hans-H. Wilhelmi ist Bundesvorsitzender der Liberalen 
Demokraten 

vate Investitionen) und Arbeitsqualität 
(Hauptstichwort: Mitbestimmung). Ende 
Januar 1986 wird ein abschließendes Semi
nar stattfinden, das die Überlegungen ver
tiefen und die politischen Aussagen erwei
tern wird. Zu erhoffen ist dann ein ausge
reifter Antrag für den nächsten Bundespar
teitag. 
Von Anträgen und Beschlüssen zu wirksa
mer Politik ist es, gerade für die LIBERALEN 
DEMOKRATEN, sicher noch ein weiter 
Weg. Aber: Jeder ins Wasser geworfene 
Stein zieht Kreise (alte chinesische Weis
heit). Mehr noch: Die höchst aktuelle 
Chaos-Forschung hat nachgewiesen, daß 
gewohnte unmittelbare Verknüpfungen von 
Ursachen und Wirkungen selbst im natur
wissenschaftlichen Sinn schlicht nicht 
mehr gelten. Übertragen auf gesellschaft
lich-politische Zusammenhänge heißt das, 
daß sozialliberale Ideen zur Arbeitspolitik 
auch in nicht vorauszuahnender Weise auf 
fruchtbaren Boden fallen können. 
Die Zeit dafür (im Sinne des Kairas der alten 
Griechen) könnte günstig sein: 
1. Neue Modellrechnungen für Potential 

und Bedarf an Arbeitskräften des Insti
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor
schung zusammen mit der Prognos AG 
weisen nach, daß selbst bei arbeits
marktpolitisch günstigen Annahmen 
auch in den 90er Jahren die Gefahr 
anhaltend hoher Arbeitslosigkeit 
besteht (2 bis 4 Millionen). 

2. Eine Trennung von Arbeit und Einkom
men oder eine Zeitdifferenzierung bei 
Nivellierung der Einkommensverteilung 
sind Vorschläge von Wissenschaftlern 
linker Couleur, die ebenso wie neue 
Bücher von Politikern eher rechter Cou
leur einer "neuen Sicht der Dinge" in der 
öffentlichen Debatte Raum geben. 

3. Wir stehen, jedenfalls nach der Auffas
sung von Burkhart Lutz, am "unvermeid
lichen Ende der europäischen Nach
kriegsprosperität" und zugleich im 
Übergang von der Industrie- in die 
"lnformationsgesellschaft" -ein keines
wegs schmerzloser Prozeß. 

Das alles skizziert ein Scenario, in das 
unsere Gesellschaft samt ihren politischen 
Vertretern und Institutionen bislang eher 
betäubt als aufgeweckt von den verbalen 
Keulenschlägen der regierenden Mehrheit 
und oppositionellen Erwiderungen, nur
mehr hineintaumelt Mündige Bürger 
erwarten mehr. Mit realistischer Analyse, 
Klartext in der Aussage, Überzeugungs
kraft und Mut in der Auseinandersetzung 
mit etablierten Interessen und Positionen 
haben die LIBERALEN DEMOKRATEN die 
Chance, der öffentlichen Diskussion mehr 
Substanz und deutlichere Zielrichtung zu 
geben. 
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Die Arbeitsgesellschaft 
in der Krise 

M ein Thema ist die Zukunft der 
Arbeit. An seinem Beginn steht 
offenkundig die Gegenwart der 

Arbeitslosigkeit. Dazu will ich eine Frage 
stellen, die zunächst überraschen mag: 
warum ist eigentlich die Arbeitslosigkeit der 
80er Jahre so schlimm? Wer die Frage 
beantworten ~ann , ist wahrscheinlich 
schon auf dem Weg zu ihrer Lösung. 
So selbstverständlich ist die Antwort übri
gens nicht. Der frühere britische Premiermi
nister Macmillan sagte unlängst im 
Gespräch: "Arbeitslosigkeit? Ich weiß gar 
nicht, was die Leute haben. Als ich junger 
Abgeordneter war" - Macmillan wurde 
1924 zuerst ins Unterhaus gewählt - "for
derten alle weniger Arbeit. Warum sind sie 
nicht zufrieden, da sie jetzt ihr Ziel erreicht 
haben?" Vielleicht kann sich nur ein vereh
rungswürdiger 90jähriger eine solche 
Bemerkung leisten. Sie ist auch allenfalls 
halb wahr; sie verbindet eine tiefe Einsicht 
mit allzu großer Distanz von den prakti
schen Fragen, vor denen wir nun einmal 
stehen. Immerhin enthält sie damit die War
nung, sich nicht allzu leichtfertig durch die 
"Massenarbeitslosigkeit" zum Wunsch 
nach der Wiederkehr der Arbeitsgesell
schaft hinreißen zu lassen. 

Wirtschaftswachstum wieder "in"? 
Wer heute die wirtschaftspolitische Diskus
sion verfolgt und noch nicht ganz verges
sen hat, was vor zehn Jahren war, der muß 
stutzig werden: hat es denn die Wachs
tumszweitel der 70er Jahre nie gegeben? 
Wirtschaftswachstum ist wieder "in". Es ist 
dies zunächst tatsächlich. Zweieinhalb bis 
dreieinhalb Prozent Wachstum des Brutto
sozialprodukts bedeuten ja eine enorme 
Vermehrung der Menge neuer Güter und 
Dienstleistungen; an Quantität entsprechen 
sie dem mehr als Vierfachen im Jahre 1950. 
Unser gegenwärtiges Wirtschaftswachs
tum ist also mit den zweistelligen Raten der 
50er Jahre durchaus zu vergleichen. Vor 
allem aber ist die Kritik am Wirtschafts
wachstum verstummt. Die Banner Koalition 
setzt ausdrücklich auf Wachstum, unter 
verhaltener Anrufung der Theorien einer 
angebotsorientierten Wirtschaftspolitik der 
Ermunterung von Investoren und Unterneh
mern. Aber auch die Sozialdemokraten 
haben ihre Wachstumszweifel verdrängt; ja 
sogar die Grünen scheinen sich neben vie
lem anderen damit abgefunden zu haben, 
daß Politik eben doch leichter ist, wenn sie 
sich als Positivsummenspiel spielen läßt, 
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also wenn man Zuwächse verteilen kann 
und nicht Opfer bringen muß. "Arbeit und 
Umwelt" ist zwar ein schöner Spruch, 
bedeutet aber nicht viel mehr, als daß klas
sich neoklassische Wachstumspolit ik mit 
Bekenntnissen zur Vollbeschäftigung und 
einem bunten Vogel als Umweltminister 
garniert wird. 
Das zu bemerken ist wichtig, weil die gro
ßen Fragen der 70er Jahre zwar von der 
Bühne der Politik geschlichen sein mögen, 
damit aber nicht sinnlos geworden sind. 
Das gilt für die Grenzen des Wachstums 
ebenso wie die Stagflation. Der Club of 
Rome hat mit Recht gefragt, von welchem 
Punkt an die zerstörende Kraft des Wachs
tums größer wird als sein Gewinn, auch 
wenn die ersten, eher malthusianisch
mechanischen Antworten viele Schwächen 
hatten. Fred Hirsch hat die gerne ver
drängte Frage der sozialen Grenzen des 
Wachstums hinzugefügt, wie wir also damit 
fertigwerden, daß immer mehr Chancen für 
alle am Ende immer weniger Chancen las
sen. Wenn jeder ein einsames Haus am 
Bergsee will, gibt es bald keine einsamen 
Häuser an Bergseen mehr. Mancur Olson 
hat dem in seinem üetzt auch auf deutsch 
erschienenen) Buch unter diesem Titel die 
Frage hinzugefügt, ob nicht "Aufstieg und 
Fall von Nationen" mit jenen sozialen Ver
krustungen zusammenhängen, die anhal
tende Stagflationsphasen erklären. Ein Kar
tell von Interessengruppen hat den Kuchen 
immer schon verteilt, bevor er gebacken ist; 
Neues entsteht so nicht. Vor allem aber löst 
Wachstum Probleme nicht mehr. ln früher 
ungeahntem Maße, und nicht nur in den 
Vereinigten Staaten, ist der gegenwärtige 
Aufschwung ein Wachstum auf Pump. Und 
dennoch verlangen Wirtschaftsinstitute 
einen "steileren Wachstumspfad", um mit 
der Arbeitslosigkeit fertigzuwerden. 

Beschäftigungsloses Wachstum 
Das ist denn aber auch der Grund für diesen 
Beginn meiner Überlegungen: beträchtli 
ches Wirtschaftswachstum ist heute bei 
hoher Arbeitslosigkeit möglich. Wir brau 
chen offenbar die Arbeitskraft der Unbe
schäftigten nicht, um die Produktion von 
Gütern und die Erstellung von Dienstlei
stungen Jahr für Jahr um zwei, drei, vier 
Prozent zu steigern. Der Stagflation ist das 
gefolgt, was man jobless growth oder a c 
boom unemployment nennen muß, a so 
beschäftigungsloses Wachstum, E.xpar
sions-Arbeitslosigkeit. Auf der Büh e er 
öffentlichen Diskussion hat das ne e Pr 

blem die Stagflation längst verdrängt. Wie
der gibt es eine beträchtliche Literatur, die 
von Weltuntergangsszenarien bis zu nüch
ternen Analysen reicht, doch in mancherlei 
Sprache dasselbe sagt. Die einen sprechen 
vom Ende der Arbeitsgesellschaft, die 
anderen von der unverhofften Erhöhung der 
"natürlichen" Rate der Arbeitslosigkeit 
oder, technischer, der Arbeitslosigkeit, die 
sich ohne beschleunigte Inflation nicht sen
ken läßt und die bei sieben oder acht Pro
zent angesetzt wird. 
Wieder gibt es übrigens auch diejenigen, 
die hoffen, das neue Thema würde sich 
schon still wieder davonmachen. Sie ver
weisen auf die Zahl der jährlich neuge
schaffenen Arbeitsplätze und die gleichzei
tige Veränderung der demographischen 



Strukturen. Beides zusammen, so wird 
argumentiert, müsse spätestens Anfang 
der 90er Jahre sozusagen naturnotwendig 
zu einer raschen Abnahme der Arbeitslosig
keit führen. Immer häufiger hört man auch, 
mit verräterischer Unabsichtlichkeit, im 
kommenden Jahr werde es schon gelingen, 
die Arbeitslosenstatistik herunterzubrin
gen. Die Statistik? Da muß man an jenen 
Finanzminister denken, der jeden Monat 
wieder den Leiter des Statistischen Amtes 
mit der erwartungsfrohen Frage empfing 
"Na, geht es aufwärts?", um dann ent
täuscht zu vernehmen, daß das, was er 
ohnehin wußte, sich auch in den Zahlen nie
derschlägt. 

Statistik darf man weder ignorieren noch 
überschätzen. Zwei Jahrzehnte lang, von 
der Mitte der 50er Jahre bis zur Mitte der 
70er Jahre, war die Arbeitslosigkeit stati
stisch kein beunruhigendes Problem. Sie 
sank von 5 % auf 1 % und fing erst nach 
dem ersten Ölscheck von 1973 wieder an 
zu wachsen. Ende der 70er Jahre ging die 
Arbeitslosenrate sogar noch einmal zurück 
auf unter 4 %. Erst seit 1980 ist sie dann 
rasch angestiegen, um sich in der Bundes
republik bei 9 % zu stabilisieren. Die Zahl 
verbirgt beträchtliche regionale Unter
schiede. Sie ist auch sonst für manche 
Zweifel offen, und zwar nach oben wie nach 
unten. Indes, selbst wenn der Aufschwung 
noch eine Weile anhält und die Arbeitslo
senrate rückläufig wird, verschwinden die 

zugrundeliegenden Probleme nicht, die in 
der Statistik einen, aber eben auch nur 
einen Ausdruck finden. 

Warum ist also die Arbeitslosigkeit 
so schlimm? 
Sie ist es nicht aus statistischen Gründen. 
Sie ist es auch nicht, weil sie in irgendeinem 
greifbaren Sinne eine "Massenarbeitslosig
keit'' wäre. Der Ausdruck eignet sich viel
leicht zur Polemik; aber in Wahrheit sind die 
Arbeitslosen nicht massenhafter als, sagen 
wir, die Sozialhilfeempfänger oder die noch 
immer beruflich benachteiligten Frauen. Die 
Beispiele sind mit Bedacht gewählt. Viele 
Menschen fallen in diese Kategorie, aber 
keine der Sozialkategorien tritt massenhaft 
in Erscheinung. Keine wird auch auf Bonn 
marschieren, um ihre Interessen anzumel
den und Ansprüche durchzusetzen. Dafür 
gibt es viele Gründe. Was die Arbeitslosen 
betrifft, so ist einer, daß diese immer schon 
dazu geneigt haben, ihre Lage als persönli
ches Geschick, als Pech oder als Versagen 
zu verstehen. Das hat etwas damit zu tun, 
daß die Arbeitslosen eher in einer Konkur
renzbeziehung als in einer der Solidarität' 
stehen; gemeinsames, kollektives Handeln 
hilft ihnen wenig. Und viele haben alle Hoff
nung schon fahren lassen; sie gehören zu 
jener Unterklasse, die eher durch Lethargie 
als durch Aktivismus gekennzeichnet ist. 
Nein, eine Revolution der Arbeitslosen wird 
es und kann es nicht geben. 

Neue Unterklasse -
Anklage der Gesellschaft 
Heißt das gar, daß das Problem der Arbeits
losen am Ende so schlimm nicht ist? Kön
nen wir uns mit den statistischen Aussich
ten und der politischen Unsichtbarkeit der 
Arbeitslosen beruhigen? Ganz sicher nicht. 
Nur liegt das Problem an möglicherweise 
unverhofften Stellen. Zwei davon sind 
besonders wichtig. Da ist einmal jene 
kuriose Entwicklung, die- mit Nuancen- in 
allen OECD-Ländern stattfindet. Eine 
beträchtliche Mehrheit aller Bürger hat 
Arbeit. Sie steht auf der großen Rolltreppe 
der modernen Gesellschaft, der scala 
mobile, die immer nur nach oben führt. Die 
meisten können hoffen, ihre Wünsche und 
Erwartungen im Rahmen der bestehenden 
Verhältnisse im Großen und Ganzen ver
wirklicht zu finden. Aber eine Minderheit 
fällt heraus. Sie steht vor der Rolltreppe, 
ohne auch nur einen Fuß auf die erste Stufe 
zu bringen. Außer der Mehrheitsklasse gibt 
es die neue Unterklasse, und ihre Existenz 
selbst ist eine Anklage der Gesellschaften, 
in denen wir leben. Um einen anderen briti
schen Premierminister, Clement Attlee, zu 
zitieren: "Es ist abwegig zu erwarten, daß 
wir überleben können, wenn wir für die, die 
drinnen sind, den Himmel schaffen, aber 
die, die draußen bleiben, in einer Hölle las
sen." 

Die "Halbgesicherten" 
Das Bild ist vereinfacht. ln den letzten Jah
ren hat sich zwischen die Mehrheitsklassen 
und die Unterklasse - zwischen die 
Stammbelegschaften und die Dauerar
beitslosen - eine neue, wachsende Kate
gorie von Halbgesicherten geschoben, eine 
Grauzone derer, die mal drinnen sind und 
mal draußen, zwischen Himmel und Hölle 
sozusagen. Diese Kategorie könnte bei sich 
verschlechternden wirtschaftlichen Bedin
gungen eines der großen sozialen Pro
bleme bilden. Vorerst aber ist das Haupt
problem ein anderes. Man zögert, auf die 
Unterklasse der neuen Armen und Arbeits
losen den Begriff des Lumpenproletariats 
anzuwenden: "diese passive Verfaulung 
der untersten Schichten der alten Gesell
schaft" (wie es im "Kommunistischen Mani
fest" heißt), die nicht etwa Teil einer revolu
tionären Bewegung ist, sondern "seiner 
ganzen Lebenslage nach... bereitwilliger 
sein (wird), sich zu reaktionären Umtrieben 
erkaufen zu lassen". Manchens spricht 
indes dafür, daß die Unterklasse vor allem 
ein Reservoir für situationsbezogene Aus
brüche darstellt. Sie hat hier und da die 
Fußballstadien erobert; sie regiert in man
chen Bezirken innerer Städte, die die Polizei 
zu meiden gelernt hat; sie erinnert an die 
pseudo-politischen Schlägereien, die das 
Horst-Wessei-Lied einmal glorifiziert hat; 
sie stellt das in Frage, was Liberale so 
ungern beim Namen nennen, Recht und 
Ordnung. 

Staatsbürgerrechte werden zum 
Privileg 
Da wird denn auch der Kern des Problems 
sichtbar: die neue Arbeitslosigkeit ist 
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schlomm, weil sie die Unfähigkeit moderner 
Gesellschaften zeigt, die Grundrechte des 
Staatsbürgers allen Menschen in ihren 
Grenzen zukommen zu lassen. Staatsbür
gerrechte sind etwas geworden, was sie nie 
sein dürfen, ein Privileg, und sei es auch 
eines der Mehrheit. Diese Mehrheit hat 
mannigfache Mittel, ihre Stellung zu vertei
digen. Die Parteien und großen Organisa
tionen sind ihre Bastionen. Nur wird das auf 
die Dauer nicht gutgehen. Es stößt nämlich 
nicht nur moralisch, sondern auch prak
tisch an. Wer die Freiheit will, muß wollen, 
daß alle Bürger Bürgerrechte haben; wer 
das nicht will, wird bald auch die Freiheit 
verlieren. 
Das ist die eine Seite des Problems, schein
bar abstrakt und doch konkreter als alle 
gängigen Phrasen. Die andere Seite hat es 
mit der Gefahr zu tun, daß die öffentliche 
Diskussion sich auf Rezepte konzentriert, 
die die alte Welt der Vollbeschäftigung und 
mit ihr die in allen Teilen durch Erwerbstä
tigkeit geprägte Arbeitsgesellschaft wie
derherstellen sollen. Damit würde nicht nur 
eine Chance verpaßt, sondern auch ein gro
ßes Mißverständnis in unsere Zukunft ein
gebracht. Es hat nämlich schon seinen 
Grund, von einer neuen Arbeitslosigkeit zu 
sprechen. ln entscheidender Hinsicht ist 
das, was wir heute erleben, nicht einfach 
eine Wiederholung der großen Wirtschafts
krise der 30er Jahre. Der Unterschied läßt 
sich in eine Aussage fassen {en passant ist 
sie vorhin schon gemacht worden): die 
Arbeitskraft der heute Arbeitslosen ist über
flüssig geworden. Wir brauchen die 
Arbeitslosen nicht, um das auf absehbare 
Zeit erreichbare Wirtschaftswachstum zu 
produzieren. John Maynard Keynes suchte 
die Lösung für unemployment amidst 
dearth, Arbeitlosigkeit inmitten des Man
gels; aber unser Problem ist unemployment 
admidst affluence, Arbeitslosigkeit inmitten 
des Überflusses. Die Arbeitslosen sind in 
den Windschatten der nachindustriellen 
Gesellschaft geraten. 

Arbeitsgesellschaft -
Tätigkeitsgesellschaft 

Das ist überzeichnet. Jede Gesellschaft 
braucht jeden Menschen in ihren Grenzen; 
sonst wird sie zum Hobbassehen Alptraum 
eines Rudels mordgieriger Wölfe {homo 
homini Iupus). Die Übertreibung hilft aber, 
den zugrundeliegenden Sachverhalt zu ver
stehen. Es ist der Sachverhalt, den Harold 
Macmillan bei seiner eingang!l zitierten 
Bemerkung im Sinn hatte. Seit ihrer Erfin
dung, zumindest aber ihrer massenhaften 

. Ausbreitung im 18. und 19. Jahrhundert, 
war Lohnarbeit Fronarbeit. Das große 
Thema des Fortschritts lag in der Befreiung 
des Menschen von unwürdiger, ja oft uner
träglicher Arbeitslast Das Thema ist viel 
älter als die lndustriegesellschaft. Marx hat 
mit seiner Unterscheidung des "Reiches 
der Freiheit" vom "Reich der Notwendig
keit'' ein Motiv aufgenommen, das sich 
schon bei Aristoteles findet. Aber die Indu
striegesellschaft hat es als erste möglich 
gemacht, das Thema zu bewältigen. "Die 
Verkürzung des Arbeitstages ist die Grund
bedingung", heißt es lakonisch bei Marx am 
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Ende der Erörterung von Freiheit und Not
wendigkeit. ln dieser Hinsicht zumindest 
war der Fortschritt keine Schnecke. Ein 
Jahrhundert später sind Kinder, Alte und 
Gebrechliche vom Zwang zur Arbeit befreit, 
haben Bildung, Ruhestand und Freizeit den 
Raum der Arbeit im Leben der übrigen 
streng begrenzt, ist nahezu alle Arbeit leich
ter, humaner geworden. Allerorten ist 
abhängige, belastende, unwürdige, hetero
nome Arbeit zugunsten selbstgewählter, 
eigene Talente und Hoffnungen entfalten
der, autonomer Tätigkeit zurückgedrängt 
worden. Da kann man, wie stets, sagen, es 
sei immer noch nicht genug geschehen und 
nicht alle hätten in gleicher Weise von der 
Entwicklung profitiert; doch sind das bei
nahe schon Mäkeleien angesichts der 
Dimension des Fortschritts auf dem Weg 
von der Arbeitsgesellschaft zur Tätigkeits
gesellschaft. 
Allerdings gilt hier wie auch sonst: der Fort
schritt hat einen Preis. Weniger Menschen 
tragen leichter am Joch der verbleibenden 
Erwerbsarbeit {denn von ihr ist die Rede); 
mehr Menschen haben unvergleichlich viel 
mehr Chancen der freien Tätigkeit - aber 
damit ist die Geschichte nicht zuende. Sie 
ist glücklicherweise überhaupt nie zuende, 
solange es Menschen gibt. Neue Fragen 
stellen sich. An manchen von ihnen werden 
wir noch lange tragen. Arbeit, auch 
Erwerbsarbeit, war durch Jahrhunderte hin 
das Gerüst, um das herum Menschen ihr 
Leben aufgebaut haben. Arbeit hat {neben 
anderem) den Zeitplan des Tages, der 
Woche, des Jahres, des Lebens bestimmt, 
einschließlich gerade auch jener Zeit, die 
nicht am Arbeitsplatz zugebracht wird, also 
der Bildungszeit, der Freizeit, der Zeit des 
Ruhestandes. Was tun Menschen mit ihrer 
Zeit, wenn Arbeit das nicht mehr leistet? 
Wird es mehr und mehr "ewige Studenten" 
geben? Wird ein Übermaß an Medien
Berieselung die passive Existenz vieler 
Menschen noch verstärken? Wird das 
Fernsehprogramm zum neuen Gerüst des 
Tages, der Woche, des Jahres? Wird das 
Dahindämmern der Pensionärsexistenz zur 
Regel? Das sind lösbare Fragen; nur müs
sen sie auch gelöst werden. 

Opfer von der Mehrheitsklasse 

Das gilt zunächst aber für die offenkundig
ste Frage. Erwerbsarbeit, die es immer im 
Überfluß gab, ist zum knappen Gut gewor
den. {Daran könnte man manche Ratlektion 
anknüpfen, zum Beispiel über knappe und 
teure Erwerbsarbeit und die gleichzeitige 
Tatsache, daß so vieles ungetan bleibt.) Wie 
es bei knappen Gütern zu gehen pflegt, 
haben einige sie im Überfluß, während 
andere gänzlich leer ausgehen. Es bleibt ein 
Verteilungsproblem, und derlei Probleme 
tun weh. Solange Erwerbsarbeit zugleich 
wesentliche Quelle des Lebensunterhalts, 
fester Anhaltspunkt sozialer Berechtigun
gen und Bedingung der Selbstachtung ist, 
läßt sich die Unterscheidung derer, die 
Arbeit tun und derer, die sie nicht habe , 
nicht ertragen. Da das noch eine Zeitlang 
der Fall sein wird, muß die verbleibe e 
Erwerbsarbeit anders, nämlich gerech er 
verteilt werden. Das geht wahrsche1 

nicht als PositivsummenspieL Das verlangt 
Opfer von der Mehrheitsklasse, oder viel
mehr, es verlangt eine neue Einstellung. 
Mehr Menschen müssen bereit sein, Pro
duktivitätssteigerungen nicht wie selbst
verständlich in Lohnerhöhungen, sondern 
in Zeit umzusetzen, in Tätigkeitszeit Man 
kann die Interessenlage von Gewerkschaft
lern verstehen, die zugleich höheren Lohn 
und kürzere Arbeitszeit, also die Besser
stellung ihrer Mitglieder und die Vergröße
rung ihres Mitgliedspotentials durch die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze wollen. Aber 
die Quadratur des Zirkels kann nicht gelin
gen; am Ende führen solche Forderungen 
eher zur Verhärtung der Grenze zwischen 
Arbeitenden und Arbeitslosen. Um die 
durchlässig zu machen, sind andere," 
schwierigere Schritte nötig. Das führt mich 
zurück zu der Absicht, mit der wir hier The
men der Zeit erörtern, also zum politischen 
Handeln. Analyse ist nötig; wir zahlen näm
lich heute einen hohen Preis für einen 
gedankenlosen Pragmatismus der Politik. 
Aber Analyse ist nicht Selbstzweck. Lassen 
Sie mich drei Schlüsse aus dieser Analyse 
ziehen, ohne doch mehr für sie in Anspruch 
zu nehmen als daß sie eine überlegte 
öffentliche Diskussion anregen können. 

1. Staatsbürgerrechte für alle: 
Mindesteinkommen 

Der erste Schluß ist: was immer im Hinblick 
auf Arbeitslose und Arbeitslosigkeit getan 
wird, muß im Blick auf die Notwendigkeit 
getan werden, Staatsbürgerrechte für alle 
zu garantieren. Das ist so philosophisch 
nicht, wie es klingt. Es hat zum Beispiel 
etwas zu tun mit der bislang nur sporadisch 
erörterten, aber fundamentalen Frage des 
garantierten Mindesteinkommens. {Auch 
die Grundversorgung der Arbeitsunfähigen 
und nicht mehr Berufstätigen, also die 
Begründung des Sozialstaates von mor
gen, gehört in diesen Bereich; und man 
sollte sich durch das Kartell der Interessen
ten nicht irre machen lassen beim Einbrin
gen neuer Vorschläge.) Nichts ist in einer 
Zeit, in der zwischen Mehrheitsklasse und 
Unterklasse eine bedenklich scharfe 
Grenze gezogen wi rd , falscher als die 
Denaturierung sozialer Leistungen zu 
gezielten, auf umständl icher Bedürfnisprü
fung beruhenden milden Gaben. So wird 
nämlich nicht nur das Stigma des Aus
sch lusses von der Weit der Mehrheit sicht
bar gemac t, sondern auch die Grenze zwi
schen Him el und Hölle mit Stacheldraht 
und Selbs schußanlagen ausgestattet. 
Die Erö e ng des garantierten Mindest
einka e s st bisher eher mißlich verlau
fen. D e e ollen Arbeit und Einkorn

e oppeln. Ihre Motive sind 
ers an d auch einleuchtend, aber 

s e de zweiten Schritt vor dem 
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Hinblick auf die Motive der Menschen als 
auch die Leistungsfähigkeit der Volkswirt
schaft. Hier geht es um einen zugleich 
bescheideneren und weiterreichenden 
Gedanken. Das Mindesteinkommen als 
Prinzip ist eine Folge der Absicht, Ausgren
zung durch die erneute Bestätigung des 
Grundsatzes der Staatsbürgerrechte für 
alle zu überwinden. Das garantierte Ein
kommen braucht indes kein auskömmli
ches Leben zu sichern; die Verbindung von 
Grundsicherung und Anreiz zur Eigenlei
stung ist vielmehr einer entwickelten 
Staatsbürgergesellschaft durchaus ange
messen. 

2. Größere Flexibilität 

Der zweite Schluß der hier entworfenen 
Analyse betrifft ein Thema, das zum Unter
schied vom Mindesteinkommen viel disku
tiert wird, bei dem aber Klarheit der Begriffe 
dringend nottut, das ist das Thema der Fle
xibilität. "Flexibilität", so meinte der ameri
kanische Gewerkschaftsführer Lane Kirk
land kürzlich, "das bedeutet zwei Wörter: 
you're fired!" -Genau genommen sind es 
auch auf englisch drei Wörter: "Sie sind ent
lassen!" Wenn das der Fall sein sollte, kann 
man das Thema gleich zu den Akten legen. 
Das gilt nicht nur, weil die Einschränkung 
der Arbeitsplatzsicherheit - wie auch die 
Senkung der Reallöhne - nur um einen 
hohen Preis an sozialem Frieden durch
setzbar wäre. Das ist auch relevant; aber es 
ist nur ein Teil des Problems. Wichtiger ist, 
daß vor allem Ökonomen hier dazu neigen, 
ihre Modellogik mit der Wirklichkeit zu ver
wechseln. Daß hohe Reallöhne und vor 
allem Realeinkommen ein wichtiges Stück 
des Hintergrundes der neuen Arbeitslosig
keit ausmachen, läßt sich schlechterdings 
nicht bestreiten. Doch folgt daraus nicht, 
daß man nur zum status quo ante, also 
sagen wir zu den Reallöhnen von 1973 oder 
auch 1979 zurückzukehren braucht, um die 
relative Vollbeschäftigung von 1973 oder 
1979 wiederherzustellen. Hier sind ökono
mische Theorien Elnwegtheorien, die sich 
nicht in politische Rezepte umkehren las
sen. Maßvolle, unter den Produktivitätsstei
gerungen liegende Einkommenserhöhun
gen, gewisse Korrekturen an den Lohnne
benkosten, befristete Arbeitsverträge und 
dergleichen sind also wichtig; aber nie
mand soll in ihnen schon die Antwort auf die 
Arbeitsfrage suchen. 
Das gilt nicht zuletzt darum, weil es ja 
abwegig wäre, mit den Nebenwirkungen 
auch die Errungenschaften vergangener 
Fortschritte abzuschütteln. Karl Popper 
hatte sich schon etwas dabei gedacht, als 
er am Ende des ersten Bandes der "Offenen 
Gesellschaft" diese durch "Sicherheit und 
Freiheit" bestimmte. Wir können die japani
sche Mischung von Rigidität und Flexibilität 
nicht nachäffen, aber wir sollten uns auch 
nicht von der amerikanischen Ideologie 
absoluter Flexibilität irremachen lassen. Es 
könnte durchaus einen europäischen Weg 

geben, der Staatsbürgerrechte und Lebens
chancen auf neue Weise verbindet. 
Auch dieser Weg verlangt allerdings mehr 
Flexibilität, nur in einem präzisen und 
begrenzten Sinne. Zwei Beispiele müssen 
hier genügen. Das eine betrifft die soge-

nannte innerbetriebliche Mobilität. Daß es 
Kündigungsschutz gibt, ist gut und richtig. 
Daß es zugleich Schutz vor "Änderungs
Kündigungen" gibt, macht Betriebe, Ver
waltungen und Organisationen starr. Wenn 
Veränderungen des Arbeitsplatzes auch 
ohne Gefährdung der Anstellung selbst so 
schwierig bleiben wie sie es heute sind, 
wird das bedeuten, daß auch insoweit die 
Mehrheitsklasse sich weiter verschanzt und 
zukünftige Möglichkeiten freier Tätigkeit 
blockiert werden. Hier spielen übrigens die 
an sich wünschenswerten Einrichtungen 
der Betriebs- und Personalräte eine höchst 
zweifelhafte Rolle. 
Das andere Beispiel betrifft ein liberales 
Lieblingsthema, die Zeitsouveränität ln 
Frankreich hat die Regierung einen interes
santen Vorschlag in die öffentliche Diskus
sion eingebracht. Sein Kern liegt darin, die 
Arbeitszeit auf Jahresbasis zu berechnen, 
um dann einerseits eine Verkürzung der 
(Jahres-)Arbeitszeit, andererseits aber eine 
weitgehend flexible Verteilung der Arbeits-

stunden auf das Jahr zu erlauben. Dabei 
soll weder der Achtstundentag noch die 40-
Stunden-Woche, weder die Regelung der 
Schichtarbeit noch der fixierte Jahresur
laub tabu sein. Das ist ein konkretes Bei
spiel für ein allgemeineres Prinzip: wegzu
kommen von der hemmenden Starre der 
geltenden Zeitregelungen für die Arbeit des 
Einzelnen, aber auch für die Tätigkeit der 
Unternehmungen einschließlich der Laden
schlußzeiten, ohne daß durch größere Fle
xibilität die Grundsicherheit der Beschäftig
ten gefährdet wird. 
An weiteren Beispielen wäre kein Mangel. 
Doch sind diese fast nicht nötig. Die Pointe 
des Mindesteinkommens und der Flexibili
tät im hier verstandenden Sinne ist, daß 
beide nicht nur Mittel zur Bewältigung 
unmittelbarer Probleme sind, sondern daß 
sie Wege weisen, die zu einer Gesellschaft 
der Tätigkeit führen. Hier geht es gerade 
nicht um die Rekonstruktion der Arbeitsge
sellschaft, so gerne verlegene Kapitalisten 
und Sozialisten deren Disziplinierungsin-

strumente wiederbeleben möchten. Hier 
geht es um strategische Veränderungen, 
durch die am Ende eine Gesellschaft tätiger 
Staatsbürger entsteht. Das ist eine Welt, in 
der alle gewisse erkennbare Grundrechte 
der Teilnahme haben. Alle: niemand ist aus
geschlossen oder ausgegrenzt. Zugleich ist 
es eine Gesellschaft, in der die Eintrittskarte 
nicht mehr Fronarbeit heißt. Vielmehr eröff
net diese Gesellschaft ein Optimum an 
Möglichkeiten der Tätigkeit im besten 
Sinne, nämlich an sinnerfüllter Selbstbe
stimmtheit Da gibt es Strukturen - Ligatu
ren-, die dem Tun Bedeutung geben, aber 
immer auch den Spielraum zu ihrer persön
lichen Gestaltung. 

3. Bildung für die 
Tätigkeitsgesellschaft 

Das führt dann zu einem dritten und letzten 
Schluß aus dieser Analyse, zu dem mit 
Zögern ein Wort zu sagen ist, der Bildung. 
Um dies sogleich festzuklopfen: Bildung ist 
nicht der Motor des Wandels. Sie ist weder 
so nützlich wie die einen noch so schädlich 
wie die anderen glauben. Sie ist immer 
bezogen auf das, was menschliches Leben 
in Gesellschaft vor allem ausmacht, und 
das ist nun einmal die Aneignung der Welt 
durch unser Tun, insofern die Arbeit. Aber in 
dem Maße, in dem Arbeit zur Tätigkeit wird 
- werden soll-, kann und muß Bildung sich 
von Grund auf verändern. Das gilt für ihren 
Platz im Leben nicht minder als für ihre. 
Inhalte. 
Die Gemeinplätze, die einem hier in den 
Sinn kommen, sind deshalb nicht weniger 
begründet. Ausbildung für die moderne 
Arbeitswelt muß selbst schon Vorausset
zungen und Bereitschaft zur Flexibilität 
schaffen. Bildung für eine Welt der Tätigkeit 
darf nicht auf die Ansprüche der Arbeitswelt 
beschränkt bleiben. Die .Trennung einer 
großen arbeitslosen Bildungswelt von einer 
ebenso großen bildungslosen Arbeitswelt 
war von Anfang an falsch; beide müssen 
einander viel stärker durchdringen. Bildung 
ist Bürgerrecht, aber hier wie auch sonst ist 
Expansion ohne Differenzierung verderb
lich. Das sind schöne, fast schon fromme 
Sprüche. Die Frage ist: gibt es einen strate
gischen Ansatzpunkt im Bereich der Bil
dung, der den Weg von der bröckelnden 
Arbeitsgesellschaft zur lockenden Tätig
keitsgesellschaft ebnen könnte? Da fehlt 
mir die Antwort. 
Das Thema dieser Erwägungen war die 
Krise der Arbeitsgesellschaft. Das Wort 
Krise ruft Angst wach und oft den Versuch, 
an Bekanntem festzuhalten. Das war hier 
nicht beabsichtigt. Wir sollten der Arbeits
gesellschaft leichten Herzens Lebewohl! 
sagen, oder vielmehr, Auf Nimmerwieder
sehen! Sie war notwendige, aber keines
wegs zureichende Bedingung der neuen 
Freiheit der Tätigkeitsgesellschaft, die 
heute am Horizont erscheint. Damit sie sich 
nicht mit dem Horizont wieder entfernt, 
wenn wir uns ihr nähern, ist manches hier 

.. und heute zu tun. Die schöpferische Bewäl
tigung der Arbeitslosigkeit ist das erste 
Thema. 

Diese Rede hielt Prof. Dr. Ralf Dahrendorf am 5. Januar 
auf dem diesjährigen Dreikönigstreffen der FDP in Stutt
gart. 
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Kommunale 
Beschäftigungspolitik 

Ein konzeptioneller Beitrag 
von Hubert Hoffmann und Dr. Jochen Stauder 

D 
ie hohe Arbeitslosigkeit der letzten 
Jahre zählt zu den zentralen gesell
schaftlichen Problemen, mit denen 

sich die Politik heute auseinanderzusetzen 
hat. Alle Gebietskörperschaften, auch die 
Kommunen, sind aufgefordert, ihre Politik 
stärker als bisher auf Beschäftigungswir
kungen zu überdenken, vorhandene Mög
lichkeiten zu nutzen und neue, auf die 
sozioökonomischen Bedingungen und Fra
gestellungen der 80er Jahre zugeschnit
tene Instrumente zu entwickeln. 
Hauptadressat beschäftigungspolitischer 
Ziele ist seit jeher der Bund. Das ist prinzi
piell auch sinnvoll, da Arbeitslosigkeit im 
wesentlichen auf gesamtwirtschaftliche 
Ursachen zurückgeht. Dies darf aber für die 
Kommunen kein Anlaß sein, sich mit dem 
Verweis auf die Verantwortung des Bundes 
der beschäftigungspolitischen Herausfor
derung zu entziehen. 
Tatsächlich ist das Thema "Beschäfti
. gungspolitik" in den letzten Jahren zuneh
mend in das Blickfeld der Kommunalpolitik 
geraten, ja überhaupt erst als ein eigenstän
diges kommunales Ziel entdeckt worden. 
Das dürfte damit zusammenhängen, daß 
die hohe Dauerarbeitslosigkeit mit hohen 
monetären Kosten für die Kommunen ver
bunden ist, insbesondere Steuerausfällen 
und stark steigenden Sozialausgaben 
(Sozialhilfe nach dem BSHG sowie andere 
reparative Leistungen als Folge der Dauer
arbeitslosigkeit z. B. im Bereich der Jugend
arbeit). Darüber hinaus sind die Kommunen 
mit der Dauer der gesellschaftlichen 
Arbeitslosigkeit zunehmend auch politisch 
in Zugzwang geraten, weil sie für die lokale 
Arbeitslosigkeit mit verantwortlich gemacht 
werden und bei sinkender (gesellschaftlich 
akzeptierter) räumlicher Mobilität verstärkt 
Beschäftigungsmöglichkeiten vor Ort 
gefordert werden und die Kommune zum 
Adressat dieser Forderung geworden ist. 
Gerade die Kommunen aus strukturschwa
chen Regionen sehen sich gezwungen, 
neben den traditionellen Instrumenten der 
Wirtschaftsförderung zusätzliche Strate
gien gegen die hohe Dauerarbeitslosigkeit 
zu entwickeln. Sofern die Kommunen aus 
dem Beschäftigungsproblem bislang kon
krete wirtschaftspolitische Handlungen 
abgeleitet haben, reagieren sie allerdings in 
der Mehrzahl damit, daß sie den für sie ein
fachsten und unproblematischsten Weg 
gehen, indem sie versuchen, ihre Kosten 
der Arbeitslosigkeit auf andere Träger, ins-
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besondere auf die Bundesanstalt für Arbeit, 
weiterzuwälzen oder die lokale Arbeitslo
sigkeit zu "exportieren", etwa durch die 
Bevorzugung lokaler Anbieter bei der Auf
tragsvergabe. Gegen eine solche Strategie 
muß eingewendet werden, daß sie lediglich 
unter dem kurzfristigen fiskalischen Blick
winkel des Stadtkämmerers begründbar 
sein mag, aber nicht in der Lage ist, einen 
Beitrag zum Abhau der volkswirtschaftli
chen Arbeitslosigkeit zu leisten. 
Die Alternative zu dieser eher reaktiven 
Politik besteht in der Entwicklung einer 
eigenständigen Beschäftigungspolitik auf 
kommunaler Ebene, die aufbauend auf dem 
endogenen Entwicklungspotential der 
Region möglichst direkt auf die Erhöhung 
des Beschäftigungsniveaus zielt, also 
zusätzliche und dauerhafte Arbeitsplätze 
für die Region und für die Gesamtwirtschaft 
bewirkt. 
Erste interessante Ansätze einer kommu
nalen Entwicklungs- und Beschäftigungs
politik liegen inzwischen vor (vgl. Gewerk
schaftliche Bildungspolitik 1 0 '85). Insge
samt muß aber angemerkt werden, daß die 
Reaktionen der Kommunen auf die 
Beschäftigungskrise, so begrüßenswert sie 
prinzipiell auch sind, häufig zu wenig kon
zeptionell reflektiert und selten auf Dauer 
bzw. auf langfristige Wirkungen angelegt 
sind. Dies kann allerdings schon insofern 

Jochen Stauder 

nicht verwundern, da das Beschäftigungs
problem ein neues Aufgabenfeld für die 
Kommunen darstellt und weder auf theore
tische Entwürfe noch auf umfangreiche 
praktische Erfahrungen zurückgegriffen 
werden kann. 

Existenzgründungsförderung 
- eine kommunale Strategie 

für mehr Beschäftigung? 
Auch auf kommunaler Ebene sind noch 
Spielräume für die Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze ·vorhanden. Aufgabe in den 
nächsten Jahren ist es, systematisch die 
kommunalen Handlungsfelder zu durchfor
sten und beschäftigungswirksam zu nut
zen. 
Aus der Palette der kommunalen Aktions
felder greifen wir uns im folgenden einen 
Bereich heraus, den wir unter dem 
Gesichtspunkt eines möglichst effizienten 
Einsatzes öffentlicher Mittel für besonders 
interessant halten - die Förderung von Exi
stenzgründungen auf kommunaler Ebene. 
Wir wollen uns diesem Thema hier in drei 
Schritten nähern: 
Im Vorfeld ist zunächst zu klären, inwiefern 
ein zusätzliches Angebot an Waren und 
Dienstleistungen in Form von Existenzgrün
dungen auch unter gesamtwirtschaftlicher 
Perspektive zu mehr Beschäftigung führt. 
Förderung von Existenzgründungen ist kein 
neues Thema. ln einem zweiten Schritt skiz
zieren wir daher, daß es einen relevanten 
Bereich gibt, der von den bestehenden Pro
grammen nicht ausreichenderfaßt wird und 
der durch kommunale Maßnahmen aktiviert 
und zum wirtschaftlichen Erfolg geführt 
werden kann. 
Ansch ließend stellen wir ein regionales Ent
wicklungsmodell vor, in dessen organisato
rischen Rahmen ein Beschäftigungspro
gramm via Existenzgründungen durchge
führt und die spezifischen Vorteile, die auf 
lokaler Ebene anfallen, genutzt werden 
können. 
Gemäß der keynesianischen Theorie 
bestimmt das Niveau der gesamtwirt
schaftl ichen Nachfrage den Umfang der 
Beschäftigung. ln diesem Sinne resultiert 
Unterbeschäftigung aus einer zu geringen 
effektiven Nachfrage, aus einer Lücke zwi
schen Investitionsausgaben und Ersparnis
sen. Jede Ausweitung des Angebotes und 
damit jede Existenzgründung führt durch 
die Umwandlung eigener Ersparnisse und 



Kredite in Investitionen und für die Vorfinan
zierung laufender Betriebsausgaben dazu, 
daß über zusätzliche Nachfrage zusätzli
ches Einkommen und damit mehr Beschäf
tigung entsteht. Aus gesamtwirtschaftli
cher Sicht alimentiert sich also ein neues 
Angebot gewissermaßen zunächst durch 
sich selbst. Sofern sich allerdings die Pro
dukte, auf denen eine Existenzgründung 
basiert, nur wenig von den bestehenden 
unterscheiden, wird in mittlerer Sicht ein 
großer Teil der gesamtwirtschaftlichen Ein
kommens- und Beschäftigungseffekte 
durch Verdrängungswettbewerb wieder 
zunichte gemacht. Ein dauerhaftes Mehr an 
Einkommen und Beschäftigung läßt sich in 
einem größeren Umfang nur über neue Pro
dukte und neue Märkte realisieren. Eine 
qualitative Erweiterung und Differenzierung 
der Angebotsstruktur trägt dazu bei, die 
regionale Kaufkraft stärker an den Raum zu 
binden bzw. externe Kaufkraft zu attrahie
ren. ln gesamtwirtschaftlicher . Sicht 
begründet sich der Beschäftigungseffekt 
innovativer Produkte darin, daß ein attrakti
veres Angebot ein wirksames Mittel ist, die 
effektive Nachfrage als wesentliche Deter
minante des Beschäftigungsvolumens auf 
Kosten der Sparquote zu erhöhen. 

Es hängt also entscheidend vom Innova
tionsgrad eines Produktes ab, ob sich die 
daran geknüpften neuen Arbeitsplätze 
auch unter Berücksichtigung aller volks
wirtschaftlichen Sekundäreffekte auf Dauer 
als zusätzliche Arbeitsplätze erweisen. 
Kommunale Programme für die Unterstüt
zung von Existenzgründungen bzw. Selbst
hilfeaktivitäten sind nur sinnvoll, wenn hier
durch über das aktuelle Instrumentarium 
hinaus zusätzliche Arbeitsplätze geschaf
fen werden. Gegenstand einer kommuna
len Beschäftigungspolitik sind daher Pro
jekte, die vom Bankenapparat sowie. den 
herkömmlichen Programmen des Landes 
und des Bundes vernachlässigt werden, d. 
h. sich folgenden Problemen gegenüberse
hen: 
a) Das einsetzbare Eigenkapital und die 

Kreditfähigkeit sind zu gering. 
b) Gelegentlich fehlen zum Zeitpunkt der 

Gründung sachliche Voraussetzungen 
für das geplante Unternehmens- und 
Produktkonzept (z. B. detaillierte Bran
chenkenntnisse), fast immer aber das 
Unternehmerische und kaufmännische 
KnowHow. 

c) Unternehmensgründungen, die unter 
beschäftigungspolitischen Gesichts
punkten auf besonders interessante 
innovative Produkte zielen, sehen sich i. 
d. R. weitaus höheren Widerständen und 
Schwierigkeiten gegenüber als solche, 
die sich in relativ ausgetretenen Bahnen 
bewegen. So ist vielfach zu beobachten, 
daß Kreditinstitute, die ja auch i. d. R. 
erste Anlaufstelle für Bundes- und Lan
desprogramme sind, deutlich zurück
haltender reagieren, da sich hier die 
Erfolgsaussichten kaum abschätzen 
lassen. Mit anderen Worten, es werden 
vorrangig die Existenzgründungen 
gefördert, die zwar "sicher" sind, die 
abervermutlich volkswirtschaftlich nied
rige Nettobeschäftigungseffekte aufwei
sen. 

"Neue Arbeitsplätze -aber wie?" lau
tete der Titel des Ideenwettbewerbs 
des Marburger Amtes für Wirtschafts
förderung. Über 200 ,Ideen' zur Schaf
fung von lokalen und regianalen Unter
nehmen und Projekten zur Befriedi
gung der Arbeitsplatzbedürfnisse von 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes 
und zur Schaffung von bisher unbear
beiteten Versorgungsleistungen wur
den eingereicht. Sieben Ideen wurden 
prämiert. Dr. Jochen Stauder und 
Hubert Hoffmann haben in einem 
umfangreichen Papier, auf dem dieser 
Beitrag beruht, diesen Ansatz konzep
tionell weiterentwickelt. 

Die Gründungs- und Aufbauphase von 
neuen Unternehmen gestaltet sich ohnehin 
recht schwierig. Für Projekte, die unter den 
o. g. Bedingungen starten müssen, können 
die hieraus resultierenden Probleme leicht 
zu unüberwindbaren Hindernissen werden, 
obwohl die Unternehmenskonzeption 
grundsätzlich marktfähig wäre und die Pro
jektträger unter günstigeren Startbedin
gungen dieses Konzept verwirklichen 
könnten. Umgekehrt würde die Zahl der 
Existenzgründungen erhöht, die hohe 
Insolvenzrate gedrückt und die schwierige 
Anfangsphase verkürzt, wenn eine Hilfe
stellung beim Abbau dieser Schwierigkei
ten geleistet werden könnte. 
Die Welle von Existenzgründungen, die 
man zur Zeit beobachten kann, dürfte zu 
einem nicht unbeträchtlichen Teil auf 
Selbsthilfeaktivitäten der Arbeitslosen oder 
der von Arbeitslosigkeit bedrohten Perso
nen zurückgehen. Gerade für diesen wach
senden Kreis potentieller Existenzgründun
gen gelten die o. a. ungünstigen Startbedin
gungen, hier greifen die Förderprogramme 
des Bundes und der Länder nicht oder nicht 
in dem Umfang, der notwendig wäre. Dabei 

würden vermutlich recht bescheidene 
finanzielle Hilfen und eine intensive Bera
tungs- und Betreuungsarbeit ausreichen, 
die wirtschaftlichen Erfolgsaussichten vie
ler Projekte entscheidend zu verbessern 
und zusätzliche Projekte zu aktivieren. 
Zentrale Kriterien für die Förderung von Exi
stenzgründungen durch kommunale Mittel 
sind einerseits die wirtschaftliche Tragfä
higkeit der Unternehmensgründungen auf 
lange Sicht, andererseits die Notwendigkeit 
der Förderung für den wirtschaftlichen 
Erfolg bzw. die neu zu schaffenden Arbeits
plätze. Ein drittes Kriterium ergibt sich dar
aus, daß es - wie oben skizziert - entschei
dend vom Innovationsgrad eines Produktes 
abhängt, in welchem Umfang sich neue 
Arbeitsplätze tatsächlich als zusätzliche 
erweisen. Bei lokalen Absatzmärkten istder 
Innovationsgrad mit Blick auf die regionale 
Angebotsstrutkur zu beurteilen. Unter kom
munalen wie gesamtwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten geht es also darum, 
Unternehmensgründungen auf innovative 
Felder entsprechend der regionalen Ange
botsstruktur sowie regionsspezifischen 
Stärken und Entwicklungschancen zu len
ken, also in Richtung einer Erweiterung, 
Ausdifferenzierung und Ergänzung der vor
handenen Wirtschaftsstruktur. 
Mit der Förderung sich langfristig selbst tra
gender Existenzgründungen sind die kom
munalen Möglichkeiten in diesem Bereich 
noch nicht erschöpft. Die Förderung eines 
neuen Angebots kann auch dann ange
bracht sein, wenn kein kostendeckender 
Markterfolg zu erwarten ist, es also dauer
haft gestützt werden muß. 
Zum einen ist daran zu erinnern, daß 
gesamtwirtschaftliches/regionalwirtschaft
liches und einzelwirtschaftliches Kalkül 
nicht selten auseinanderfallen, also z. B. die 
Schaffung eines bestimmten Angebotes 
wegen zu geringer Ertragskraft unterblei
ben kann, die Kommune aber aus ökonomi
schen Überlegungen heraus· am Angebot 
interessiert ist, weil von ihm positive Effekte 
für die Region. ausgehen (Kopplungswir
kungen, Schließung von wichtigen Ange
botslücken, wichtige Impulse für andere 
Branchen/Unternehmen). Ein Beispiel: Die 
Schaffung eines touristischen Angebotes 
(Programme für Bildungs- und Aktivurlaub, 
Sommerakademie mit künstlerischen/ 
kunsthandwerkliehen Kursen) erhöht mit 
den Touristen die Kaufkraft, die zum großen 
Teil nicht nur den Projektbetrieben, son
dern auch anderen Wirtschaftszweigen 
(Hotel- und Gaststättengewerbe, Einzel
handel u. a.) zugute kommt. Aus regionaler 
Sicht kann sich ein solches Angebot loh
nen, selbst wenn dauerhaft z. B. 20 % der 
Lohnkosten bezuschußt werden müßten. 
Das gilt erst recht, wenn man evtl. einge
sparte Sozialleistungen u. a. m. berücksich
tigt. 
Die Schaffung eines lediglich einzelwirt
schaftlich defizitären Angebotes kann ein
mal durch die laufende Bezuschussung pri
vater Projekte realisiert werden. Zum ande
ren besteht die Möglichkeit, solche Ange
bote in öffentlicher Regie (aber ggf. in priva
ter Rechtsform) zu erbringen. Für die erste 
Variante spricht, daß private Projekte ver
mutlich kostengünstiger und flexibler arbei
ten. Die zweite wäre vorzuziehen, wenn 
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Dauerhaftigkeit und Stabilität des Angebo
tes eine wichtige Bedingung für die erwar
teten positiven externen Effekte ist und/ 
oder hohe Investitionen erforderlich sind. 
Die Bereitstellung nur bedingt marktfähiger 
Leistungen kann darüber hinaus auch aus 
sozialen und kulturellen Zielen gerechtfer
tigt werden. Das macht ja gerade einen 
Großteil der kommunalen Aufgabenstel
lung aus. Leistungen im Kultur- und Sozial
bereich muß die Kommune freilich nicht 
selbst erbringen. ln vielen Fällen kann es 
sogar günstiger sein, ein gleichartiges 
Angebot, das in privater Trägerschaft ent
steht, zu bezuschussen. Diese Strategie 
dürfte gerade heute interessant werden, 
weil sich Bedürfnisse zunehmend auf sol
che per se defizitären Bereiche richten, 
gleichzeitig aber diese Leistungen wegen 
der angespannten Lage der kommunalen 
Haushalte immer schwieriger zu finanzieren 
sind. Darüber hinaus sind in diesem Bereich 
in den letzten Jahren viele Projekte (Selbst
hilfeaktivitäten von arbeitslosen Pädago
gen, Psychologen u. a.) entstanden, die 
gesellschaftlichen Problemlagen gerecht 
werden und auf bescheidendem Niveau 
den Weg in eine berufliche Existenz ent
sprechend ihrer Ausbildung suchen. Die 
Kommunen sollten stärker auf solche priva
ten Initiativen aufbauen. Sie könnten hiermit 
das Leistungsangebot in wichtigen gesell

. schaftliehen Bedarfsfeldern erhöhen und 

gleichzeitig besonderen Problemgruppen 
des Arbeitsmarktes eine berufliche Per
spektive bieten. Dies erfordert vermutlich 
nur einen relativ geringen finanziellen Auf
wand, wenn man berücksichtigt, daß 
Sozialhilfe eingespart wird und zumindest 
ein Teil dieser Leistungen durch die Kom
mune sowieso erbracht werden muß oder 
doch im Rahmen ihrer Daseinsvorsorge
ptlicht erbracht werden sollte. 

Realisierungsvorstellungen 
Gegenstand einer kommunalen Beschäfti
gungspolitik im Sinne einer Existenzgrün
dungsförderung sind Unternehmensgrün~ 
dungen oder Projekte, für die die bestehen
den Programme des Bundes, der Länder, 
aber auch der Arbeitsverwaltung nicht aus
reichen bzw. die Voraussetzungen für eine 
Förderung nicht vorliegen. Dies setzt ein 
eigenständiges kommunales Förderungs
instrumentarium voraus (siehe Struktur
schema). 
Für Projekte, die begründete Aussicht 
haben, sich wirtschaftlich selbst zu tragen, 
sollten kommunale Mittel prinzipiell nur auf 
Kreditbasis vergeben werden. Sofern ein 
Projekt als erfolgsträchtig eingestuft wird, 
ergeben sich damit annahmegemäß in der 
Zukunft Einnahmen, aus denen die kommu
nalen Gelder zurückbezahlt und für neue 
Projekte freigemacht werden können. Frei-

lieh sollten die jeweiligen Konditionen die 
marktüblichen Bedingungen erheblich 
unterschreiten. Es ist zu erwägen, daß nicht 
nur der voraussichtliche lnvestitionsbeäarf, 
sondern auch die erforderlichen Mittel zur 
Lebensführung bzw. die Finanzierung der 
Lohnkosten in der Anlaufphase, soweit dies 
notwendig ist, Berücksichtigung finden. 
Da heute schon ein großer Teil der Exi
stenzgründungen sich auf Grund mangeln
der Chancen auf dem Arbeitsmarkt vollzie
hen und dies vermutlich einen nicht unwe
sentlichen Teil des Gründungspotentials 
ausmacht, für das das bestehende Förde
rungsinstrumentarium nicht greift, ist es 
andererseits notwendig, Beratungsleistun
gen vorrätig zu halten, welche über das 
konventionelle Angebot von privaten Unter
nehmensberatern und Wirtschaftsorgani
sationen hinausgehen. Da wesentliche Pro
bleme von Existenzgründungen auf Defizite 
im Unternehmerischen Know How zurück
zuführen sind, ist es wichtig, dem Bera
tungskonzept eine zentrale Rolle beizu
messen, also eine umfassende Betreuung 
im Sinne eines "learning by doing", der Ver
mittlung von Kontakten, des "manage
ment-leasing", aber auch der Übernahme 
von administrativen Dienstleistungen vor
zusehen. 
Daneben übernimmt eine evtl. zu schaf
fende Beratungsstelle auch eine wichtige 
Funktion für den zweckmäßigen Einsatz der 

Institutionelle Regelung und Aufgaben eines Regionalen Förderkonzeptes 
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finanziellen FörderungsmitteL Nur durch 
eine enge Verknüpfung von Fonds und 
Beratungseinheit kann sichergestellt wer
den, daß die Auswahl sowie die Beratung 
und Betreuung der Projekte unter dem Kri
terium der Mitteleffizienz vorgenommen 
werden kann. 
Schließlich geht es darum, daß eine solche 
Beratungs- und Betreuungseinheit auf 
Grund ihrer Kontakte die Aufgabe überneh
men sollte, ständig nach neuen Projekt
möglichkeiten zu suchen, sie zu initiieren, 
zu konzeptionieren und auf den Weg zu 
bringen. Ihre Rolle läßt sich also als Schritt
macher für die Gründung wirtschaftlicher 
Unternehmen, als Entwicklungspromotor, 
der unter beschäftigungspolitischen 
Gesichtspunkten aktiv neue Tätigkeitsfel
der erschließt oder zumindest sichtbar 
macht, zusätzlich kennzeichnen. 
ln ländlich strukturierten Räumen spricht 
vieles dafür, für die Umsetzung einer kom
munalen Beschäftigungsstrategie auf die 
Verwaltungseinheit Landkreis abzustellen. 
Einerseits handelt es sich hierbei um eine 
überschaubare, andererseits aber auch um 
eine ausreichend große regionale Einheit, 
die nicht selten auch einen relativ geschlos
senen Wirtschaftsraum darstellt. ln größe
ren Städten wird zu prüfen sein, ob sich 
unter Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten 
eine eigene Strategie lohnt, oder ob ein 
Zusammengehen mit dem erweiterten 
Umland der richtigere Ansatz ist. 
Hinsichtlich der organisatorischen Umset
zung ergeben sich prinzipiell zwei Möglich
keiten: Einmal kann die Realisierung der 
hier vorgeschlagenen Beschäftigungspoli
tik über eine Verwaltungsvereinbarung der 
verschiedenen Gebietskörperschaften 
einer Region eingeleitet und gefördert wer
den. Dies hat zweifelsohne des Vorteil, daß 
auf bereits bestehende Kapazitäten 
zurückgegriffen werden kann. Hierbei 
besteht allerdings das Problem, daß bei der 
Auswahl der Förderungsprojekte kommu
nale Egoismen die Arbeit lähmen und die 
Entscheidungswege zu lang werden kön
nen. 
Die zweite Möglichkeit besteht darin, ver
schiedene Gebietskörperschaften für die 
Beteiligung an einer privatrechtlich organi
sierten Entwicklungsgesellschaft zu gewin
nen, welche das hier vorgeschlagene finan
zielle Instrumentarium und die Beratungs
kapazität bereithält. 
Aus Gründen der Finanzierung der Entwick
lungsförderung als auch aus Gründen der 
praktischen Arbeit geben wir der privat
rechtlich organisierten Regelung den Vor
zug. Hiermit wird es möglich, auch interes
sierte Privatpersonen, Unternehmen und 
Institutionen, die das Beschäftigungspro
gramm unterstüzten wollen, in die Finanzie
rung mit einzubeziehen. 
Generell halten wir die Gründung eines Ent
wicklungsfonds in der Rechtsform eines 
eingetragenen Vereins für einen erfolgsver
sprechenden Weg. Er ist leicht handhabbar 
und erlaubt die Einbindung vieler regionaler 
Interessengruppen, was aus Gründen der 
politischen Akzeptanz und _!)urchsetzbar
keit bedeutsam sein dürfte. Uber das Bera
tungsangebot in der hier vorgeschlagenen 
intensiven Form sollte dagegen abhängig 
von der Größe der Region und des Fonds 

im Einzelfall entschieden werden, da hierfür 
eine gewisse Mindestkapazität erforderlich 
ist. 
ln Regionen mit einem großen Gründerpot
ential dürfte es zweckmäßig sein, eine dem 
Fonds angegliederte, rechtlich aber eigen
ständige Entwickungs- und Beratungsge
sellschaft zu schaffen, weil nicht kostenlose 
Beratungsleistungen aus Bundes- und Lan
desprogrammen bezuschußt werden kön
nen. Somit würde die Beratungs- und 
Betreuungskapazität nur Mittel des Fonds 
binden, soweit sie entscheidungsvorberei
tende Arbeiten leistet sowie eine entgeltli
che Abgabe von Dienstleistungen an Unter
nehmensgründar gewährt. Eine ergän
zende Einschaltung von spezialisiertem 
Sachverstand zur Lösung von Sonderpro
blemen ließe sich z. B. über die ehrenamtli
che Einbindung von engagierten Wissen
schaftlern oder Unternehmern im Ruhe
stand lösen. 
Der hier skizzierte Ansatz kann selbstver
ständlich nur bundes- und landespolitische 
Förderungsaktivitäten ergänzen, nicht aber 
ersetzen. Es fallen jedoch auf regionaler 
Ebene eine Reihe von Vorteilen an, die in 

· der hier vorgeschlagenen Konzeption 
genutzt werden können. Hervorzuheben 
sind: 
- Guter Kenntnisstand und Informations

möglichkeiten über die Bedingungen der 
Region, kurze lnformatioAswege, hohe 
persönliche Fühlungsvorteile etc. Hier
mit wird es möglich, die potentiell zu för
dernden Unternehmensgründer zielge
richtet auszuwählen und zu betreuen. 

- Die Auswahl von Projekten kann stärker 
nach regionsspezifischen Kriterien, etwa 
dem Innovationsgrad eines bestimmten 
Angebotes für die Region erfolgen. Eine 
regionale Steuerung der Projektauswahl 
verspricht somit, daß über den innovati
ven Gehalt eines Produktes oder einer 
Dienstleistung neue Arbeistplätze auch 
zusätzliche Arbeitsplätze bedeuten. 

- Indem beabsichtigt ist, den regionalen 
Entwicklungsfonds auf die Auswahl der 
Förderungsprojekte so zu orientieren, 
daß sie an strategisch wichtigen Stellen 
(regionale Angebotslücken, Vernetzung, 
hohe positive externe Effekte) plaziert 
werden, ergibt sich zwangsläufig eine 
lnstrumentalisierung des Förderungsin
strumentariums im Hinblick auf eine 
regionsspezifische Strategie. Neben den 
üblichen Vergabekriterien (erwartete 
Rentabilität, Sicherheiten) können also 
entwicklungspolitisch relevante 
Gesichtspunkte, aber auch die Frage 
nach gesamtwirtschaftlichen und sozia
len Folgen bedeutsam werden, was die 
Chance einer vorausschauenden, inter
disziplinär orientierten Politik mit positi
ven ökonomischen Folgen auf lange 
Sicht erhöht. 

- Über die Aktivierung der Selbsthilfeakti
vitäten der Betroffenen hinaus vermag 
eine regionsspezifische Entwicklungs
und Beschäftigungspolitik die Selbsthil
femöglichkeiten der Region insgesamt 
zu stärken; die direkte Förderung der 
eigenen Region bewirkt eine höhere 
Identifikation von Institutionen, Unter
nehmen sowie Einzelner und eröffnet so 
Zugang zu bislang brachliegenden oder 

nicht voll ausgeschöpften Entwicklungs
möglichkeiten. So läßt sich z. B., wie 
viele Beispiele aus der Entwicklungshilfe 
belegen, das Engagement von Finan
ziers aus der Region beträchtlich erhö
hen, wenn die Mittel für ein kleinräumig . 
abgegrenztes, überschaubares Gebiet 
verausgabt werden, zumal es sich hier 
um das eigene Lebensumfeld handelt, 
das die eigene Situation mit beeinflußt. ln 
diesem Sinne ermöglicht ein regionales 
Entwicklungskonzept, zusätzliche finan
zielle Mittel und Engagement aufzubrin
gen und dem Ziel - Verbesserung der 
Beschäftigungssituation und der allge
meinen Entwicklungsmöglichkeiten -
zuzuführen. 

Im Gegensatz zu Projekten, die sich finan
ziell selbst tragen, sollten Unternehmens
gründungen, die auf laufende Bezuschus
sung angewiesen sind oder die in kommu
naler Trägerschaft geführt werden müssen, 
nicht aus Mitteln des Fonds finanziert wer
den, sondern der jeweiligen politischen 
Entscheidung vorbehalten sein, also ggf. 
aus dem Kommunalhaushalt finanziert wer
den. 
Eine Fondsfinanzierung macht nur dort 
einen Sinn, wo auch ausreichend Gewähr 
gegeben ist, daß sich das Fondsvermögen 
nicht verbraucht oder es aus kommunalen 
oder privaten Mitteln laufend gespeist wer
den kann. 
Dennoch bietet es sich an, solche Projekte 
in das hier vorgeschlagene Konzept zu inte
grieren: Einerseits, weil über die Organe 
des Fonds oder der Beratungseinheit ent
scheidungsvorbereitende Arbeiten für die 
kommunale Entscheidungsträger geleistet 
werden können. Andererseits kann die 
Beratungseinheit natürlich auch zur Kon
zeptionierung und Betreuung von kulturel
len, sozialen oder anderen Initiativen einge
setzt werden. 

Dr. Jochen Stauder ist Wirtschaftsförderungsreferent 
der Stadt Marburg, Hubert Hoffmann ein Mitarbeiter des 
gleichen Wirtschaftsförderungsamtes. 
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Provi nzi a I isieru n g 
der Schulpolitik 
Von Jutta Wilhelmi 

D as verflossene Jahr 1985 ist ein Ju
biläumsjahr, und doch besteht kein 
Grund zu feiern. Vor 15 Jahren 

schickte sich die 2. deutsche Republik an, 
den Bildungsprovinzialismus ihrer ersten 
beiden Jahrzehnte hinter sich zu lassen, 
sich internationalen Standards in Bildungs
planung und -politik anzupassen. Und zeit
weilig schien es, als könnte dieser Aufbruch 
gelingen. Überblickt man nun die Bildungs
landschaft 1985, so ist da eher ein Trend 
zurück festzustellen, der das gerade 
Erreichte wieder in Frage stellen könnte. 
Um es noch einmal in Erinnerung zu brin
gen: 1970 veröffentlichte der Deutsche Bil
dungsrat, das gemeinsame Beratungsgre
mium von Bund und Ländern, seinen Struk
turplan für das Bildungswesen. Es war eine 
aufsehenerregende Empfehlung, die mit 
den bisherigen Bildungstraditionen zwar 
nicht völlig brach, aber doch neue Weichen 
stellte. Sie war insofern aufsehenerregend, 
als eine für deutsche Verhältnisse revolutio
·näre Einsicht nun Platz griff. Der Mensch ist 
nicht begabt, er wird es erst durch ein rei
ches und vielseitiges Angebot an Bildungs
möglichkeiten von klein auf. Bildung als ein 
Gesamtsystem. Erstmals wurde da der Kin
dergarten nicht nur als Bewahranstalt 
betrachtet. Bei der Übergabe des Berichtes 
an die Auftraggeber faßte der damalige Vor
sitzende des Deutschen Bildungsrates, der 
Kieler Historiker Dietrich Erdmann zusam
men, um was es den Beratern ging: 
"Die Bildungskommission geht von den 
Ergebnissen der Begabungsforschung aus, 
die zeigt, daß Lernfähigkeit nicht als eine 
Erbkonstante anzusehen ist, sondern 
immer schon Produkt vorhergehender 
Umwelteinflüsse und Lernprozesse dar
stellt. Wenn infolgedessen das Bildungs
wesen unter das Kriterium Förderung und 
nicht mehr unter das der Auslese gestellt 
wird, so bedeutet das die Preisgabe des 
Gedankens institutioneller Unterschiede im 
Bildungswesen durch unterschiedliche Bil
dungsideen zu rechtfertigen." 
Fördern statt auslesen, gleiche Bildungs
verhältnisse in der Republik, nicht elffache 
Varianten unterschiedlichen Lernans - die
ses Bemühen bestimmte damals nicht nur 
die Berater, sondern auch die Macher. 
Noch im gleichen Jahr erscheint der Bil
dungsbericht '70 der sozial-liberalen Koali
tion, in dem bereits deutlich wurde, wohin 
die Reise gehen sollte: Ausbau des Kinder
gartens, Versuche mit integrierten Schulsy
stemen, 10 Jahre Schulpflicht, Gleichwer-
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tigkeit von allgemeiner und beruflicher Bil
dung, eine wissenschaftliche Lehrerbildung 
auf allen Stufen. "Bildung und Ausbildung 
stehen an der Spitze der Reformen", hatte 
der erste Kanzler der sozial-liberalen Koali
tion betont. Und wo stehen sie heute? An 
der Spitze staatlicher Anstrengungen gewiß 
nicht mehr. 
1970 schien noch alles machbar. Im glei
chen Jahr wird die Bund-Länder-Kommis
sion für Bildungsplanung gegründet, in der 
Bund und Länder gemeinsam die Entwick
lungslinien für das Bildungswesen abstek
ken sollten. Es bleibt festzuhalten, daß alle 
parlamentarischen Parteien damals an län
gerfristigen Planungen interessiert waren. 
Heute berufen sich die Christdemokraten 
wieder auf die Selbstheilungskräfte des 
Marktes, nehmen Vielfalt in kauf nach dem 
Motto: Jeder ist seines Glückes Schmied. 
SPD und FDP dagegen wollen nun am lieb
sten schamvoll vertuschen, was sie einst 
lauthals forderten und was nun bereits Bil
dungsgeschichte ist. 
Ein Blick zurück im Zorn ist vom Standort 
des jeweiligen Betrachters abhängig und 
von seiner Betroffenheit. Es ist nun üblich 
geworden, fast verächtlich von der "Bil
dungsexpansion" zu sprechen, von über
höhten Ansprüchen, die nun wieder auf das 
rechte Maß zurückgeschraubt werden . 
Aber was ist das rechte Maß? Darüber eben 
müßte dringend diskutiert werden. Doch 
Bildungspolitik ist zur Zeit kein öffentl iches 
Thema mehr. Es wurde gleichsam reprivati
siert. D.h. Angehörige jener "geburtenstar-

ken Jahrgänge". Sie müssen nun sehen, 
wie sie fertig werden. Sie bleiben weitge
hend sich selbst überlassen. Standen sie 
einst im Mittelpunkt staatlichen Interesses, 
so stehen sie heute bestenfalls vor Arbeits
losigkeit und einer höchst ungewissen 
Zukunft. Vor 15 Jahren war das noch nicht 
so. 
Die Ausgangslage war in der Tat dazu 
angetan, die Ärmel hochzukrempeln. Von 
einer "Bildungskatastrophe" sprach in den 
60er Jahren der konservative Wissen
schaftler Georg Picht. Die kleingestrickte 
Kulturpolitik der Länder schien ihm nicht 
geeignet, Know How und Köpfe zu fördern. 
Die liberale Hildegard Hamm-Brücher 
durchreiste damals die elf "pädagogischen 
Provinzen", um zu dem Ergebnis zu kom
men: vernichtend. Das "Katholische Arbei
termädchen vom Lande" - in jener Kunstfi
gur bündelte sich die ganze Rückständig
keit der deutschen Bildungslandschaft. Die 
konfessionelle, denn es gab noch nach 
Religionen getrennte Schulen und auch 
eine solche Lehrerbildung; eine 
geschlechtsspezifische, denn Mädchen 
hatten noch kaum Chancen, eine qualifi
zierte Ausbildung zu erhalten; die soziale, 
denn Arbeiterkinder tummelten sich vorran
gig in der damals noch achtjährigen Volks
schule und Landkinder hatten es schwerer 
als Stadtkinder. 
Das alles waren Fakten, die Bildungspla
nung und -politik dringend notwendig 
erscheinen ließen. Es zeugt von Mangel an 
historischem Bewußtsein, dies nachträg
lich als überflüssigen Luxus darzustellen. 
Wiederum, wie so oft in der deutschen 
Geschichte, ist Verdrängung am Werke. 
Verdrängt wird, daß die Bundesrepublik in 
den 60er Jahren noch am Ende der Län
derskala lag, was die Investitionen im Bil
dungssektor anbelangte. Mit Uganda auf 
gleicher Stufe, ulkte damals der Kabarettist 
Wolfgang Neuss. Um eilig hinzuzufügen: 
Nichts gegen Uganda, denn Uganda sei 
gerade erst unabhängig geworden. Die 
Bundesrepublik war ein Wirtschaftsriese 
geworden, aber ein Bildungszwerg geblie
ben. Verdrängt wird, daß der Unterschied 
zwischen den Bundesländern damals so 
groß war, daß der Slogan Alltag war: Vater 
zieht um, Kind bleibt sitzen! 
Die Liste der Verdrängungen wäre beliebig 
fortzusetzen. Erst der wachsende Qualifi
kationsbedarf der Wirtschaft zwang ab 
Mitte der 60er Jahre zu einem großen Quali
fikationsschub, und das bundesweit. Tri
stes Fazit also: Sollte der Verfassungsauf
trag von der "freien Entfaltung der Persön
lichkeit", sollte das "Bürgerrecht auf Bil
dung" letztendlich abhängig sein vom Auf 
und Ab wirtschaftlicher Konjunkturen? Es 
scheint so. Bildungsreformer der 70er 
Jahre verweisen resigniert auf den Zusam
menhang von Wirtschaftsentwicklung und 
Bildungsexpansion, von Angebot und 
Nachfrage also. Ein Grundrecht als Kon
sumgegenstand? Doch wohl nicht. Freilich 
ist unbestritten , daß die Wirtschaft heute 
aus dem Vollen schöpfen kann. Die gebur
tenstarken Jahrgänge drängen gut ausge
bildet auf den Arbeitsmarkt. Doch was 
heute aus Sicht der Abnehmer reichlich vor
handen ist, könnte morgen schon wieder 
Mangel werden. Bildungspolitiker wie 



Abnehmer profitieren von der nun so viel 
geschmähten Bildungsexpansion der 70er 
Jahre. Aber wie lange können sie von dieser 
Substanz leben? 
Will man einmal eine Rechnung aufmachen, 
was alles erreicht wurde durch diese bil
dungsintensiven siebziger Jahre, so ist das 
keine Negativ-Bilanz. Der Kindergarten, 
einst Bewahranstalt, wurde zu einer wichti
gen und kompetenten Bildungseinrichtung 
mit dem Auftrag, soziale Unterschiede aus
zugleichen, Kinder früh mit ihrer Umwelt 
vertraut zu machen. "Soziales Lernen" war 
das Stichwort damals. Die Klassen in den 
Schulen wurden kleiner, weil mehr und bes
ser ausgebildete Lehrer eingestellt wurden. 
Gesamtschulen wurden gegründet und 
gaben wichtige Impulse an die traditionel
len Schulen. Die Barrieren zwischen Gym
nasium, Real- und Hauptschulen wurden 
niedriger gehalten durch die Angleichung 
von Lerninhalten, die Übergänge erleich
tert. Die berufliche Bildung bekam Qualität 

durch neue Ausbildungsordnungen und 
Vorschriften. Die Hochschulen wurden aus
gebaut und öffneten sich auch für Kinder 
bildungsferner Schichten. Mehr Jugendli
che machen heute einen höheren Bildungs
abschluß. Das Potential an gut ausgebilde
ten Männern und Frauen in der Bundesre
publik erreicht gerade erst "Weltniveau". 
Sollte dies nun alles wieder gefährdet sein? 
Es sieht so aus. Und es ist nicht nur die 
Folge von Strukturveränderungen auf dem 
Arbeitsmarkt, nicht nur Auswirkung der 
spärlicher fließenden staatlichen Investitio
nen im Bildungssektor. Es hat vor allem zu 
tun mit anderen polit ischen Prioritäten, die 
nun seit der "Wende" gesetzt werden. Sie 
könnten das Erreichte wieder gefährden. 
Wenn 11 Bundesländer nun nicht mehr 
zusammengehalten werden durch den 
Zwang einer gemeinsamen Rahmenpla
nung, wie sie in den 70er Jahren im Bil
dungsgesamtplan zumindest versucht 
wurde, so ist dem, was man Reprovinziali-

Chancengleichheit, besonders für Mädchen, ist heute bereits wieder Bildungsgeschichte 

sierung der Republik nennen könnte, Tür 
und Tor geöffnet. Und genau das findet zur 
Zeit statt. 
Schon zeichnen sich da Ungleichheiten und 
Einschränkungen von Freizügigkeit ab, die 
sich nicht nur ausdrücken in erneutem 
Gerangel um den Wert von Bildungsab
schlüssen einzelner Bundesländer. Letztes 
aktuelles Beispiel: der Streit um das nord
rhein-westfälische Kollegschulabitur. Es ist 
nur ein Indiz unter vielen, das aber signali
siert, wohin das ganze abdriftet. Da gibt es 
auf der einen Seite Bundesländer, die sich 
bislang noch in der Kontinuität sozial-libe
raler Reformen verstehen und andere, die 
sie grundlegend ablehnen. Die Folgen: ln 
einem Bundesland sind 10 Schuljahre 
Pflicht, gibt es neben den drei traditionellen 
Schulformen noch Gesamtschulen oder 
auch Förderstufen in Klasse 5 und 6. Hier 
werden also Bildungswege länger offenge
halten. Und dann gibt es die konservativ 
regierten Bundesländer, besonders im 
Süden. Dort ist Auslesen wieder Trumpf, 
werden die Barrieren durch "Grundschul
abitur" und Notendurchschnitt wieder 
deutlich höher aufgetürmt, so daß ein 
Wechsel zwischen den Schulformen 
zumindest nicht erleichtert wird. ln Baden
Württemberg z.B. ist eine "Bildungsem
pfehlung" der abgebenden Schule notwen
dig. Und Insider wissen zu berichten, daß 
etwa Hauptschulen nicht gerade erpicht 
sind, auf diese Weise ihre besten Schüler zu 
verlieren. Existenzprobleme der Schule und· 
Interesse des Einzelnen stimmen also nicht 
immer überein. Noch steht kultusministe
riellem Kanalisieren der Bildungswille der 
Eitern entgegen, die nach der Grundschule 
das Gymnasium anstreben. Das Abitur 
eröffnet ihren Kindern immerhin noch Alter
nativen zwischen Lehre oder Studium. Und 
der Trend mancher Lehrherren, auch im 
Handwerk eher Abiturienten zu nehmen, 
bestätigt sie darin. · 
ln einem Land gibts also mehr, im anderen 
weniger Durchlässigkeit und Aufstieg
schancen. Das regionale Bildungsangebot 
spielt hier eine große Rolle. Auch hier zeich
nen sich bei rückläufigen Schülerzahlen 
und Schulschließungen neue Ungleichhei
ten ab in der Versorgung mit Bildung. Wenn 
beispielsweise CDU-Kommunalpolitiker im 
Saarland alle ideologischen Vorbehalte 
hintanstellen und sich für Gesamtschulen 
vor Ort entscheiden, so tun sie damit etwas 
für die ländliche Bevölkerung, weil sie die 
Vielfalt der Bildungsmöglichkeiten in 
erreichbarer Nähe halten. Kommunalpoliti
ker anderer Bundesländer wagen es dage
gen noch nicht, über den eigenen parteipo
litischen Schatten zu springen. Sie sind 
für's Prinzip und gegen pragmatische 
Lösungen - auf Kosten ihrer Wähler. 
Zieht man an dieser Stelle eine vorläufige 
Bilanz, so ist das neue Bildungsgefälle zwi
schen Nord und Süd bereits programmiert. 
Hinzu kommt dann noch die wieder wach
sende Ungleichheit zwischen den sozialen 
Schichten und auch zwischen den 
Geschlechtern. Indizien gibt es bereits. Die 
Einsparungen im sozialen Bereich, die 
Umwandlung des Bildungssystems vom 
Investitionssektor zum Steinbruch mach es 
möglich. Durch Streichung des Schüler
BAFöGs, zumindest bis auf bestimmte Aus-
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nahmeregelungen, durch die Umwidmung 
der Studentenförderung auf Darlehen, 
könnte Bildung wieder das Privileg derer 
werden, die es ohnehin haben. Schon zei
gen Langzeituntersuchungen etwa des 
Hochschulinformationssystems in Hanno
ver zu Studienneigung !JOd Studienverhal
ten, daß Mädchen und Kinder aus bildungs
ferneren Schichten vor der Hochschule 
eher das Handtuch werfen als Sprößlinge 
eines Beamten oder eines Arztes. Der 
Trend zum Studium insgesamt ist rückläu
fig, aber er ist auffällig groß in Familien, in 
denen bislang nicht studiert wurde. Unter 
den 30% Abiturienten, die nun in die beruf
liche Bildung drängen, sind auffallend viele 
Frauen. Das katholische Arbeitermädchen 
vom Lande - es läßt schön grüßen! 
Arbeitslosigkeit und Abbau von Soziallei
stungen halten manche Eitern davon ab, ihr 
Kind in einen Kindergarten zu schicken, der 
in der Bundesrepublik im Gegensatz zu 
anderen europäischen Ländern noch 
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immer nicht zum Nulltarif zu besuchen ist. 
Pädagogen sehen darin nicht nur eine 
erfreuliche Entwicklung hin zur heilen Klein
familie, sondern eher eine gefährliche Ten
denz zu wachsender Isolierung von Mutter 
und Kind. Der Geldbeutel entscheidet also 
wieder, was ich meinem Kind zukommen 
lassen kann. Diese Entwicklung wird bei 
den Wohlfahrtsverbänden mit großer Sorge 
betrachtet. Noch sind Eitern zu stolz, um 
zuzugeben, daß sie ihrem Kind aus Kosten
gründen eine höhere Bildung versagen 
müssen. Doch im persönlichen Gesprä
chen sagen sie es schon. "Chancengleich
heit" ist 1985 bereits Bildungsgeschichte. 
Auch für die Institutionen selbst bedeutet 
dies, auf lange Sicht gesehen, Substanz
verlust. Schon zeichnet sich ab, daß der 
Kindergarten wieder zur "Bewahranstalt" 
vermufft Die Gruppen werden größer, das 
Personal geringer und weniger qualifiziert. 
Noch scheint der Einstellungsstop von jun
gen Lehrern nur für die Betroffenen selbst 
dramatisch. Wie aber werden die Schulen 
aussehen, wenn die Vergreisung ganzer 
Kollegien nun gleichsam programmiert ist? 
Endlich wäre eine Chance gegeben, das zu 
verwirklichen, was in den großen Jahrgän
gen nicht möglich war, nämlich nicht nur 
eine effektive, sondern vor allem eine 
humane Schule zu machen. Nein, die Lage 
im Bildungswesen ist alles andere als rosig 
zu nennen. Nichts geht mehr, und das nicht 
nur für die großen Jahrgänge, die als 
"Schülerberg" und "Lehrerschwemme" bei 
den zuständigen Instanzen nicht sehr viel 
mehr als ratloses Schulterzucken bewirken. 
Mancher von ihnen denkt da bereits nach 
über "die Nutzlosigkeit, erwachsen zu wer
den." 
Im Bonn dieser Tage jedoch sieht man dies 
alles mit großer Gelassenheit, freut sich 
über die letzte Emnid-Untersuchung, die 
nachweist, daß die deutsche Jugend im 
Grunde optimistisch in die Zukunft sieht. 
Das mag ja sein. Nur - hat sie auch Grund 
dazu? Bislang zeichnen sich da weder 
Alternativen für die bereits Ausgebildeten 
bzw. die nach Ausbildung fragenden 
Jugendlichen ab, noch gibt es Anzeichen 
dafür, daß die wachsende Ungleichheit der 
Bildungschancen für die folgenden GEma
rationen überhaupt politisch registriert 
wird. Die Kompetenzen des Bundes in Kin
dergarten und Schule liegen so gut wie 
brach. Sie waren nie sonderlich groß. Doch 
mittels Modellprogrammen und im Rahmen 
gesamtstaatlicher Planung konnte der Bun
desbildungsminister in der Bund-Länder
Kommission für Bildungsplanung und For
schungsförderung gewichtig mitreden, 
betätigte sich gleichsam als Laus im "Pelz 
der Länder. Zur Zeit kratzt die nur wenig an, 
denn Bonn zeigt sich von seiner hyperföde
ralen Seite. Die BLK fristet nur noch ein 
Schattendasein. Interventionen also sind 
aus Bonn derzeit nicht zu befürchten. Einen 
Kompetenzbericht über die Mängel im Bil
dungswesen, einen neuen Bericht der Bun
desregierung über die "Strukturprobleme 
des föderativen Bildungssystems", der im 
März 1978 einigen Staub aufwirbelte, er 
steht 1985 folgende nicht zur Debatte. 
Selbst der Ring Christlich-Demokratischer 
Studenten hat kürzlich erst die "Einheitlich
keit des Bildungswesens" dringend ange-

mahnt. Doch derlei Aufsichtspflicht wird 
amtlicherseits vom Bund eher als "uner: 
wünschte Einmischung in Länderangele
genheiten" betrachtet. Die Republik mau
sert sich bildungspolitisch nun wieder zum 
Vielvölkerstaat, in dem sich jedes Ländchen 
als den Nabel der Welt betrachtet, und in 
dem jeder Kultusminister tut, was ihm zum 
Wohl und Wehe seiner Landeskinder nütz
lich erscheint. Die neudeutsche Bildungs
politik gleicht einer Schrebergartenkolonie 
mit vielen Zäunen und Gattern. Und dies 
steht im grotesken Widerspruch zur gleich
zeitig anempfohlenen Flexibilität und Mobi
lität der Arbeitnehmer. 
Mag sein, daß manche Erwartungen des 
vergangenen Jahrzehnts überzogen waren. 
Auch Bildungsreformer mußten dazuler
nen. Um die "Entdeckung der Langsam
keit" kommen sie wohl nicht herum. Neue 
Fragen ergeben sich, die in den 70er Jahren 
noch nicht beantwortet werden mußten. 
Und damit ist nicht nur staatliche Vorsorge 
und Fürsorge für die großen Jahrgänge 
gemeint. Eine ganz neue Dimension kommt 
durch die neuen Technologien hinein, 
deren Folgen für den Einzelnen und die 
Gesellschaft noch nicht abzuschätzen sind. 

Die Idee der Chancengleichheit, so wichtig 
sie nach wie vor ist, muß dringend ergänzt 
werden durch eine ganzheitliche Bildung. 
Denn es ist nun keineswegs mehr sicher, ob 
eine einmal erworbene Qualifikation direkt 
in Beschäftigung führt. Vielmehr müssen 
nun Phasen der Arbeitslosigkeit und des 
Umlernens einkalkuliert, vor allem aber psy
chisch verkraftet werden. Die Bedrohung 
der Umwelt und des Friedens verlangt ein 
anderes Lernen, vielleicht das, was der 
Club of Rome antizipatorisches Lernen 
nannte, die Fähigkeit nämlich, Krisen vor
auszudenken und zu verhindern. Bildung im 
Jahr 2000 hat eine andere Qualität als Bil
dung 1970. Das ist wohl unbestritten. Wo 
aber sind die Parteien, wo die Politiker, die 
dies nun alles zu einem öffentlichen Thema 
machen? 
Bislang sind sie nicht in Sicht. Was aber 
wäre zu tun? Es mangelt derzeit nicht etwa 
an Bildungsverwaltern. Sie gibt es zu haut. 
Es mangelt an kreativen Köpfen. Es gibt viel 
Selbstgefälligkeit in deutschen Amsstuben, 
aber immer weniger soziale Sensibilität. Es 
fehlt ein Gremium, wie es der Deutsche Bil
dungsrat war, unabhängig und vor allem 
unbequem. Und es fehlt ein öffentliches 
Bewußtsein dafür, daß Bildung kein über
flüssiger Luxus ist, den man sich nur bei 
vollen Kassen noch leisten · konnte. "Bil
dung" wird vielmehr ein Thema werden, das 
nun einen ungeahnten Stellenwert 
bekommt in einer Gesellschaft, deren Iden
tität nicht mehr allein durch Arbeit begrün
det wird. Nie war die Bildung eines mündi
gen .. selbstbewußten Bürgers wichtiger, da 
die Maschine den Menschen zu dominieren 
droht und ihm das Korsett genommen wird, 
das ihn bislang zusammenhielt: Leistung, 
berufliche Anerkennung und Aufstieg. Eine 
krit ische Analyse, eine grundsätzliche 
Debatte darüber - sie zeichnet sich nir
gends ab. Und so ist das Jahr 1985zwarein 
Jubiläumsjahr in der deutschen Bildungs
geschichte. Doch es besteht kein Grund zu 
jubeln. 



Der Verstand hat den Menschen zum 
Herrn über den Erdball gemacht, er 
beginnt trotzdem außer Kontrolle zu 

geraten. Der Mensch hat eine technisch 
hoch entwickelte Weit geschaffen, seine 
sittlich-moralische Entwicklung aber hat 
damit nicht Schritt gehalten, er taumelt am 
Rande des Abgrundes. ln welche Gebiete 
auch immer sein Wissen vorstößt, als 
erstes wird die militärsehe Relevanz 
erprobt, ob die neue Erkenntnis vielleicht 
ermögliche, in noch kürzerer Zeit, mit noch 
größerer Effizienz, noch mehr sog. Feinde 
zu morden. Die Hälfte der Wissenschaftler 
arbeitet daran. Feind aber ist jeder, der 
dem eigenen zügellosen Machtstreben im 
Weg stehen könnte, kein Schönreden kann 
das wegdiskutieren. 
Die Technik hat die Weit überschaubar 
klein gemacht, wie in einem Spinnennetz 
überträgt sich die geringste Erschütterung 
auf das Ganze, aus jedem an sich unbe
deutenden Brandherd kann jederzeit ein 
verheerender Flächenbrand entstehen. 
Diesem Tanz auf dem Vulkan entspricht 
die wachsende Angst vor der Zukunft, das 
lähmende Unbehagen, welches die an sich 
notwendigen Entwicklungen nachhaltig 
behindert. Und dies nicht von ungefähr, 
denn die Anschauungen, die Methoden, 
die Instrumentarien, selbst die Zielsetzun
gen sind nach wie vor im wesentlichen die 
gleichen wie seit eh und je. Sie entspre
chen aber nicht mehr den heutigen Anfor
derungen, nachdem die Prämissen sich 
grundlegend geändert haben. Dazu Prof. 
Einstein: "Die Atombombe hat alles verän
dert, nur das Denken der Menschen nicht." 
Um das Denken der Menschheit in ange
messene Bahnen zu lenken, würde es 
ständiger friedensbezogener Aufklärungs
arbeit seitens der Regierenden in West und 
Ost bedürfen. Gerade das aber unterbleibt, 
weil nach wie vor als unzeitgemäß gewor
denes Ziel die Machtausübung über 
andere angestrebt wird, um sich selbst an 
die Spitze zu schieben. ln der heute zwei
geteilten Weit gilt das nicht nur im Verhält
nis der Blöcke zueinander, sondern auch 
blockintern. 
Die Suprematie der Führungsmacht im 
Osten wird im Westen hart kritisiert, wo es 
aber um die eigenen Interessen der westli
chen Vormacht geht, nimmt diese ebenso
wenig Rücksicht auf ihre Partner, subtiler 
zwar in der Form, dennoch konsequent 
dem eigenen Vorteil dienend. Drüben 
geschieht das unter dem Motto der soziali
stischen Solidarität, hüben im Zeichen der 
westlichen ideellen "gemeinsamen 
Werte". Wo liegt der Unterschied? Wir 
bemühen deswegen die Moral, die nur bei 
uns angesiedelt sei. Ob dieser Anspruch 
gerechtfertigt ist oder nur ein Kampfmittel 
im Ringen um die Seelen der Menschen, 
wird früher oder später die Geschichte ein
deutig klären. Man kann versuchen, sie zu 
klittern, sie bringt es doch an den Tag. 
Vorsicht also vor großen Worten. Sie 
reden von dem geeinten deutschen Vater
land und meinen Flick und die Deutsche 
Bank. Sie reden von guter Nachbarschaft 
und meinen Breslau und Stettin. Sie 
beschuldigen die UdSSR der Absicht des 
Überfalls auf West-Europa, der Probe aufs 
Exempel weichen sie aus, indem sie regel-

Der Frieden 
hat keine 

Alternative 
Von William Borm 

mäßig sowjetische Vorstöße zur Festigung 
des Friedens nicht prüfen, sondern unver
züglich als Propagandamanöver abtun. 
Äquidistanz ist ein Schimpfwort, mit dem 
jeder belegt wird, der sich die Unabhängig
keit seines Urteils über die beiden Welt
mächte bewahrt. Natürlich reden auch sie 
von Frieden, ihr Friede zielt aber ab auf die 
Liquidation des Sozialismus als Form der 
Gesellschaft. Exakt diese Entscheidung 
zwischen Kapitalismus und Sozialismus 
als künftige weltweite Lebensform ist der 
innerste Kern der derzeitigen Auseinan
dersetzung. Es ist ein Entweder-Oder. 
Alles deutet darauf hin, daß wiederum das 
Instrumentarium der Gewaltanwendung 
zur Lösung der antagonistischen Positio
nen eingesetzt wird. Angesichts der 

tz. München 

"Bitte nehmen Sie Platz, Herr Kollege!" 

bereits vorhandenen atomaren Massen
vernichtungsmittal und der in eiliger Ent
wicklung befindlichen biologischen und 
chemischen Mordwerkzeuge wächst die 
Gefahr der Selbstvernichtung der Mensch- · 
heit stündlich. Die westlichen Regierungen 
- und nur auf diese können wir einwirken -
tanzen in dem makaberen Totentanz nach 
Kräften mit. Wer eigentlich gibt ihnen das 
Recht dazu? Sie haben, mindestens in der 
Bundesrepublik Deutschland, geschwo
ren, Schaden vom deutschen Volk abzu
wenden. Gibt es einen größeren Schaden, 
als unser Volk der Vernichtungsgefahr aus
zusetzen? Die Mehrheit des Bundestages 
und die von ihr bestellte Regierung han
deln verantwortungslos! Das schlechte 
Gewissen treibt sie denn auch zu dem Ver
such, die sog. Ordnungsgesetze, darunter 
das Demonstrationsrecht und das Recht 
auf freie Meinungsäußerung nach Kräften 
einzuengen. Sie haben Angst vor der Auf
klärung des Volkes, es könnte doch einmal 
aus der Lethargie erwachen. 
Auf parlamentarischem Gebiet ist für die 
nahe Zukunft keine Besserung zu erwar
ten. Sie könnte nur von der SPD ausgehen, 
diese aber befindet sich derzeit im Wandel. 
Es darf gehofft werden, daß sie zu sich 
selbst zurückfindet. Ob sie aber bereits die 
Bundestagswahl 1987 gewinnen kann, ist 
mehr als fraglich. Sie müßte zudem die 
absolute Mehrheit erringen, denn ihre 
natürlichen Verbündeten, die freisinnigen 
Liberalen kommen schwerlich in den Bun
destag und die Grünen, wenn sie es denn 
schaffen, sind unberechenbar. Bleibt also 
vorerst nur die außerparlamentarische 
Tätigkeit, deren berufener Träger die breit
gefächerte Friedensbewegung ist. Sie muß 
von ihrer Unverzichtbarkeit überzeugt blei
ben, sie muß ihr Möglichkeiten erkennen, 
sie muß sich in ihrer Taktik nach den jewei
ligen Gegebenheiten ausrichten. Bisher 
versteifte sie sich von Fall zu Fall auf ein
zelne Projekte und, wenn dies ohne Erfolg 
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blieb, wie etwa bei der Aufstellung neuer 
Raketen, führte das zu Resignation und 
Mutlosigkeit. Auch in Zukunft ist nicht 
damit zu rechnen, daß die Mehrheit des 
Bundestages zur Einsicht kommt. Sie setzt 
überheblich auf Abnutzung der Friedens
kräfte. Wir müssen zugeben, daß wir selbst 
einiges zu dieser Beurteilung beigetragen 
haben. Wir müssen unsere Taktik ändern, 
sie darf nicht länger vom Gegner bestimmt 
werden. Wir müssen die Zusammenhänge, 
Hintergründe und die tatsächlichen 
Absichten der Gegenseite durchsichtig 
machen, so daß jeder sich eine eigene Mei
nung bilden kann und nicht mehr so leicht 
den Vernebelungsversuchen aufsitzt. 
Dazu ist zu verdeutlichen: 
1. Die anstehenden Entscheidungen sind 
geistige Auseinandersetzungen, sie sind 
gewaltsam nicht zu lösen. Auch der 3D
jährige Krieg im 17. Jahrhundert brachte 
keine Entscheidung zwischen Protestan
ten und Katholiken, trotzdes nutzlos ver
gossenen Blutes. Mitteleuropa und damit 
Deutschland allerdings waren verwüstet 
und menschenleer. Heute werden im 
Kriegsfall Vernichtungsmittel eingesetzt, 
die allem Leben auf der Erde ein Ende set
zen können, mindestens unser Europa 
wäre in Stunden vernichtet und zwar total. 
Dazu braucht man keine dreißig Jahre 
mehr. 
2. Es geht um fundamentale Entscheidun
gen, die das Gesicht der künftigen Jahr
hunderte bestimmen werden. Es geht um 
die Entscheidung zwischen dem Ich und 
dem Wir. Welcher Wert wird dem einzelnen 
Menschen zugemessen, ist er lediglich 
Objekt des vorzüglich ökonomischen 
Geschehens wie eine Maschine, deren 
man sich je nach Bedarf bedient, die man 
zeitweilig stillegt oder auch verschrottet? 
Das wäre das Ich-Prinzip des entarteten 
Kapitalismus. Oder hat das Schicksal des 
einzelnen Individuums den ausschlagge
benden Vorrang vor anderen Entschei
dungskriterien, so daß es nicht länger die 
Zeche allein zu zahlen hat, auch nicht für 
den so oft bemühten Fortschritt? Das 
wäre im Kern das Wir-Prinzip im Ideal
bild des Sozialismus. 
3. Jede Drehung an der Rüstungs
schraube ist von einem gleichbleibenden 
Ritual begleitet. De facto ist alles bereits 
angelaufen. Nach einer Weile verbreiten 
die Medien in der Bundesrepublik 
Deutschland, daß auf dem in Frage kom
menden Gebiet die Sowjetunion eine 
beängstigende Überlegenheit besitze, die 
ausgeglichen werden müsse. Wir könnten 
aber unbesorgt sein, denn Uncle Sam 
wache über unsere Freiheit, deren Bedro
hung durch der. aggressiven Bolschewis
mus ein nicht mehr zu bezweifelndes 
Axiom geworden ist. Die nötige Nachrü
stung werde durchgeführt, wir brauchen 
nur noch zu zahlen, nicht nur mit Dollars, 
notfalls auch mit unserer Existenz. Lieber 
Michel, schlafe ruhig weiter. 
Einige Dinge sind daran bemerkenswert: 
• Über die 'Aggressionslust der Sowjet
union gibt es bei uns schon lange keine 
Diskussion mehr, das Thema ist seit der 
Mitte der sechziger Jahre ad acta gelegt. 
Herbert Wehner war einer der letzten, der 
sich dazu kritisch äußerte. Die Friedensbe-
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wegung wird, wissenschaftlich belegt, die 
Diskussion neu zu beleben haben unter 
Zugrundelegung der Interessenslage der 
Sowjetunion bei verjüngter Führung. Die 
Gegenüberstellung von Vietnam, von wo 
die USA vertrieben wurden - auch Gre
nada und Nicaragua würden nicht verges
sen werden - und Afghanistan, wo nach 
Zeitungsberichten sich eine Verhand
lungslösung anbahnen könnte (hoffent
lich!), kann überraschende Ergebnisse zei
tigen. Daß wir wegen einer solchen Äquidi
stanz als Verräter gebrandmarkt werden, 

. ist nach aller Erfahrung vorauszusehen. 
Verräter übrigens an wem, etwa am militä
risch-industriellen Komplex? Das sind die 
skrupellosen Großverdiener am Rüstungs
geschäft, die sich über das Leben auf 
Erden keine Gedanken machen. 
• Peinlich für die Bundesregierung ist, daß 
nach ",nformationsreisen" in die USA 

widersprechende Ergebnisse herauskom
men. Jeder Reisende wird vermutlich 
anders informiert. Wie wäre es sonst mög
lich, daß - diesmal bei chemischen Kampf
stoffen - Herr Dregger beruhigend etwas 
anderes berichtet, als andere Bundestags
abgeordnete, die auch in den USA waren? 
Der Bundestag läßt sich das gefallen und 
die Presse schweigt. Wir jedoch dürfen 
nicht schweigen. 
Ohne Kommentar ein anderer Wider
spruch, von dem die Frankfurter Rund
schau vom 4. September 1985 zum Thema 
Neutronenbombe berichtete. Herr Gaspar 
Weinberger, Verteidigungsminister der 
USA, erklärte am 1. Februar 1983: "Die 
Produktion der Neutronensprengköpfe 
ER/RB für das Raketensystem LANGE ist 
inzwischen vollständig abgeschlossen." 
Herr Manfred Wörner zum gleichen Thema 
am 13. Juni 1985 vor dem Deutschen Bun-

destag: "Die amerikanische Armee hat 
beim Kongreß bis jetzt noch nicht einmal 
die Mittel beantragt, um Neutronenwaffen 
zu produzieren, geschweige denn, daß sie 
diese etwa in Europa stationieren will." 
Herr Wörner irrt sich bekanntlich nie! 
• Ein Sonderfall ist das Problem SDI. Hier 
überschlägt sich die Hybris. Namhafte 
Wissenschaftler halten das Projekt für 
technisch undurchführbar, das aber hat 
lediglich zur Folge, daß noch weitere Mil
liarden bereitgestellt werden. Der überra
schend große weltweite Widerstand 
brachte das übliche Ankündigungskon
zept durcheinander. Die Begründung, daß 
es einen Vorsprung der Sowjetunion gäbe, 
mußte diesmal erst nachgeschoben wer
den. Der Protest gegen SDI kann nicht 
massiv genug sein, ändern wird es nichts 
daran, daß die Bundesregierung mitzieht, 
weil die deutsche Industrie sonst angeb
lich nicht mehr konkurrenzfähig bliebe. 
Plumper geht es kaum. Wenn unsere Indu
strie auf amerikanische Wahnsinnspro
jekte angwiesen wäre, hätte sie ohnehin 
auf Dauer keine Chance. Wir haben 
anscheinend längst vergessen, daß der 
Erste Weltkrieg auch deswegen ausbrach, 
weil die Ruhrindustrie über die französi
schen Erzlager von Briey und Longwy ver
fügen wollte. Dazu paßt Hitler: "Volk ohne 
Raum". 
• Nur wenige Tatsachen wurden ange
führt, sie reichen jedoch zum Beweis, daß 
jedes Volk belogen wird, um es blind zu 
machen. Außerdem bedarf es eines Feind
bildes, das ist seit mehr als 70 Jahren der 
Bolschewismus. 

W ir glauben, zur Genüge dargetan 
zu haben, daß die Bedeutung der 
Friedensbewegung ständig 

zunimmt, sie ist alternativlos berufen, den 
scheinbar unaufhaltsamen Marsch in den 
Abgrund aufzuhalten - gegen die Mächti
gen dieser Weit, die in ihrer Gewinngier 
vergessen, daß auch kein atomsicherer 
Bunker sie retten kann, da es ein Leben in 
einer atomverseuchten Weit in Dunkelheit 
und eisiger Kälte nicht gibt. Sie würden die 
Toten beneiden. Dann allerdings wäre es 
zu spät. Schrittweise wird der Tod vorbe
reitet, die VergeBlichkeit der Menschen 
und ihre Sorglosigkeit ist die große Chance 
der Geschäftemacher mit dem Tod. Die 
Kräfte des Friedens hingegen erscheinen 
schwach, weil sie zersplittert sind und weil 
nicht jeder von der Notwendigkeit auch 
gerader seiner selbst im Kampf um Frieden 
ausreichend fest überzeugt ist. Wichtiger 
als große Demonstrationen ist der ein
zelne. Niemand darf ein Ereignis isoliert 
sehen, er muß es in den Zusammenhang 
hineinstellen und stets daran denken, daß 
er sein eigenes Leben um so zuverlässiger 
schützt, je mehr Menschen er aufklären 
und als Streiter für den Frieden gewinnen 
kann. Zudem: wer ist ein Patriot, wer nach 
althergebrachter Weise auf Gewalt setzt 
und damit im Ernstfall die Substanz der 
Nation vernichtet oder wer die Nation vor 
dem sicheren Untergang bewahren 
möchte? Jeder solle so handeln, als hänge 
von ihm das Schicksal der Weit ab, diesem 
kategorischen Imperativ des Philosophen 
lmmanuel Kant ist nichts hinzuzufügen. Er 
gibt der Friedensbewegung Sinn und Kraft. 



D ie Rückbesinnung auf traditionelle 
Analysekategorien der intellektuel 
Jen Linken steht derzeit hoch im 

Kurs. Das aktuellste Beispiel dafür hat Peter 
Glotz geliefert, der schon seit geraumer Zeit 
seine Hauptaufgabe darin zu sehen 
scheint, die linksintellektuelle Meinungs
führerschaft wieder für die SPD zu rekla- · 
mieren. 
Die beträchtliche Resonanz, die seine 
Überlegungen wie die anderer sozialdemo
kratischer Vordenker auch in Teilen der 
alternativen Linken inzwischen finden, hat 
gewiß eine Fülle von Ursachen. Die wichtig
ste Ursache dürfte dabei die offensichtliche 
Schwäche der Grünen sein, die eigene pau
schalierende Wachstums- und Industrialis
muskritik auf hochgradig gesinnungsethi
schem Fundament in handlungsrelevante 
politische Konzeptionen und Strategien zu 
übersetzen, die auch kurz- und mittelfri
stige Reichweiten erschließen. Sie verdankt 
sich freilich auch einer Schwäche der intel
lektuellen Linken insgesamt. Nach der recht 
spät gewonnen Einsicht, daß die Produktiv
kräfte längst ihre Unschuld verloren haben 
und daß der Sozialismus keineswegs den 
Weg in die freie Assoziation der Individuen 
eröffnet hat, war seit dem Übergang zu den 
achtziger Jahren in der linken Intelligenz 
fast nur noch von Werten, aber kaum noch 
von Interessen als Motoren gesellschaftli
cher Entwicklung die Rede, während 
gleichzeitig versäumt wurde, die theoreti
sche Wachstumskritik, die sich ihrer Affini
tät zu den Gefühlslagen vieler Menschen 
sicher sein konnte, und die Postulate vom 
Anbruch der Post-Moderne zu einem 
gesellschaftspolitischen Projekt wenig
stens theoretisch fortzuentwickeln. So 
bleibt das Weltbild und die politische Per
spektive jener gesellschaftlichen Minder
heiten, die sich bei den Grünen zusammen
gefunden haben, letztlich diffus und ver
schwommen, unsere Attraktivität weitge
hend auf singuläre und eher kulturelle Phä
nomene beschränkt (die sagen denen mal 
ordentlich die Meinung, die sind frech und 
irgendwo natürlicher, die sind für mehr 
Ökologie etc.) und das gesellschaftliche 
Projekt, für das die Grünen stehen, 
irgendwo im Nebel zwischen eschatologi
scher Heilserwartung, politischen Phanta
stereien und sozialdemokratischem Wurm
fortsatz. 
ln dieses Vakuum stoßen nun die theoreti
sierenden allen voran 

Die SPD als 
hegemonialer Block 
Zur Auseinandersetzung mit den jüngsten 

Schriften des Peter Glotz 

Von Hubert Kleinert, MdB Grüne 

' 
Peter Glotz. Jener Peter Glotz, der noch vor 
Jahren den Begriff der "Hegemonie" zur 
Analyse politischer Prozesse für denkbar 
ungeeignet hielt (vgl. Kalischeuer in der T AZ 
vom 17.9.), greift nun bei der Entfaltung sei
nes Konzepts auf eine "breite Linksrichtung 
als moderne(r) Formation" auf Antonio 
Gramsei zurück. 
Dabei lassen sich seine Kerngedanken 
unschwer auf den Punkt bringen: Der Auf
bau eines auf Mehrheitsbildung angelegten 
neuen historischen Blocks erfordert die 
BündeJung verschiedener, sich dissoziie
render Konflikte und Interessen. Dieser 
Block muß die "Panzerungen" des herr
schenden Blocks durchbrechen, auf Mei
nungsführer in den Hegemonialapparaten 
dauerhaft einwirken können und durch 
"systematisch und langfristig angelegte 
Diskurse" eine Kommunikation mit dem 
dichten Netz der gesellschaftlichen Institu
tionen herstellen. Gleichzeitig bedarf diese 
BündeJung verschiedenster Kräfte eines 
organisierten Zentrums, das nicht nur auf 
Überzeugung, sondern auch auf Disziplin 
und Treue rechnen können muß. Dieses 
Zentrum kann nach Glotz nur die SPD sein. 
Eine SPD, der er dazu dann noch kaum ver
kleidet ein Mehr an zentralisierender und 
disziplinierender Kraft empfiehlt. 
Nun mag man sofort auf das organisatori
sche Chaos bei den Grünen als Beleg für 
die Thesen des Peter Glotz hinweisen. 
Gewiß ist es hohe Zeit, angesichtsmancher 
Erfahrungen bei uns Organisationsfragen 
unter veränderten Vorzeichen neu zu disku
tieren und ich habe keine Probleme Glotz 
zuzustimmen, wenn er ausführt, daß der 
herrschende Block mit "Rotation" und 
"Betroffenheit" kaum wird aus den Angeln 
gehoben werden können. Aber die Antwor
ten, die Glotz auf die damit aufgeworfenen 
Fragen gibt, zielen nicht nur an der Aufgabe 
vorbei, Deutungsmuster für eine seit 
Gramsei enorm veränderte Realität bereit
zustellen, auch in seinen organisationspoli
tischen Schlußfolgerungen liefert Glotz 
nicht viel mehr als alten Wein in neuen 
Schläuchen. 
Aber ich möchte mit der Frage beginnen, 
inwieweit Glotz tatsächlich ein adäquates 
Deutungsmuster der gesellschaftlichen 
Realität als Hintergrund seiner organisa
tionspolitischen Schlußfolgerungen besitzt. 
Wenn die "neue Übersichtlichkeit" (Haber
mas) tatsächlich wesentlich dadurch 
gekennzeichnet ist, daß die gesellschaftli
che Utopie, die sich in der Vergangenheit 
um das Potential der Arbeitsgesellschaft 

konzentriert hat, an das Ende jedenfalls 
ihrer universell prägenden und sinnstiften
den Kraft gelangt ist, wenn dies eine Rah
menbedingung ist sowohl für die Defensive 
einer industriegesellschaftlich-sozialstaat
lich ausgerichteten SPD als auch für das 
Aufkommen der Grünen, dann kann doch 
die politische Antwort der Linken nicht in 
. solchen politischen Vereinheitlichungsbe
strebungen bestehen, die ihre Kraft letztlich 
doch wieder aus einer solchen arbeitsge
sellschaftlichen Utopie beziehen sollen. 
Die Erfahrung der zahlreichen Widerstände, 
die eine an sozialstaatliehen Konzepten 
orientierte, angeblich "vernünftige" sozial
demokratische Politik, die an strengen 
Rationalitätskriterien orientiert war, vor 
allem in den späten siebziger und deri 
beginnenden achtziger Jahren produziert 
hat, zeigt das Vorhandensein gesellschaftli
cher Konfliktpotentiale, die Glotz schon 
wieder nicht mehr im Blick zu haben 
scheint. Als habe es Startbahn West nicht 
gegeben, als wäre mit dem Auslaufen der 
außerparlamentarischen Bewegungshochs 
auch das Problem der enorm anwachsen
den Reibungsverluste für bürokratisch
sozialstaatliche Politikkonzepte aus der 
Welt. Das "Modell Deutschland" ist schließ
lich nicht allein unter dem Druck der Neo
konservativen gescheitert. 
Das zentrale Problem einer nicht nur auf 
Gewinnung kurzfristiger Wahlmehrheiten 
hin angelegten Strategie der politischen 
Linken liegt aus meiner Sicht in der Fähig
keit, zwei zunächst nur milieumäßig-kultu
rell und sozial auseinanderstrebende Ele
mente zu verbinden: Ein Politikkonzept, das 
nach wie vor auf Sozialstaatlichkeit, auf 
Verteilungsgerechtigkeit und Zugewinn 
auch von materiell faßbaren Lebenschan
cen für breite Teile der Bevölkerung als 
wesentliche politische Zielsetzung fixiert 
ist, muß sich mit jener Dissidenz nicht nur 

· intellektueller Wachstumskritiker verbinden 
lassen, die gegenüber dem Sozialstaats
projekt eine ambivalente Einstellung haben 
und die Habermas zutreffend mit dem 
Begriff der "antiproduktivistischen Allianz" 
bezeichnet hat. 
Dies ist ein äußerst schwieriges Unterfan
gen, das weder durch Immunisierungsstra
tegien des sozialdemokratischen Gewerk
schaftsflügels gegenüber bürokratie- und 
wachstumskritischen Überlegungen aus 
dem Umfeld der Grünen noch durch eine 
alternative Sozialstaatskritik, die nach dem 
genialen Entwurf an der Aufgabe zu schei
tern droht, diese Kritik in sozial- und ökolo-
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giepolitisch vertretbare konkrete Zukunfts
überlegungen einmünden zu lassen, gefor
dert wird. Es wird aber ganz gewiß erst 
recht nicht gelingen, wenn eine wie immer 
frisch etikettierte SPD den Anspruch stellt, 
das einzig organisierende Zentrum zu sein 
und dabei über kurz oder lang die Vielfalt 
und Heterogenität gesellschaftlichen Kon
fliktpotentials wieder auf das vertraute 
Muster "Die Kräfte der Reaktion stehen 
gegen die Kräfte des Fortschritts" zurück
gestutzt wird. Selbst wenn eine SPD vor
stellbar wäre, in der ein Bülow-Papier Aus
sicht auf Mehrheitsfähigkeit hätte, selbst 
wenn durchgreifende wirtschaftspolitische 
Umbauvorstellungen in ökologischer und 
auf Dezentralisierung abzielender Richtung 
eine echte Chance hätten, selbst dann 
müßte angesichts der Geschichte der SPD 
nicht nur der späten siebziger Jahre ein tie
fer Vorbehalt zurückbleiben: Sozialdemo
kratische Politik lebt noch immer viel zu 
sehr in der Vorstellung, im Rahmen einer 
stärkeren "Durchstaatlichung" der Gesell
schaft jene rational begründbare "Vernünf
tigkeit" von sozialstaatlich begründeten 
Politikentwürfen verwirklichen zu können, 
die in letzter Instanz auf die alte Vorstellung 
der Linken zurückgreift, Emanzipation ließe 
sich nach Maßgabe von Vernünftigkeit und 
politischer Planung gewissermaßen "orga
nisieren". 
Die Grünen thematisieren die damit zusam
menhängenden Fragen seit ihrer Grün
dung. Sie haben . sie bislang gewiß nicht 

· gelöst, nicht einmal wirklich überzeugende 
Ansätze entwickelt. Aber unsere Zwischen
position zwischen neokonservativer Soziai
staatskritik einerseits, die offen'eine Privati
sierung von Lebensrisiken betreibt und 
gleichzeitig am Wachstumskurs festhalten 
Will, und einer sozialdemokratischen Posi
tion, die im wesentlichen doch die Fortset
zung der alten Wege mit vielleicht ein biß
chen mehr Flexibilität staatlichen Handeins 
anstrebt, ist von größter Bedeutung. Denn 
nur sie wird letztlich ein Garant dafür sein 
können, daß die historische Defensive des 
Sozialstaatsprojekts, die durch aktuelle 
Vorgänge vielleicht kurzzeitig in den Hinter
grund treten mag, freilich dennoch einen 
Grundzug gesellschaftlicher Entwicklung 
darstellt, durch eine Fortführung dieses 
Projekts auf einer neuen Stufenleiter abge
löst werden kann. Das wird nur mit den Grü
nen gehen. 
Die Unzulänglichkeiten in der analytischen 
Situationsdeutung finden ihre Entspre
chung in Glotz' strategischen Schlußfolge
rungen. Jene Schlußfolgerungen, die ihn 
dazu bringen, die SPD als einziges organi
sierendes Zentrum des linken Gegenent
wurfes zu betrachten. Natürlich werden es 
kaum allein die "neuen sozialen Bewegun
gen" sein, die den herrschenden Block zu 
Fall bringen werden. Natürlich ist - wie wir 
selbst schmerzhaft erfahren haben - das 
Vertrauen in ihre andauernde Mobilisie
rungsbereitschaft einigermaßen naiv, 
natürlich kann es sein, daß die Grünen die 
Überwindung ihrer Kinderkrankheiten nicht 
schaffen. 
Aber selbst wenn das alles einträte, wären 
jene gesellschaftlichen Triebkräfte und 
Reaktionsmuster nicht vom Tisch, die zur 
Entstehung solcher "neuen sozialen Bewe-
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gungen" beigetragen haben. Und das war 
nicht nur die ökologische Krise und das 
Unvermögen der Etablierten, überzeu
gende politische Lösungsangebote bereit
zuhalten. Das war nicht nur Helmut Schmidt 
mit seiner technokratischen Reduktion des 
"Politischen". Bei den Grünen haben sich 
auch und gerade jene Bedürfnisse nach 
Zugewinn an individueller oder auf Klein
gruppen bezogener Handlungsautonomie, 
nach Partizipationschancen und Selbstver
wirklichungsverlangen ausgedrückt und 
sind bis auf gesamtstaatlicher Ebene in die 
Politik eingedrungen, die unter dem Stich
wort der "postmateriellen Werte" schon seit 
mehr als einem Jahrzehnt durch die sozial
wissenschaftliche Literatur geistern. Die 
Grünen haben jetzt damit ihre Schwierig
keiten, diese zur Notwendigkeit eines Mini
mums an organisatorischer Effektivität, 
Stabilität und Kontinuität im Grunde quer 
liegenden Bedürfnisse so in die innerpartei
lichen Strukturen einzubringen, daß dabei 
der ganze Verein nicht aus den Nähten 
platzt. 

PeterGlotz 
Die Arbeit der 
:zuspitzung 
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Das ist schwierig, gewiß, und vielleicht 
schaffen wir es auch nicht. Aber ich 
behaupte, daß nur wir überhaupt die 
Chance haben, dies zu schaffen. Nur die 
Grünen werden diese Bedürfnisse politisch 
organisieren können und nur wir werden 
den vor allem intellektuellen Hauptreprä
sentanten dieser "Werte" auch entspre
chende Sinndeutungsangebote machen 
können. Um Mißverständnissen an dieser 
Stelle vorzubeugen: Wenn ich von Sinndeu
tungsangeboten rede, meine ich nicht jene 
apokalyptischen Heilsverkünder und phari
säerhaften Erlösungsträume, die da und 
dort bei den Grünen anzutreffen sind. Ich 
meine ganz schlicht etwa das sinnstiftende 

Potential solcher ethischer Grundüberzeu
gungen, die quer zu Hedonismus und Kon
sumismus z.B. ein anderes Verhältnis des 
Menschen zur Natur ermöglichen, ohne 
dabei im asketischen Büßergewand mit 
fanatisiertem Blick daherzukommen. 
Sicher ist dies ein Feld, wo man gerade in 
Deutschland sehr vorsichtig sein muß: Aber 
wenn wir es nicht schaffen, werden andere 
die "knappe Ressource Sinn" für sich ver
einnahmen. Und das werden nicht die 
Sozialdemokraten sein. 
Es kann sein, daß uns die Luft ausgeht. 
Aber dies würde der SPD nicht mehr als 
einen Pyrrhussieg ermöglichen. Wenn wir 
scheitern, dann wäre die Macht der Neo
konservativen auf viele Jahre erst recht 
gesichert. Sozialdemokratische Wunsch
träume von der absoluten Mehrheit sind 
blanke Illusion. 
Denn wenn wir unsere organisatorischen 
Schwächen- und um soche handelt es sich 
in starkem Maße - nicht überwinden kön
nen, dann wäre weniger die Revitalisierung 
einer im antietatistischen Sinne geläuterten 
SPD das wesentliche Ergebnis, sondern 
schli<!t'lt und einfach das Abdrängen gesell
schaftspolitischer Überlegungen und theo
retischer Entwürfe in Randzonen, von 
denen aus dies kaum noch politische Wirk
samkeit entfalten könnten. Und dies hätte 
eine breite Entpolitisierung beträchtlicher 
Teile der Gesellschaft zur Folge, die gerade 
benötigt würden, um die Machtbastionen 
der Konservativen zu schleifen. Kurz: Wenn 
Glotz Recht hat, ist der SPD der Rückweg 
zur Macht in diesem Jahrtausend erst recht 
versperrt. 
Und ich behaupte weiter, daß die SPD gar 
keine Chance haben wird, die von Glotz 
postulierte Organisationsloyalität via Treue 
und Disziplin zu stärken. Wohl steckt hinter 
dieser Bemerkung des SPD-Bundesge
schäftsführers die zutreffende Einsicht und 
vermutlich auch Selbstkritik, daß Politik 
nicht allein eine Veranstaltung ist, die nach 
Maßgabe rationaler Diskurse verläuft, son
dern in elementarer Weise auch mit emotio
nalen Qualitäten zu tun hat, gleichwohl muß 
der vorgeschlagene Weg aus mehr als 
einem Grunde scheitern: Mit Treue und Dis
ziplin wird in einer Gesellschaft, in der vor 
allem expressive Bedürfnisse nach Selbst
verwirklichung und Selbstdarstellung um 
sich greifen, kaum neue Bindung an Orga
nisationen herstellbar sein. Organisationen 
müssen positive und spannende Erlebnis
möglichkeiten bieten und individu~lle Mit
gestaltungsmöglichkeiten eröffnen. Und 
wer sozialdemokratische und/oder gewerk 
schaftliehe Versammlungen besucht hat, 
der weiß, daß die eingefahrenen Rituale 
dort dies nun gewiß nicht garantieren. 
Wer in der Bundesrepublik ein breites links
alternatives Bündnis mehrheitsfähig 
machen und "durchbringen" will, der 
braucht mehr als Disziplin und wahltakti
sche Finessen, der braucht auch nicht alten 
Wein in neuen Schläuchen. Auf die Heraus
forderung durch die neokonservativen 
Sozialstaatskritiker mit Ladenhütern aus 
der theoretischen und organisationspoliti
schen Mottenkiste zu reagieren, muß dane
bengehen. Wenn die konservative Mehrheit 
im Bund tatsächlich gebrochen werden 
soll, braucht es eine heterogene Struktur 



des Druckpotentials, das diesen Bruch 
bewirkt. Und selbst wenn sich die Entpoliti
sierung des alternativen Lagers im Zuge 
eines Niedergangs der Grünen begrenzen 
ließe: Was will denn die SPD mit uns anfan
gen? Sollen wir vielleicht die sozialdemo
kratischen Ortsvereine aufwirbeln oder alt
gedienten Sozialdemokraten die Mandate 
wegnehmen? Ich weiß gar nicht, ob die 
Sozialdemokraten das so toll finden wür
den. 
Allein die Grünen haben die Chance, in 
ihrem politischen Entwurf jenes Primat der 
Ökologie zu formulieren, der als Druckpo
tential auf eine "produktivistisch" fixierte 
SPD einwirken muß, wenn auf diesem Felde 
einmal wirklich auch gegen mächtige 
Allianzen aus Unternehmerverbänden und 
Gewerkschaften zu Felde gezogen werden 
müßte. Und nur die Grünen können jenes 
pazifistische und neutralistische Gedan
kengut in die überfällige Debatte über eine 
außen- und sicherheitspolitische Neuorien
tierung einbringen, die vielleicht nicht 
immer unmittelbar umsetzbar sein mag, 
gleichwohl als politische Herausforderung 
entscheidender Wegweiser und Anstoß 
sein könnte. Nur die Grünen können jenes 
konsequente Eintreten für die Rechte der 
Minderheiten politisch umsetzen, das der 
SPD aufgrund vielfältiger Rücksichtnah
men, Stimmungslagen in traditionellen 
Wählerschichten und entsprechender For
melkompromisse einer "Volkspartei" gar 
nicht möglich ist. Ohne die Grünen hätte es 
das liberale hessische Ausländerrecht nie 
gegeben. 
Und was noch stärker ins Gewicht fällt: Die 
Grünen sind selbst Ausdruck jenes liberali
stischen und individualistischen Zeitgei
stes, der die Sozialdemokraten als Wurm
fortsatz der alten Linken in die historische 
Defensive gebracht hat. Das alles mag auch 
stark generationsspezifisch sein, aber: Um 
die Grünen herum gibt es ein breites kultu
relles Milieu, in dem Verhaltesstandards, 
Normen und Wertorientierungen gelten, die 
sich dem Zugriff sozialdemokratischer Par
teistrategen auch in den nächsten Jahren 
entziehen werden. Und selbst wenn die 
politisierten "Postmaterialisten" alle zur 
SPD kommen würden: Ihr würdet Euch 
wundern, es würde ganz schön krachen 
und ich glaube kaum, daß das dem Peter 
Glotz so recht wäre. 

Das Bündnis zwischen dem traditionellen 
Facharbeiter und einer ökologisch aufge
klärten technischen Intelligenz und Beam
tenschaft, die sich beide in der SPD organi
sieren mögen, einerseits und den ökolo
gisch vielleicht etwas idealistischen, werte
mäßig eindeutig "postmaterialistisch" 
orientierten Lehrern, Akademikern, Selb
ständigen und schlicht den jüngeren Leu
ten, die mehr von den libertären Mustern 
und Verhaltensstandards der Grünen ange
zogen werden, ist nicht nur wünschbar, 
sondern auch möglich. Aber nicht in einer 
Partei. 
ln einem solchen Bündnis mögen die 
Sozialdemokraten ihr Sozialstaatsprojekt 
weiter verfolgen, hoffentlich ökologisch 
aufgeklärt und sensibilisiert für die politi
schen Kosten hochbürokratisierter Pla
nungs- und Entscheidungsprozesse und 

befreit von der Vorstellung, daß Politik allein 
eine Veranstaltung zur Durchsetzung des 
rational Vernünftigen sei. Die Grünen hinge
gen repräsentierten ein eher institutionskri
tisches Potential mit ambivalenter Einstel
lung zu den bürokratischen Versorgungsin
stitutionen des Sozialstaats, ein Potential, 
das im besten Sinne liberal oder libertär zu 

nennen wäre - freilich dem Kommunisti
schen Manifest immer noch näher als dem 
Wirtschaftsprogramm der FDP. Ein solches 
Bündnis könnte dann vielleicht jene Auf
gabe angehen, die Habermas als die zen
trale bezeichnet hat: Nicht Abbruch, son
dern Fortführung des Sozialstaatsprojekts 
auf erweiterter Stufenleiter. 

AIDS als Stigma 
von Raphael Lewenthal · 

E in Designer wird von seinem Arbeit
geber, einem namhaften Textilher
steller, entlassen. Ein Strafgefange

ner darf nicht mehr in der Anstaltsküche 
arbeiten. Ein afrikanischer Praktikant, der 
hier ausgebildet werden sollte, wird in sein 
Heimatland zurückgeschickt. Ein Droge
nabhängiger, der eine Langzeittherapie 
machen will, wird in die entsprechende 
Einrichtung nicht aufgenommen. Ihnen 
allen ist gemeinsam: Sie sind "positiv", d.h. 
bei einem Test wurden bei ihnen Antikörper 
gegen das HTLV-111-Virus nachgewiesen. 
Sie gelten somit als AIDS-infiziert. 

AIDS und seine gesellschaftlichen Folgen: 
die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Die 
Frankfurter AIDS-Hilfe sucht seit Monaten 
Räume. Eine Hausbesitzerin, die gerne an 
uns vermieten würde, muß sich dem Druck 
der anderen Mieter beugen, die ihr mit Kün
digung drohen. Sie würde ihre finanzielle 
Existenz aufs Spiel setzen, nur weil sie 
bereit wäre, in ihrem Haus eine Beratungs
stelle aufzunehmen. 
Keine andere Krankheit hat in den letzten 
Jahren so viele Schlagzeilen gemacht. 
Obwohl (bisher und glücklicherweise) viel 
weniger Menschen an AIDS erkranken als 
an ahderen Leiden, deren Namen kein 
Mensch kennt. AIDS bietet eine Mischung 
aus Sex and Crime und Blut, die sich keine 
Zeitung entgehen lassen kann, zuallerletzt 
das Hamburger Nachrichtenmagazin. 
Wir wissen heute, daß AIDS jeden treffen 
kann, daß man weder schwul noch schwarz 
noch Junkie sein muß, um infiziert zu wer
den oder zu erkranken. Die Krankheit trifft 
jedoch nach wie vor Angehörige von Min
derheiten, weil sie sich hier aufgrund ihrer 
Übertragungswege besser verbreiten kann. 
Für die Angehörigen der "schweigenden 
Minderheit" ein idealer Vorwand, diese Min
derheiten auszugrenzen, Mauern um sie 
herum aufzubauen, die ein Übergreifen des 
Erregers auf die "Normalen" verhindern sol
len. ln New York hat eine Bürgermeister
kandidatin ernsthaft gefordert, alle Infizier
ten lebenslänglich in Quarantäne zu stek
ken. Bei uns fordert ein dubioser Verein, in 
dessen Vorstand immerhin Ärzte sitzen, alle 
Infizierten sollten am Körper an einer Stelle 
gekennzeichnet werden, die zwar im All-

tagsleben nicht sichtbar ist, jedoch bei 
sexuellen Kontakten gut zu erkennen wäre. 
Die Gruppen, die von AIDS betroffen sind, 
wurden und werden in unserer Gesellschaft 
ohnehin ausgegrenzt. Homosexualität ist . 
zwar (unter Erwachsenen) nicht mehr straf
bar, aber auch vor AIDS waren wir noch 
meilenweit davon entfernt, Schwulsein als 
normal anzusehen und Homosexuelle nicht 
nur zu tolerieren, sondern zu akzeptieren. 
Auch die anderen Minderheiten, die in 
Zusammenhang mit AIDS erwähnt werden, 
obwohl sie zum Teil gar nicht als solche 
betroffen sind (Drogenabhängige, Häft
linge, Prostituierte, Afrikaner) durften sich 
auch schon bisher keiner besonderen 
Wertschätzung erfreuen. Die Angst, ange
steckt zu werden, ist sicher real, sie dient 
aber gleichzeitig als Vorwand, hinter dem 
sich das Bedürfnis ausbreitet, nicht in 
Berührung kommen zu müssen mit den 
Aussätzigen dieser Gesellschaft. Noch nie 
hat eine Krankheit so gut als Selektionsmit
tel dienen können. 
AIDS stellt die Liberalität der Gesellschaft 
auf den Prüfstand. Daß es damit nicht weit 
her ist, haben wir in den letzten Jahren oft 
genug erleben müssen. Die gesellschaftli
che Toleranz, die Bereitschaft, sich mit dem 
Fremden, Andersartigen auseinanderzu
setzen, war nie mehr als eine dünn aufge
tragene Maske, hinter der sich die Fratze 
des vorurteilsbehafteten Spießers nur müh
sam verbarg. Bei der geringsten Belastung 
- man denke an die wachsende Ausländer
feindlichkeit im Zusammenhang mit der 
Arbeitslosigkeit - bricht die Maske. Gerade 
Liberale sind dazu aufgerufen, die Rechte 
der Stigmatisierten zu verteidigen. Die 
betroffenen Minderheiten organisieren sich 
zunehmend selbst und lernen, Forderun
gen an Staat und Gessellschaft zu stellen 
und diese auch durchzusetzen. Dies ist 
immerhin eine begrüßenswerte Folge einer 
ansonst schlimmen Entwicklung. 
ln vielen Großstädten existieren schon 
Beratungsangebote der AIDS-Hilfen. Die 
Anschriften und Telefonnummern sind über 
den Dachverband der Deutschen AIDS
Hilfe in Berlin, Tel. 030/8531000 zu erfah-
ren. 
Rafael Lewental, stellv. Landesvorsitzender der LD
Hessen, ist Vorstandsmitglied der AIDS-Hilfe Frankfurt 
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Türke 1 
Hamburger Skinheads haben 
einen 26jährigen Türken ermor
det. Er war mit zwei Landsleuten 
an einer Gaststätte vorbeige
gangen und von etwa 30 Skinhe
ads angegriffen und verfolgt 
worden. Bei seiner Flucht geriet 
er vor ein fahrendes Autos. Als er 
so am Boden lag, erschlugen sie 
ihn. Pfarrer Heinrich Albertz zu 
den zurückhaltenden Reaktio
nen in der Öffentlichkeit: "Die 
Gewalttaten der Skinheads rich
ten sich ja nicht gegen Bankiers 
oder Wirtschaftsführer oder 
amerikanische Militäreinrichtun
gen, sondern nur gegen einen 
armseligen Türken." 

Türken2 
"Ganz unten" von Günter Wall
raff bricht alle Rekorde - so 
einen Bestseller gab es noch nie. 

Unverfroren 
Hessen ... erste rot-grüne Lan
desregierung der BAD. Joschka 
Fischer ... erster grüner Minister. 
Und was sagt Kanzler Kohl 
dazu? Er übt heftige Kritik am 
"Outfit" des neuen Umweltmini
sters (Jeans, · Turnschuhe, 
kariertes Hemd): "Die Aufma
chung des Herrn Fischer ist 
allein schon eine Unverfroren
heit." 

Detektiv 
BND, Industrie und der "Detek
tiv" Mauss arbeiteten auch 
prima zusammen, als die ver
schwundenen Dioxin-Fässer 
gesucht wurden. Viel von dem, 
was Mauss im Auftrag der 
Behörden anstellen durfte, liegt 
noch im Dunkeln. Laut taz 
"außerparlamentarische 
Drecksarbeit - bezahlt von der 
Industrie, ermächtigt durch den 
BND." 

Schweigen 
Der "Mauss-Untersuchungs
ausschuß" des niedersächsi
schen Landtages kann einpak
ken. Nach einer einstweiligen 
Anordnung des Oberlandesge
richts Lüneburg darf er den V
Mann Werner Mauss nicht ein
mal mehr als Zeugen vorladen, 
geschweige denn einen Vorführ
befehl gegen ihn erlassen. Der 
Juristen-Trick: Bei einem Lan
des-UntersuchungsausschuB 
könne "eine Zeugnispflicht 
lediglich als landesweit beste
hend vorausgesetzt werden." 
Also: nur Bundestags-Untersu
chungsausschüsse dürfen bun
desweit Zeugen laden. 
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Konsequent 
Bei Kommentaren im Fernsehen 
sollte die Parteizugehörigkeit 
des jeweiligen Kommentators 
eingeblendet werden, wie dies 
bei Politikern, die sich im Fern
sehen äußern, der Fall sei. Dies 
forderte - nicht zum 1. April, 
sondern mitten im Dezember -
der Landesvorsitzende der nie
dersächsischen CDU, Hassel
mann. 

Spranger2 
Spranger und Zimmermann sind 
vom FDP-Nachwuchsscharfma
cher Döring als "zwei Großmei
ster aus Frankensteins Grusel
kabinett" bezeichnet worden, 
und Döring fügte hinzu: "Die bei
den versauen die guten Wahl
chancen für 1987". Doch da irrt 
er. Wer würde sich schon für das 
"kleinere Übel" interessieren, 
gäbe es nicht die ganz Üblen? 

Von Tag zu Tag 
Anmerkungen zum Fortschritt 

und Rückschritt unserer Republik 
von Volker Hummel 

Blockierer 1 
Kanzleramtsminister Schäuble 
(CDU) hat die Ansicht vertreten, 
daß Arbeitsunwillige die Arbeits
losenstatistik verfälschen und 
auch die überlasteten Arbeits
ämter blockierten: "Aufgesta
chelt von interessierten Kreisen 
melden sich immer mehr Men
schen zusätzlich bei den 
Arbeitsämtern, obwohl sie bis
her nicht gearbeitet haben und 
heute in Wahrheit keinen 
Arbeitsplatz suchen." 

Inzest 
"Unsere Sicherheit", eine Zeit
schrift aus dem niedersächsi
schen Innenministerium, hat 
Bemerkenswertes herausgefun
den, daß nämlich in den letzten 
1 0 Jahren eine "inzestiöse 
Beziehung" bestanden habe 
zwischen den Medien und dem 
Terrorismus. "Die extensive, 
sensationslüsterne Berichter
stattung über den Terrorismus" 
führe "wegen des Gewöhnungs
etfakts bei den Konsumenten 
notwendigerweise zur Inflation 
der terroristischen Gewalt". Da 
fällt dem "Vorwärts" die fol
gende Parallele ein: "Ähnlich, 
wenn auch viel banaler könnte 
man sagen: Durch die ständige 
Berichterstattung über Ver
kehrsunfälle häufen sich diese." 

Spranger1 
Allem Anschein nach hat der PSt 
beim lnnenminister, Spranger 
(CSU), beim Bundesamt für Ver
fassungsschutz Dossiers über 
Bundestagsabgeordnete ange
fordert. Sein Freund Todenhöfer 
hatte ihn darum gebeten. Sowas 
darf nichtsein-aber Spranger, 
Strauß, Zimmermann und Kohl 
wollens nicht glauben. 

Blockierer 2 
Demonstranten, die eine Straße 
blockieren, können nicht wegen 
Nötigung verurteilt werden, 
wenn die Polizei bereits vor 
Beginn der Blockade den Ver
kehr umleitete. Mit dieser 
Grundsatzentscheidung hat das 
Oberlandesgericht Zweibrücken 
ein Urteil des Amtsgerichts 
Landstuhl aufgehoben. Wenn 
die Polizei den Verkehr bereits 
vorher umgeleitet habe, seien 
von den Demonstranten keine 
zwangsweisen "psychischen 
Barrieren" errichtet worden. 

"So/täter'' 
Sind Sanitäter bei der Bundes
wehr Soldaten oder sind sie es 
nicht? Laut Bundesverwaltungs
gericht Berlin ist der Dienst im 
Sanitätsbereich der Bundes
wehr "kein Kriegsdienst, son
dern waffenloser Dienst". Und 
wenn das so ist, kann diesen 
Dienst künftig niemand mehr 
verweigern. Mutmaßt die taz: 
"Wenn in Zukunft irgendein Sol
dat während des Militärdienstes 
sein Gewissen spürt, ruckzuck, 
kann er in den grundrechtsfreien 
Raum einer Sanitätskompanie 
versetzt werden." 

Schutz 
Veranstalter einer Demonstra
tion haften nicht für die Ver
schmutzung von Straßen durch 
Flugblätter, Dosen oder ähnli
ches, entschied das Oberver
waltungsgericht Münster. Der 
Banner Oberstadtdirektor hatte 
die Vereinigten Deutschen Stu
dentenschaften als Veranstalter 
der großen BAFöG-Demo vom 
Dezember 1982 zur Zahlung von 
Straßenreinigungskosten heran
ziehen wollen. 

Sterbehilfe 
Prof. Hackethai soll sich nun 
doch vor Gericht wegen "Tötung 
auf Verlangen" verantworten. Im 
April hat er - was er nie leugnete 

einer an unheilbarem 
Gesichtskrebs leidenden 
Patientin "indirekte Sterbehilfe" 
geleistet. 

Pascha 
"Menschen = Männer. So dra
stisch hat das lange keiner 
gebracht." Immerhin, das 
schreibt BILD als Kritik an der 
Frank Elstner-Sendung "Men
schen 85". Er hatte nur Männer 
eingeladen. 

Streik 
Die Bundesregierung hat gegen 
den Widerstand der Gewerk
schaften die Änderung des 
Streikrechtsparagraphen 116 
des Arbeitsförderungsgesetzes 
beschlossen: Zahlungen der 
Bundesanstalt für Arbeit an mit
telbar vom Streik Betroffene sol
len eingeschränkt werden. 

Asyl 
Der Präsident des Bundesver
waltungsgerichtshofs, Horst 
Sendler, hat darauf hingewie
sen, daß Ausländer, die in ihrer 
Heimat mit Folter bedroht sind, 
nicht aus der Bundesrepublik 
dorthin abgeschoben werden 
dürfen. Es müsse aber nicht des
halb politisches Asyl gewährt 
werden. Sendler verwies auf die 
große Bedeutung für die betrof
fenen Ausländer: der Asylbe
rechtigte könne staatliche Lei
stungen fordern - wer nicht 
abgeschoben werde, habe 
immer noch den Vorteil, nicht 
gefoltert zu werden. 

Abschiebung 
Berliner Oberverwaltungsge
richt Eine Tamilin darf nicht 
gegen ihren Willen nach Paki
stan oder Bangladesh abge
schoben werden, weil das fak
tisch einer Abschiebung nach Sri 
Lanka gleichkommt, was derzeit 
nicht gestattet wäre. Eine 
Abschiebung in "Drittstaaten" ist 
nur zulässig, wenn sich die Län
der zur Übernahme der Person 
bereiterklärt haben. 

Scholl 
Hans-Otto Scholl soll 8 Jahre 
brummen, wo doch der Staats
anwalt nur 7 Jahre beantragt 
hatte. Also kein Prominenten
Bonus? Man würde sich nur 
wünschen, daß sich jedes 
Gericht in jedem Fall mit der 
Wahrheitstindung so viel Mühe 
machte wie bei diesem Juwelen
Räuber. 



•• 
U ber 2 Jahre ist es her, daß sich im 

Juni 1983 rund 450 Richter und 
Staatsanwälte - das sind immerhin 

rund 3 % der deutschen Richter und 
Staatsanwälte- in Sonn versammelten und 
einen Aufruf an die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages verabschiedeten. 
Darin erklärten sie die geplante Aufstellung 
der Pershing-li Raketen für völkerrechts
und verfassungswidrig. 
Inzwischen ist die Stationierung dieser 
Raketen weit fortgeschritten. Juristische 
Versuche, sie zu verhindern, sind vor dem 
Bundesverfassungsgericht fehlgeschla
gen. 
Die Friedensbewegung ist an dieser Nie
derlage nicht zugrundegegangen. Und 
auch die friedenspolitisch engagierten 
Richter und Staatsanwälte haben sich von 
mannigfachen Disziplinierungsversuchen, 
denen sie in einigen Bundesländern ob 
ihres "unbotmäßigen" Verhaltens ausge
setzt waren, nicht einschüchtern lassen. Im 
Gegenteil: Noch mehr Richter und Staats
anwälte als im heißen Sommer 1983 vor der 
Stationierungsentscheidung sorgten am 
15./16. November 1985 in Kassel dafür, 
daß die Banner Kundgebung kein einmali
ges Ereignis in der deutschen Justizge
schichte blieb. Diese Juristen eint und moti
viert die vom Schirmherrn ihres II. Forums, 
dem Kasseler Oberbürgermeister Hans 
Eichel, zu Beginn des Kongresses formu
lierte Einsicht: "Wir müssen es schaffen, 
andere Wege zum Frieden zu finden, als die 
wechselseitige Bedrohung mit der Vernich
tung." 
Mit ihrem II. Forum wandten sich die Richter 
und Staatsanwälte den Folgen neuer stra
tegischer Planungen zu: 
Wer SOl sagt, muß auch Präemptiv
schlag sagen 
Die Arbeitsthemen des II. Forums "Militäri
sche Planungen und ihre rechtliche Umset
zung in der Bundesrepublik", "Zivilschutz 
am Beispiel Kassel - Handlungsspielräume 
auf kommunaler Ebene" und "SDI und 
Hoheitsrechte - technische Konzepte und 
völkerrechtliche Probleme" formulierten 
zentrale friedenspolitische Fragestellun
gen. Sie machten zugleich deutlich, daß die 
Richter und Staatsanwälte die in der Frie
densbewegung teilweise verfolgte Zuspit
zung einzig auf die SDI-Thematik für poli
tisch problematisch halten. Zwar bedeute, 
so Horst Afheldt vom Max-Pianck-lnstitut 
für Sozialwissenschaften in Starnberg vor 
dem II. Forum, die Realisierung des SOl
Programmes das "Ende der Kriegsverhü
tung durch Abschreckung". Deshalb wurde 
die Bundesregierung vom II. Forum auch 
aufgefordert, sich dafür einzusetzen, daß 
die bestehenden Rüstungskontrollverträge 
eingehalten werden und die Bewaffnung 
des Weltraums verhindert wird. Afheldt 
meinte aber zugleich, "wer SDI sagt, forscht 
und baut, der muß auch Präemptivschlag 
sagen". Hinter dieser knappen Formulie
rung steht die Einsicht, daß mit dem SOl
Programm notwendigerweise erhebliche 
sonstige Rüstungsmaßnahmen verbunden 
sind. Denn die Chancer. eines Raketenab
wehrsystems steigen in dem Maße, in dem 
es gelingt, die gegnerischen Raketen noch 
vor dem Start am Boden zu zerstören. Wer 
das SOl-Programm will, muß daher noch 

,,Da liegen noch 
ungehobene Schätze" 
Ein Bericht vom II. Forum der 
Richter und Staatsanwälte für den 
Frieden 

von Georg-Dietrich Falk 

mehr aufrüsten, um einen Präemptivschlag 
ausführen zu können. Aus diesem 
Grunde hatten die Richter und Staatsan
wälte bewußt eine thematische Einengung 
auf die SOl-Problematik vermieden und die 
militärischen und zivilen Rüstungsmaßnah
men im Einzelfall und die Praxis vor Ort, 
also die Gegenwart in den Gemeinden in 
den Blickpunkt der Veranstaltung gerückt. 
Die Richter und Staatsanwälte schätzen die 
politischen Verhältnisse in der Bundesre
publik wohl richt ig ein, wenn sie der Auffas
sung sind, daß eine Stabilisierung und Ver
breiterung der Friedensbewegung und 
auch eine inhaltliche Aufklärung über die 
Gefahren des Konzepts "des Kriegs der 
Sterne" nur gelingen kann, wenn sich die 
Friedensbewegung mehr als bisher der 
durch eigene Erfahrungen mit Rüstungs
maßnahmen ausgelösten unmittelbaren 
Betroffenheit der Bürger, insbesondere 
auch der Bürger auf dem Land widmet. 
Ansatzpunkte für eine Be- oder Verhin
derung von Aufrüstungsprogrammen 
Ein gewachsenes Umweltbewußtsein hat 
die Bevölkerung für die Folgen der Hochrü
stung für Mensch und Umwelt in den letzten 
Jahren sensibler werden lassen. 
Unfälle und Manöverschäden, Lärm durch 
Hubschrauber und Tiefflieger sind täglich 
erfahrbar. Und immer mehr Bürger haben 
bei Auseinandersetzungen um Militärpro
jekte die Erfahrung gemacht, daß die for
mellen und informellen Entscheidungs
strukturen, in denen die militärischen 
Rüstungsprogramme im Einzelfall verwirk
licht werden, weithin undurchsichtig und 

Oberbürgermeister von Kassel 
und Schirmherr des II. Forums der Richter 
und Staatsanwälte für den Frieden 

zumeist gegen demokratischen Bürgerein
fluß vielfach gestaffelt abgeschirmt sind. 
Bürgerinitiativen müssen ebenso wie 
rüstungskritische Politiker häufig feststel
len, daß vor Ort die Verantwortlichkeiten 
zwischen den beteiligten Stellen hin- und 
hergeschoben werden. Die Schwierigkei
ten verstärken sich noch dadurch, daß über 
die militärischen Ausbauprogramme oft ein 
Schleier der Geheimhaltung gezogen wird. 
Hier dürfte das II. Forum der Richter und 
Staatsanwälte wichtige neue Ansatzpunkte 
für das friedenspolitische Engagement vor· 
Ort geliefert haben. 
Zum Beispiel in der Abteilung A, in der es 
um die militärischen Planungen in der Bun
desrepublik und ihre rechtliche Umsetzung 
ging. Hier stand die Frage im Mittelpunkt, 

· welche administrativen und rechtspoliti
schen Ansatzpunkte bestehen, um der 
Umsetzung der zuvor von dem Geschäfts
führer des Starnberger Forschungsinstituts 
für FriedenspolitikErich Schmidt-Eenboom 
beschriebenen, eskalierenden mil itäri
schen Aufrüstungsprogramme der US
Administration und der NATO in der Bun
desrepublik entgegenzutreten. Wie sind in 
diesem Prozeß Interessen nichtmilitäri
scher, also auch ökologischer und frieden
spolitischer Art einzubringen? ln der Dis
kussion wurden dabei erneut die durch völ
kerrechtliche Verträge gegenwärtig einge
engten politischen Handlungsmöglichkei
ten beklagt. Zugleich wurden Änderungen 
verlangt, die . beispielsweie die Stationie
rung und Dislozierung von Truppen und 
Waffen in der Bundesrepublik zukünftig nur 
auf der Grundlage jeweils spezieller ver
traglicher Grundlagen erlauben, die jeweils 
der Zustimmung der gesetzgebenden Kör
perschaften und eines durch Bundesgesetz 
zu ermöglichenden (fakultativen) Volksent
scheides bedürfen. Angesichts der in der 
Vergangenheit bei militärischen Baumaß
nahmen der US-Streitkräfte gemachten 
Erfahrungen erscheint darüber hinaus die 
Forderung des II. Forums als außerordent
lich wichti!?l in Zukunft sicherzustellen, daß 
ausländische Stationierungsstreitkräfte die 
Vorschriften der Rechtsordnung des Auf
nahmestaates strikt zu beachten haben 
und daß die Rechtsschutzgarantie des Arti
kels 19 Absatz 4 Grundgesetz völkerver
tragsrechtlich auf Maßnahmen der Statio-
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nierungsstreitkräfte ausgedehnt wird. Dann 
könnten sich Bürger nämlich auch gegen 
die Streitkräfte der NATO~Partner gericht
lich zur Wehr setzen. Das II. Forum machte 
jedoch deutlich, daß nicht nur völkerrechtli
che Verträge, sondern auch das innerstaat
liche Militärplanungsrecht den Rahmen für 
Rüstungsentscheidungen bestimmen. ln 
diesem Bereich müssen nach Auffassung 
der Juristen die militärfreundlichen und bür
gerfeindlichen Entscheidungsstrukturen 
des geltenden, aus der Ära des kalten Krie
ges stammenden, Militärplanungsrechtes 
geändert werden. So wie das Bundesbau
gasetz beispielhaft dem Bundesminister 
der Verteidigung die Möglichkeit eröffnet, 
gegen den Willen der betroffenen 
Gemeinde und der zuständigen Bauauf
sichtsbehörde Militärbaumaßnahmen auch 
dann durchführen zu lassen, wenn diese 
gegen bauplanungsrechtliche Vorschriften 
verstoßen, wird das gesamte Planungs
recht von Privilegierungsklauseln für militä
rische Baumaßnahmen durchzogen. Die
ses Primat des Militärischen gegenüber 
zivilen und ökologischen Erfordernissen 
griffen die Juristen frontal an, indem sie die 
ersatzlose Aufhebung der militärischen Pri
vilegierungsklauseln unter anderem im 
Bauplanungs- und Bauordnungsrecht, im 
Naturschutzrecht, im Waldgesetz, im 
Immissionsschutzrecht sowie im Luftver
kehrs- und Landbeschaffungsrect)t forder
ten. Aber schon heute können die Gemein
den, was diesen selbst häufig gar nicht 
bekannt ist, ihren Mitwirkungsmöglichkei
ten in diesen Rechtsgebieten besser nach
kommen und auf die Entscheidungsabläufe 
intensiver einwirken. Dieter Deiseroth, 
Richter am Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
machte den friedenspolitisch interessierten 
Kommunalpolitikern Mut: "Da liegen noch 
ungehobene Schätze." Auch der Wiesba
dener Staatssekretär Jörg Jordan (SPD) 
sah angesichtsder militärischen Planungen 
keinen Anlaß zur Hoffnungslosigkeit. So wie 
sich die Hassische Landesregierung gegen 
die Erweiterung des US-Fiugplatzes in 
Wiesbaden-Erbenheim engagiert habe, 
gebe es nicht nur auf juristischer, sondern 
auch auf politischer Ebene Möglichkeiten 
zur Verhinderung von Militärprojekten. "Das 
Instrument einer Landesregierung", so 
Jordan, "ist hier das Raumordnungsverfah
ren - wenn der polit ische Wille da ist." 

Zurechtfinden im administrativen Laby
rinth 
Otto Schily (Die Grünen) forderte eine 
Änderung der Verteidigungspolitik an sich 
und warnte: "Wir sollten das Problem der 
Rüstung nicht juristifizieren". Darin war er 
sich allerdings mit den Veranstaltern durch
aus einig. Die Richter und Staatsanwälte 
hatten nämlich von vornherein betont, daß 
es ihnen nicht um eine Verrechtlichung von 
primär politischen Entscheidungen und um 
ein Abschieben auf die juristischen Geleise 
gehe. Ihnen kam es ausdrücklich darauf an, 
die jeweiligen Verantwortlichkeiten und 
Handlungsspielräume der administrativen 
und politischen Instanzen auf den verschie
denen Ebenen (Bund, Länder, Kreise und 
Gemeinden) herauszustellen und sichtbar 
zu machen sowie die militärfreundlichen 
und bürgerfeindlichen Entscheidungs-
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strukturen einer rechtspolitischen Kritik zu 
unterziehen. Auf diese Weise hofften sie, 
den engagierten Bürgern und der Öffent
lichkeit das Zurechtfinden in diesem admi
nistrativen Labyrinth gesetzlicher Bestim
mungen erleichtern zu helfen. 
Wenn der erste Eindruck nicht trügt, dürfte 
es ihnen gelungen sein, was gemeinhin 
Juristen wohl nicht nachgesagt werden 
kann, der politischen Auseinandersetzung 
über Rüstungsvorhaben neue Tore zu öff
nen. 

Katastrophenschutz ja, Zivilschutz nein 
Soweit war man in der Abteilung B, die sich 
mit der Problematik von Zivilschutzpro
grammen auseinandersetzte, noch nicht. 
Hier, wie auch in der Arbeitsgruppe, die sich 
mit dem Zivilschutz am Beispiel der Stadt 
Kassel beschäftigte, stand die Information 
über die Gefahren der bereits bestehenden 
und der geplanten Zivilschutzprogramme 
im Vordergrund. Wer erinnert sich denn, 
daß aufgrund der Notstandsverfassung 
schon in der Vergangenheit viele gesetzli
che Bestimmungen erlassen worden sind, 
die bereits heute ihre Wirkung entfalten. 
Dies gilt - um nur zwei Beispiele zu nennen 
- für den Arbeitnehmer, der schon jetzt 
nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz zu 
Übungs- und Ausbildungsveranstaltungen 
in seinem späteren Einsatzbereich ver
pflichtet werden kann ebenso wie für jeden 
einzelnen Bürger, dem schon jetzt nach 
dem Gesetz über den erweiterten Katastro
phenschutz für Zwecke der Verteidigung 
verboten werden kann, seinen gewöhnli
chen Aufenthaltsort ohne Erlaubnis zu ver
lassen. Und wer kennt schon den Referent
enentwurf für ein neues Zivilschutzgesetz, 
nach dem es zum Beispiel möglich sein soll, 
schon in Friedenszeiten im Gesundheits
wesen alle Maßnahmen für den Kriegsfall 
vorzubereiten und alle - auch ehemals - im 
Gesundheitswesen beschäftigten Perso
nen zu erfassen. Der Entwurf sieht auch vor, 
daß beispielsweise jeder Bauherr beim Bau 
eines Wohnhauses verpflichtet wird, einen 
Schutzraum gegen herabfallende Gebäu
detrümmer, Brandeinwirkungen, radioak
tive Niederschläge und andere Kampfstoffe 
einzurichten. Im Spannungsfall soll unter 
bestimmten Voraussetzungen jeder Wehr
pflichtige bis zum 60. Lebensjahr ohne Wei
gerungsmöglichkeit zum Dienst im Zivil
schutz herangezogen werden können. Die 
Evakuierung soll unabhängig von der Fest
stellung des Spannungsfalles ermöglicht 
werden. Beamtinnen und Beamte sollen im 
Spannungsfall jederzeit für Zwecke der Ver
teidigung auch ohne ihre Zustimmung zur 
Dienstleistung bei einer zivilen Dienststelle 
der NATO verpflichtet werden können. Die 
Richter und Staatsanwälte sollen es 
schließlich sein, die mit drakonischen Stra
fen für die Einhaltung dieser Pflichten sor
gen. 
ln der Ablehnung dieses Gesetzes waren 
sich die Juristen mit den von ihnen befrag
ten Experten rasch einig. Nach Auffassung 
aller Podiumsteilnehmer vermögen die 
bestehenden und geplanten Zivilschutz
maßnahmen einen wirksamen Schutz der 
Zivilbevölkerung nicht zu gewährleisten, 
sondern sie verleugnen die Wirklichkeit 
eines Atomkriegs. Angesichts der waffent-

echnologischen Entwicklung und der gel
tenden Militärdoktrinen werde ein Krieg in 
Europa ein Atomkrieg sein. ln einem sol
chen Krieg werde es keinen Bunker geben, 
der die Bevölkerung schützen, und keinen 
Arzt, der helfen könne und die in einer zer

. strahlten Wüste Überlebenden würden die 
Toten beneiden. Die Richter und Staatsan
wälte reflektierten mit dieser Auffassung 
eine Einsicht, die Horst Afheldt morgens 
bildhaft so beschrieben hatte: Eine Gesell
schaft, die sich angesichts dieser Gefahren 
mit Zivilschutzprogrammen zu schützen 
suche, gleiche einem Hochgebirgsklette
rer, der sich für eine schwierige Klettertour 
lediglich mit einer Schwimmweste ausrü
ste. 
Die erforderliche und vielleicht begrenzt 
mögliche Hilfe in einem sehr eingeschränk
ten atomaren Konflikt könne dagegen, so 
der Frankfurter Richter Hartmut Säumer, 
auf die umfassenden Grundrechtsein
schränkungen und Verplanungen, die der 
Referentenentwurf enthalte, verzichten. 
Aber während Philipp Sonntag, langjähriger 
Mitarbeiter von Cari-Friedrich von Weizsäk
ker, für andere Formen von Zivilschutz 
warb, vertraten die übrigen Experten und 
die meisten Teilnehmer die Auffassung, daß 
unter den gegenwärtigen militärpolitischen 
Gegebenheiten eine über Katastrophen
schutzplanung hinausgehende Zivilschutz
planung abzulehnen sei, weil sie die Kriegs
wahrscheinlichkeit erhöhe und die Grund
rechte der körperlichen Unversehrtheit, der 
Freiheit der Person, der Freizügigkeit und 
der Unverletzlichkeit der Wohnung verletze. 
ln der Tat liegtes-worauf auch der Bun
destagsabgeordnete Horst Peter (SPD) hin
wies - nahe, Zivilschutzprogramme, die 
nahezu zeitgleich mit der Stationierung 
neuer atomarer Raketen und der Planung 
gigantischer militärischer Rüstungsvorha
ben in unserem Land vorwärtsgetrieben 
werden, als integralen Bestandteil von 
Kriegsführungsoptionen zu verstehen. 
Die in dieser Abteilung geleistete Arbeit 
über ein vielen noch unbekanntes Gebiet 

·war wichtig, zu mal sicherlich die gesell
schaftliche Akzeptanz der Zivilschutzpro
gramme durch die Ablehnung eines großen 
Teils der Richter und Staatsanwälte beein
trächtigt werden wird. Die rechtlichen'Pro
bleme bei der Umsetzung von Zivilschutz
programmen auf kommunaler Ebene wur
den allerdings nur noch am Rande behan
delt. Die Aufforderung des ersten Kreisbei
geordneten des Landkreises Marburg-Bie
denkopf Rainer Baake (Die Grünen), man 
möge die Gemeinden und Landkreise, die 
an Maßnahmen der zivilen Verteidigung 
nicht mitwirken wollten, doch bitteschön 
bei der Bestimmung ihrer Handlungsspiel
räume unterstützen, machte deutlich, daß 
hier noch ein Informationsbedarf war und 
ist, den das II. Forum der Richter und 
Staatsanwälte- nicht befriedigen konnte. 
Das Resümee ist dennoch positiv. Es hat 
zwar lange gedauert, bis sich Richter und 
Staatsanwälte ebenso wie Angehörige 
anderer Berufsgruppen friedenspolitisch 
engagiert haben. Aber auch mit ihrem II. 
Forum haben die Richter und Staatsan
wälte einen eigenen berufsspezifischen 
Beitrag zur Konsolidierung und Weiterar
beit der Friedensbewegung geleistet. 



A 
I. ln der Vergangenheit sind (gerade auch) Juristen immer wieder 
in großer Zahl bereit gewesen, an ihren Schreibtischen an der 
Vorbereitung von Kriegen mitzuwirken. 
Es hat lange gedauert, bis sich Richter und Staatsanwälte -
ebenso wie Angehörige anderer Berufsgruppen - in den vergan
genen Jahren gemeinsam für den Frieden eingesetzt und gesagt 
haben: 
Die Arbeit für den Frieden muß sich auf ein Engagement auf das 
gemeinsame Überleben statt auf die Drohung gegenseitiger 
Auslöschung gründen. Die Psychologie des Abschreckungs
konzepts - die ständige Bereitschaft zur Völkervernichtung -
können wir nur überwinden, indem wir bei der Vorbereitung auf 
den Kriegsfall nicht mehr "mitspielen". 
Wir wollen und wir müssen ein praktisches Zeichen setzen, daß 
wir uns dem ständigen Vor- und Nachrüsten auf allen Ebenen 
widersetzen. · 

II. Wenn die Abschreckung in Europa versagt oder wenn militäri
sche Konflikte außerhalb Europas über das Konzept der hori~ 
zontalen Eskalation auf Europa verlagert werden, führt der vor
gesehene und vorbereitete Einsatz von militärischen Waffensy
stemen in Europa und damit auch in der Bundesrepublik zur Zer
störung dessen, was verteidigt werden soll. Damit bleiben auch 
alle Maßnahmen des Zivilschutzes nutzlos. 
Eine Planung, die den militärischen Rückgriff auf Massenver
nichtungswaffen vorsieht und vorbereitet, ist deshalb Planung 
selbstmörderlicher Verteidigung. 

II I. Militärische Abschreckung hat aber auch bereits im Frieden, 
genauer gesagt in der Zeit des Noch-nicht-Krieges, schlimme 
Folgen für Menschen und Umwelt. Der Verbrauch der freien 
Landschaft nimmt zu, der Boden wird versiegelt, Sondermüll 
fällt an; Unfälle und Manöverschäden, Lärm durch Hubschrau
ber und Tiefflieger sind täglich erfahrbar. 
Die gewaltigen Summen der Hochrüstung fehlen außerdem für 
die Bekämpfung des Hungers in der Weit. Rüstung tötet schon 
im Frieden. 

B 
IV. ln den nächsten Jahren ist mit der Umsetzung riesiger 
zusätzlicher militärischer Rüstungsprogramme zu rechnen. 
Diese Aufrüstung erfaßt Ost und West. 
ln der Bundesrepublik vollzieht sie sich unter verschiedenen 
Namen und Programmen wie beispielsweise 
NATO-lnfrastruktur-Programm 1985 - 1990, 
Master-Restationing-Pian (räumliche Umgruppierung von US
Truppen in der Bundesrepublik in den Grenzraum zur DDR und 
CSSR), 

. Wartime-Host-Nation-Support (Vorauseinlagerung von Waffen 
und Material für sechs weitere US-Divisionen in der BAD; Perso
nal- und Infrastrukturressourcen der BAD für US-Truppen "im 
Falle einer Krise oder eines Krieges"). 
D_iese Rüstungsprogramme sind Produkte einer Entwicklung, 
d1e vor allem von folgenden Faktoren bestimmt wird: 
1) Seit Herstellung des atomaren Patts zwischen den USA und 
der UdSSR und seit der Existenz einer beiderseitig gesicherten 
Zweitschlagkapazität sind beherrschende Kräfte in den US
Administrationen Ford, Carter und Reagan bemüht, ihre militäri
schen Handlungsoptionen unterhalb der als irrational erkannten 
Selbstmordperspektive (Einsatz der strategischen Atomrake
ten) zu erweitern: 
- Erweiterung der konventionellen militärischen Optionen zum Einsatz 

militärischer Macht (unterhalb der atomaren Schwelle); 
dazu gehören der Aufbau einer weltweit operierenden schnellen Ein
greiftruppe, die enorme Aufstockung der Militärausgaben für eine 
"Modernisierung der konventionellen Verbände" sowie der Rogers
Pian für die NATO, dessen erklärtes Ziel es ist, im Falle eines militäri
schen Konflikts im Hinterland der Staaten des Warschauer Pakts mit 
neuen Waffentechnologien tiefe Schläge zu führen. 

II. Forum 
der Richter und 
Staatsanwälte 

für den Frieden 
Kasseler Erklärung vom Nov. 1985 

- Schaffung regional begrenzter nuklearer und chemischer Kriegsfüh
rungsoptionen (unterhalb des atomaren Konflikts zwischen den USA 
und der UdSSR mit strategische Waffen); 
in diesem Zusammenhang sind die Miniaturisierung von Atomwaf
fen, die Stationierung von Mittel- und Kurzstreckenraketen in Europa 
sowie die Entwicklung binärer chemischer Waffen zu nennen. 

- Schließung des .,Fensters der Verwundbarkeit" (Wer zuerst schießt, 
stirbt als zweiter); 
hierbei geht es um die .,umfassenden Programme zur Modernisie
rung der strategischen Streitkräfte" (Reagan/Weinberger), um die 
erkennbaren Ansätze zum Aufbau einer effektiven Erstschlagkapazi
tät und um das "star-wars-program" (SOl). 

2) Zu den realen Fundamenten und Antriebskräften dieser 
"Sicherheitspolitik" zählen die massiven ökonomischen Interes
sen des militärisch-industriellen Komplexes diesseits und jen
seits des Atlantiks. Diese wirtschaftlichen Interessen erhoffen 
sich von den gigantischen Aufrüstungsprogrammen optimale 
Kapitalverwertungsbedingungen sowie mittelbar eine Siehe
run.~ ihrer Rohstoff- und Absatzmärkte. 
3) Uberlappt und überlagert wird diese Entwicklung seit dem 
Amtsantritt der Reagan-Administration durch eine penetrante 
Kreuzzugspropaganda (Reagan: "Marxismus-Leninismus auf 
den Aschenhaufen der Geschichte"), die zwar in erster Linie 
innenpolitische Funktionen erfüllen dürfte, die aber zugleich das 
Risiko militärischer Konflikte steigert. 

V. ln den letzten Jahren stößt die Umsetzung der Rüstungspro
gramme bei immer mehr Menschen und in immer mehr Ländern, 
auch in der Bundesrepublik, auf Proteste und Widerstand. 
Wir begrüßen diese Proteste und Aktionen des Widerstehans als 
Zeichen und Ausdruck der zunehmenden Entschlossenheit von 
immer mehr Menschen in Ost und West, ein weiteres Anwach
sen dieser Militärmaschinerien, die die Menschheit bereits jetzt 
mehrfach auslöschen können, nicht mehr hinzunehmen. 
Wir Richter und Staatsanwälte beteiligen uns an diesen Proble
men und rufen dazu auf, in diesem Engagement nicht nachzu
lassen. 

VI. Die Erfahrungen aus den bisherigen Auseinandersetzungen 
um Militärprojekte zeigen, daß für viele Bürger die formellen und 
informellen Entscheidungsstrukturen, in denen die militärischen 
Rüstungs- und Ausbauprogramme im Einzelfall verwirklicht 
werden, weithin undurchsichtig und zumeist gegen demokrati
schen Bürgereinfluß vielfach gestaffelt abgeschirmt sind. Wie 
häufig müssen Bürgerinitiativen genauso wie rüstungskritische 
Politiker feststellen, daß in Konfliktfällen vor Ort die Verantwort
lichen zwischen den beteiligten Stellen hin- und hergeschoben 
werden. Die Schwierigkeiten verstärken sich noch dadurch, daß 
über die militärischen Ausbauprogramme vielfach ein Schleier 
der Geheimhaltung gezogen wird. 
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...... 

~Wir verstehen unsere spezifische Aufgabe als Juristen in diesen 
'-''Auseinandersetzungen gerade auch darin, den engagierten 
... Bürgern und der Öffentlichkeit das Zurechtfinden in diesem 
... administrativen Labyrinth erleichtern zu helfen. Es kommt dar
... auf an, die jeweiligen Verantwortlichkeiten und Handlungsspiel
~ räume der administrativen und politischen Instanzen der ver
~ - schiadenen Ebenen (Bund, Länder, Kreise und Gemeinden) her
- auszustellen und sichtbar zu machen sowie die militärfreundli-
•"' chen und bürgerfeindlichen Entscheidungsstrukturen einer 
• "V rechtspolitischen Kritik zu unterziehen. 
....... Nur so wird es möglich, von politischen und administrativen 
~ Handlungsträgern politische Rechenschaft und Verantwortlich
~ keit einzufordern, scheinbar eherne Sachzwänge aufzubrechen a...; sowie die Handlungsspielräume und demokratischen Entschei-
1 I i dungsrechte der Bürger gerade in diesen lebenswichtigen Fra
.... gen zu erweitern. 

'-
.! 
Cl) 
Cl) 
Cl) 

~ 
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VII. Die militärfreundlichen und bürgerfeindlichen Entschei
dungsstrukturen des geltenden Militär-Pianungsrechts müssen 
geändert werden. Im einzelnen stellen wir hiermit die folgenden 
Thesen und Vorschläge zur öffentlichen Diskussion. 
1) Das geltende Militär-Pianungsrecht stammt aus der Ära des 
Kalten Krieges und orientiert sich zum Teil an Vorschriften aus 
der Zeit des NS-Faschismus. Es wird beherrscht vom Primat 
des Militärischen gegenüber zivilen und ökologischen Erforder
nissen. Diese Privilegierungen müssen beseitigt werden. Dem 
Militär darf keine eigene Rechtsordnung in der Rechtsordnung 
zugebilligt werden. 
Insbesondere folgende militärische Privilegierungsklauseln sind 
ersatzlos aufzuheben: 
a) Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 

§ 35 BBauG, der dem Bundesverteidigungsminister die Möglichkeit 
eröffnet, gegen den Willen der betroffenen Gemeinde und der 
zuständigen höheren Bauaufsichtsbehörde Militärbaumaßnahmen 
auch dann durchführen zu lassen, wenn diese gegen bauplanungs
rechtliche Vorschriften (§§ 30 ff. BBauG) verstoßen. 
§ 1 07 VII HessBauO und Art. 86 V BayBauO sowie entsprechende 
Vorschriften in den anderen Landesbauordnungen sehen vor, daß 
"bauliche Anlagen, die (unmittelbar) der Landesverteidigung ... die
nen", keiner Baugenehmigung bedürfen, sondern der oberen Bau
aufsichtsbehörde lediglich zur Kenntnis zu bringen sind. 

b) Naturschutzrecht 
§38 Bundesnaturschutzgesetz bestimmt, daß Naturschutz und 
Landschaftspflege für .,Flächen, die (am 24.12.1976) ausschließlich 
oder überwiegend Zwecken der Landesverteidigung ... dien(t)en 
oder in einem verbindlichen Plan für (diese Zwecke) ausgewiesen 
(waren), die bestimmungsgemäße Nutzung (zu Zwecken der Lan
desverteidigung) nicht beeinträchtigen dürfen". 

c) Waldgesetz 
§ 45 I Bundeswaldgesetz läßt die Anwendung wichtiger Vorschrif
ten, die dem Erhalt und Schutz des Waldes dienen (u. a. §§ 9 - 19 
BWaldG), auf Flächen, "die Zwecken der Verteidigung einschließ
lich des Schutzes der Zivilbevölkerung dienen", nur zu, "soweit 
dadurch die bestimmungsgemäße Nutzung (zu Militärzwecken) 
nicht beeinträchtigt wird"; 
§ 45 II BWaldG schränkt die Entscheidungsbefugnisse der Forstbe
hörden drastisch ein zugunsten der Militärbehörden. 

d) Immissionsschutzrecht 
Nach §59 BlmSchG kann die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates für den Bereich von Militäranlagen die Zuständig
keit der zivilen Immissionsschutzbehörden ausschließen; eine sol
che Verordnung ist in Vorbereitung. 
Nach § 60 BlmSchG kann der Bundesverteidungsminister durch 
Einzelverwaltungsakt Ausnahmen von den Anforderungen des 
BlmSchG für vom Militär genutzte ortsfeste Einrichtungen und für 
Grundstücke zulassen. Die Bundeswehr und die ausländischen 
Stationierungsstreitkräfte dürfen bei der Benutzung von Militärge
rät von den Vorschriften des BlmSchG und der einschlägigen 
Rechtsverordnungen abweichen, "soweit dies zur Erfüllung ihrer 
besonderen Aufgaben zwingend erforderlich ist". 

e) Luftverkehrsrecht 
§ 30 Luftverkehrsgesetz läßt bei der Anlegung und Änderung militä
rischer Flugplätze die Notwendigkeit eines Planfeststellungsver
fahrens nach § 8 LuftVG entfallen und entbindet von der Pflicht, 
wichtige luftverkehrsrechtliche Bestimmungen beachten zu müs
sen; insbesondere stellt sie den Militärbetrieb (auch im Nicht
Kriegsfall) von den Vorschriften über das Verhalten im Luftraum frei. 
Für Tiefflieger enthält weder das BlmSchG noch das Fluglärmge
setz Immissionsschutzregelungen gegen Lärm. 

Für Hubschrauber gilt weder das BlmSchG noch das Fluglärmge
setz. 

f) Beförderung gefährlicher Güter auf Straße und Schiene 
Nach §5 V Gefahrgutverordnung Straße kann u. a. der Bundesver
teidungsminister für Militärtransporte auf Straßen Ausnahmen von 
den geltenden Vorschriften zulassen, "soweit die öffentliche Sicher
heit gebührend berücksichtigt" ist. Entsprechen dabei die Sicher
heitsvorkehrungennicht dem Stand von Wissenschaft und Technik, 
"so muß die Zulassung der Ausnahme im Hinblick auf die verblei
benden Gefahren als vertretbar angesehen werden können" (§ 5 V i. 
V. m. § 5 II Nr. 2). 
Nach § 8 I Gefahrgutverordnung Straße bestimmen die Stationie
rungstreitkräfte selbst, "ob und in welchem Umfang im Sinne des§ 
5 von den Anforderungen dieser Verordnung abgewichen werden 
darf", falls die Stationierungsstreitkräfte nicht "ihre" eigenen Vor
schriften anwenden. 
Entsprechende Ausnahmebestimmungen gelten für Militärtrans
porte auf der Schiene gemäß § 5 Gefahrgutverordnung Eisenbahn. 

g) Landbeschaffung 
Nach dem Landbeschaffungsgesetz (LBG) ist selbst bei raumbe
deutsamen Maßnahmen des Militärs kein Planfeststellungsverfah
ren erforderlich. Im Gegensatz zu zivilen Planungen (Straßen, 
Eisenbahn usw.) gibt es keine öffentlich ausgelegten und bekannt
gemachten Pläne, keine öffentliche Erörterung mit den Einwen
dern, keinen Planfeststellungsbeschluß, der gerichtlich überprüf
bar ist, keine Baufrist, die eine bloße Vorratsbeschaffung verhin
dert. 
Die Anwendbarkeit des Bauplanungs- und des Raumordnungs
rechts ist eingeschränkt. 

2) Alle bereits vorhandenen und alle projektierten militärischen 
Infrastruktureinrichtungen müssen zukünftig im Einzelfall einer 
speziellen Sozial- und Umweltverträglichkeitsprüfung unterwor
fen werden, bei der den Bürgern wirksame Partizipationsrechte 
einzuräumen sind. 
ln dieser Sozial- und Umweltverträglichkeitsprüfung muß vor 
allem untersucht und erörtert werden, 
- welche sozialen und ökologischen Auswirkungen Truppenübungs

plätze, Schießbahnen, Militärstraßen, Flugplätze, Pipelines usw. für 
die Landschaft, das menschliche Zusammenleben, Boden, Wasser, 
Luft und Wald nach sich ziehen, 

- welche besonderen Gründe das militärische Projekt zwingend erfor
dern; dabei ist insbesondere die Vereinbarkeit der jeweiligen militäri
schen Infrastruktureinrichtung mit dem Gebot der strukturellen 
Nichtangriffsfähigkeit nachzuweisen. 
Es geht nicht darum, die militärischen Maßnahmen nur ökologisch 
abzupuffern, um damit ihre Erträglichkeit für die Bevölkerung zu 
erhöhen, sondern einem Anwachsen der Kriegsgefahr entgegenzu
wirken. 

Folgende Verfahrensrechte der Bürger sind dabei gesetzlich für 
die Durchführung der Sozial- und Umweltverträglichkeitsprü
fung zu garantieren: 
- öffentliche Erörterungstermine mit unabhängiger Sitzungsleitung 
- Beweisantragsrechte der Einwender 
- Bereitstellung eines Fonds aus öffentlichen Mitteln für die Finanzie-

rung von Alternativgutachten 
- fakultative Möglichkeit zur Durchführung von Bürgerbefragungen. 
3) Über alle Auswirkungen sozialer und ökologischer Art der in 
der Bundesrepublik vorhandenen und geplanten militärischen 
Infrastruktureinrichtungen sind Militär-Schaden-Kataster aufzu
bauen und fortzuschreiben, in die jedermann Einblick nehmen 
kann. 

VIII. Änderung völkerrechtlicher Abkommen und Verträge 

1) Deutschland-Vertrag und Aufenthaltsvertrag 
Die Stationierung und Dislozierung von Truppen und Waffen in 
der Bundesrepublik darf zukünftig nur aufgrundjeweils speziel
ler vertraglicher Vereinbarungen erfolgen, die 
- jeweils der Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften (Bun

destag und Bundesrat) und 
- eines durch Bundesgesetz zu ermöglichenden (fakultativen) Volks

entscheides bedürfen. 
Nicht länger hingenommen werden können 
- die Bestimmungen des Artikels 4 II 2 Deutschland-Vertrag (DV) und 

des Artikels 1 I Aufenthaltsvertrag (AV), wonach die Stationierung 
von Truppen bis zur "Effektivstärke" vom 5.5.1955 als generell 
genehmigt gilt; 

- die Bestimmungen des Artikels 4 II 3 DV und des Artikels 1 II AV, 
wonach die Stationierung von Truppen und Waffensystemen über 
die "Effektivstärke" vom 5.5.1955 hinaus lediglich der Zustimmung 



der Bundesregierung bedarf; 
- die Bestimmungen des Artikels 4 II 1 und Artikels 2 DV, woraus die 

Stationierungsländer USA, Großbritannien und Frankreich die Fort
geltung alter Besatzung- und Truppenstationierungsrechte herlei
ten; 

- das Fehlen jeder Kündigungsmöglichkeit im Aufenthaltsvertrag und 
im Deutschland-Vertrag. 

Aus historischen und außenpolitischen Gründen kann und darf 
der Abbau dieser den demokratischen Willensbildungsprozeß in 
der Bundesrepublik beschränkenden völkerrechtlichen Bestim
mungen nur vorgenommen werden, wenn zuvor völkerrechtlich 
und faktisch wirksame Vorkehrungen dafür getroffen worden 
sind, daß vom Boden der Bundesrepublik aus objektiv keine 
militärische Bedrohung anderer Staaten und Völker ausgehen 
kann. Zu diesen notwendigen Sicherheitsgarantien zählen ins
besondere: 
- Umrüstung der Bundeswehr nach dem Gebot der strukturellen 

Nichtangriffsfähigkeit 
- Erweiterung· des völkerrechtlichen Verzichts der Bundesrepublik 

betreffend die Herstellung und den Besitz von ABC-Waffen auch auf 
deren Lagerung in der Bundesrepublik sowie auf den Besitz von und 
den Zugang der Bundesrepublik zu ABC-Waffenträgern (Raketen
und Bombersysteme) 

- Völkerrechtlich verbindliche Erklärung der Bundesrepublik über die 
Einhaltung der Bestimmungen des Atomwaffensperrvertrages 
durch die Bundesrepublik über dessen Geltungsdauer (1993) hinaus 

- Wiedereinführung der ursprünglich im Vertrag über die Westeuro
päische Union (WEU-Vertrag) enthaltenen Beschränkungen für die 
konventionelle Bewaffnung der Bundesrepublik; insbesondere das 
im Jahre 1984 aufgehobene Verbot, (militärische) Flugkörper größe
rer Reichweite, Lenkflugkörper und Bombenflugzeuge für strategi
sche Zwecke herzustellen, muß wieder hergestellt werden. 

2) NATO-Truppenstatut 

Das im Jahre 1951 in Kraft getretene NATO-Truppenstatut 
(NTS), dem die Bundesrepublik im Jahre 1963 mit völkerrechtli
cher Wirkung beigetreten ist, muß insbesondere in folgenden 
Punkten geändert werden: 
- Es ist sicherzustellen, daß ausländische Stationierungsstreitkräfte 

die Vorschriften der Rechtsordnung des Aufnahmestaates strikt zu 
beachten haben, soweit sie nicht ausdrücklich im Hinblick auf die 
Personalhoheit hiervon freigemacht sind; Artikel II NTS ist insoweit 
zu präzisieren. 

- Ebenso wie die Stationierung und Dislozierung von Waffen und Waf
fensystemen eines Entsendestaates im Aufnahmestaat bedarf die 
Verlagerung dislozierter Waffen und Waffensysteme vom Aufnah
mestaat aus in einen Drittstaat der Zustimmung des Aufnahmestaa
tes. 

3) Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut (ZA-NTS) 

Das 1963 in Kraft gesetzte ZA-NTS, das die Bundesrepublik mit 
den USA, Belgien, Frankreich, Kanada, den Niederlanden und 
Großbritannien abgeschlossen hat, ist zu ändern. 
Dabei geht es insbesondere um folgende Punkte: 
- Rückgabe aller aufgrund besatzungsrechtlicher Requirierungs-Akte 

durch die Stationierungsstreitkräfte der USA, Frankreichs und Groß
britanniens in Besitz genommener Grundstücke und Liegenschaf
ten; weitere oder neue Nutzungsrechte dürfen nur aufgrund des 
Abschlusses spezieller Überlassungs- und Nutzungsverträge ver
einbart werden, in denen Art und Umfang der Nutzung genau festzu
legen sind; diese Überlassungs- und Nutzungsverträge sind für 
jedermann einsehbar. 

- Abschaffung der sogenannten Truppenbauverfahren für Baumaß
nahmen der ausländischen Stationierungsstreitkräfte; stattdessen 
sind alle Baumaßnahmen durch die dafür zuständigen zivilen Behör
den des Aufnahmestaates bei voller und ausschließlicher Bindung 
an die Rechtsordnung des Aufnahmestaates durchzuführen. 

- Völkervertragsrechtliche Unterwerfung der Behörden/Instanzen der 
Entsendestreitkräfte im Aufnahmestaat unter die Verwaltungshoheit 
des Aufnahmestaates insbesondere auffolgenden Gebieten: Immis
sionen und Emissionen; Bauplanungs- und Bauordnungsrecht; 
Natur- und Landschaftsschutz; Raumordnung und Landesplanung; 
Luftverkehrsrecht; Wasser- und Gewässerschutz; 

- Völkervertragsrechtliche Ausdehnung der Rechtsschutzgarantie 
des Artikels 19 IV Grundgesetz auch auf Maßnahmen der Stationie
rungsstreitkräfte. 

- Art. 53 ZA-NTS, wonach die Stationierungsstreitkräfte "innerhalb 
der Liegenschaften auf den Gebieten der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung ihre eigenen Vorschriften anwenden, soweit diese gleich
wertige oder höhere Anforderungen stellen als das deutsche Recht", 
ist ersatzlos aufzuheben. 
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IX. Nach ihrem erklärten Ziel soll die Zivile Verteidigung in einem 
Krieg die Funktionsfähigkeit von Staat, Regierung und Verwal
tung erhalten, die Bevölkerung vor den Folgen kriegerischer 
Auseinandersetzungen schützen und die Streitkräfte unterstüt
zen. Zivile Verteidigungsmaßnahmen einschließlich des Zivil
schutzes sind Teil dermilitärischen Planung. Diegeplanten Zivil
Gesetzgebungsvorhaben lassen auch für den Bereich der Zivi
len Verteidigung auf verstärkte Anstrengungen schließen. 
Angesichts fortschreitender Rüstungsprogramme und der 
zunehmenden atomaren Bedrohung fragen jedoch immer mehr · 
besorgte Menschen, ob nicht durch den Ausbau der Zivilen Ver
teidigung wesentliche Voraussetzungen für die Führung eines 
Krieges erst geschaffen werden. 

X. Die aktuelle Diskussion um den Referentenentwurf eines 
neuen Zivilschutzgesetzes hat zugleich in Erinnerung gerufen, 
daß aufgrund der Notstandsverfassung schon in der Vergan
genheit viele gesetzliche Bestimmungen für den Bereich der 
Zivilen Verteidigung erlassen worden sind. 
Bereits heute schlummern Ausführungsvorschriften in den 
Schreibtischen von Regierungen und Verwaltungen. Viele die
ser Regierungen entfalten entgegen einer häufig anzutreffenden 
Vorstellung ihre Wirkungen schon in Friedenszeiten. Und bereits 
heute wird mehr oder weniger öffentlich für den Kriegsfall 
geprobt. 

XI. ln der rechtlich-technischen Perfektion der bestehenden und 
geplanten gesetzlichen Regelungen zeigt sich einmal mehr die 
lnstrumentalisierbarkeit juristischen Sachverstandes. Die 
Akzeptanz der Zivilen Verteidigung soll erhöht werden, indem 
mit der präzisen Sprache des Gesetzes suggeriert wird, wirk
same Hilfe im Krieg sei möglich, wenn nur rechtzeitig geeignete 
Schutzmaßnahmen getroffen werden. 
Wir sehen unsere Aufgabe als Juristen in der Friedensbewegung 
dagegen darin, der Akzeptanz dieser Bestimmungen entgegen
zuwirken, indem wir ihre Konsequenzen für jeden einzelnen Bür
ger und den demokratischen Rechtsstaat des Grundgesetzes 
offen legen. 

XII. Schon mitten im Frieden, bevor das Bundesgebiet mit Waf
fen angegriffen wird (Verteidigungsfall), und auch bevor der 
Bundestag mit der vorgeschriebenen 2/3-Mehrheit das Vorlie
gen des Spannungsfalls festgestellt hat, kann die Exekutive den 
Kriegsfall vorbereiten. 
Beispielhaft sei in Erinnerung gerufen: 
Bereits heute 
- sind nach dem Wassersicherstellungsgesetz Städte und Landkreise 

verpflichtet, Brunnenanlagen für eine netzunabhängige Wasserver
sorgung zu erschließen; 

- ist aufgrund des Ernährungssicherstellungsgesetzes in der "Bun
desreserve Getreide" und bei verzehrfertigen Lebensmitteln ein 30-
Tage-Vorrat angelegt. Fertig gedruckte Lebensmittel- und Versor
gungskarten liegen bereit; 

- schreiben aufgrund des Wirtschaftssicherstellungsgesetzes erlas
sene Rechtsverordnungen die Vorratshaltung u. a. von Mineralöl, 
Elektrizität und Gas vor; 

- sind Kosten in Höhe von mehreren Millionen DM für Maßnahmen 
nach dem Verkehrssicherstellungsgesetz aufgewandt worden, z. B. 
für den Bau von Behelfsbrücken, Zufahrtsstraßen, Nothäfen und 
Sonderfernmeldenetzen. 

Schon jetzt 
- können Arbeitnehmer nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz zu 

Übungs- und Ausbildungsveranstaltungen in ihren späteren Ein
satzbareichen verpflichtet werden; 

- ermächtigt das Bundesleistungsgesetz die Bundeswehrverwaltung, 
u. a. private Baumaschinen und LKWs zu beschlagnahmen, wenn 
dies nach Feststellung der Bundesregierung zur beschleunigten 
Herstellung der Verteidigungsbereitschaft notwendig ist. Unter die
ser Voraussetzung entfallen auch die heute noch geltenden 
Beschränkungen bei der Durchführung von Manövern; 
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dürfen nach dem Wehrpflichtgesetz bestimmte Wehrpflichtige zwi
schen 18 und 20 Jahren beschleunigt erfaßt, gemustert und zu 
Wehrübungen ohne zeitliche Beschränkung einberufen werden, 
wenn die Bundesregierung feststellt, daß dies zu einer nach den 
Umständen gebotenen Herstellung der Einsatzfähigkeit oder zur 
Sicherung der Operationsfreiheit der Streitkräfte notwendig ist; 

- kann nach dem Gesetz über den erweiterten Katastrophenschutz für 
Zwecke der Verteidigung angeordnet werden, daß der gewöhnliche 
Aufenthaltsort nur mit Erlaubnis verlassen werden darf. 

XIII. Mit dem neuen Zivilschutzgesetz, das im Entwurf vorliegt, 
sollen die den Zivilschutz betreffenden gesetzlichen Bestim
mungen zusammengefaßt und zugleich bisher nicht geregelte 
Bereiche in der Notstandsplanung einbezogen werden: 
- Bereits in Friedenszeiten sollen im Gesundheitswesen alle 
Maßnahmen für den Kriegsfall vorbereitet werden. Wie schon im 
geltenden Recht sollen Hilfskrankenhäuser errichtet, beste
hende Krankenhäuser erweitert und Sanitätsmaterialvorräte 
angelegt werden. Darüber hinaus sollen nunmehr alle - auch 
ehemals- im Gesundheitswesen beschäftigten Personen erlaßt 
und Kammern und ärztliche Vereinigungen zur Mitwirkung ver
pflichtet werden. 
- Beim Bau von Wohnhäusern soll jeder Bauherr verpflichtet 
werden, einen Schutzraum gegen herabfallende Gebäudetrüm
mer, Brandeinwirkungen, radioaktive Niederschläge und andere 
Kampfstoffe einzurichten. 
- Im Spannungsfall soll unter bestimmten Voraussetzungen 
jeder Wehrpflichtige bis zum 60. Lebensjahr ohne Weigerungs
möglichkeit zum Dienst im Zivilschutz herangezogen werden 
können. 
- Beamtinnen und Beamte sollen im Spannungsfall jederzeit für 
Zwecke der Verteidigung auch ohne ihre Zustimmung zu einem 
anderen Dienstherrn auch außerhalb der Bundesrepublik oder 
zur Dienstleistung bei einer zivilen Dienststelle der NATO ver
pflichtet werden können. 
- Die Nichteinhaltung von Pflichten soll von der Justiz geahndet 
werden. So drohen z.B. dem Dienstpflichtigen Freiheitsstrafen 
bis zu 3 Jahren, wenn er eine wiederholt ausgesprochene 
dienstliche Anordnung nicht befolgt, und bereits im Frieden 
Geldbußen bis zu 20.000 DM bei einem Verstoß gegen eine Auf
enthaltsregeJung sowie eine Geldbuße bis zu 1 00.000 DM bei 
nichtgenehmigter Veränderung eines Schutzraumes. 

XIV. Die Ausführung der weit überwiegenden Zahl der Gesetze 
obliegt den Ländern einschließlich der Gemeinden und Kreise in 
Bundesauftragsverwaltung. Für die Gemeinden und Landkreise 
handelt der sogenannte Hauptverwaltungsbeamte. Er erhält 
seine Weisungen über die Landesbehörden von den zuständi
gen Bundesbehörden. Wenn die Bundesregierung es für dring
lich erachtet, kann sie den Hauptverwaltungsbeamten direkt 
anweisen. 
Diese Möglichkeit der direkten Benennung der Gemeinde als 
ausführende Behörde soll aus der in Sachzusammenhängen 
begründeten Annexkompetenz des Bundesgesetzgebers zu 
Art. 73 Nr. 1 GG folgen. Die Konsequenz ist ein erheblicher Ein- . 
griff in das Selbstverwaltungsrecht der kommunalen Gebiets
körperschaften: 
- Der Zwang zur Übernahme von Bunkern bedeutet die Über

bürdung der Kostenlast für Unterhaltung und Verwaltung. 
- Militärisch-zivile Planspiele können Verwaltungsbereiche für 

kommunale Angelegenheiten lahmlegen. 
Zudem soll die lndienstnahme der kommunalen Sachnähe und 
Vertrautheit beim Bürger eine größere Bereitschaft zur Hin
nahme ziviler Verteidigungsmaßnahmen begründen. Der Ver
such, Gemeinden selbst das Recht zu symbolischen Erklärun
gen über Friedensfragen abzusprechen, steht dazu in bezeich
nendem Widerspruch. 

XV. Katastrophenschutz ist eine humanitäre Notwendigkeit. 
Zivilschutzmaßnahmen lehnen wir ab, weil sie unter den gegen
wärtigen militärpolitischen Gegebenheiten die Kriegswahr
scheinlichkeit erhöhen und die demokratischen Grundrechte 
aushöhlen. 
- Die gegenwärtig diskutierten Zivilschutzprogramme tragen 

zur Destabilisierung des Ost-/Westverhältnisses bei. Zivil
schutz, der nahezu zeitgleich mit der Stationierung neuer ato
marer Mittelstreckenraketen und der Planung gigantischer 

militärischer Rüstungsvorhaben in unserem Land vorwärts
getrieben wird, kann als integraler Bestandteil von Kriegsfüh
rungsoptionen verstanden werden. 

- Die bestehenden und geplanten Zivilschutzprogramme sug~ 
gerieren die Vorstellung, ein Atomkrieg sei möglich und seine 
Folgen seien zu meistern wie die herkömmlichen Naturkata
strophen. Aber Kriege sind keine Naturkatastrophen. Kriege 
werden gemacht. Die Gewöhnung an die Atomkriegsdrohung 
bewirkt eine psychologische Kriegsvorbereitung. Sie 
schwächt den Willen zur Kriegsverhinderung. 

- Die bestehenden und geplanten Zivilschutzprogramme ver
leugnen die Wirklichkeit eines Atomkrieges. Angesichts der 
waffentechnologischen Entwicklung und der geltenden Mili
tärdoktrinen wird ein Krieg in Europa ein Atomkrieg sein. ln 
einem solchen Krieg bedeutete schon der Einsatz von 1/5 der 
auf unserem Boden stationierten atomaren Gefechtsfeldwaf
fen oder von 1/10 der auf uns gerichteten atomaren Mittal
streckenraketen die totale Vernichtung unseres Landes. Des
halb wird es in einem solchen Krieg keinen Bunker geben, der 
uns schützen, und keinen Arzt, der uns helfen kann, und die in 
einer zerstrahlten Wüste Überlebenden werden die Toten 
beneiden. 

- Schon in Friedenszeiten wird der Exekutive die Einschänkung 
der Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit, der Freiheit 
der Person, der Freizügigkeit und der Unverletzlichkeit der 
Wohnung ermöglicht, ohne daß diese Eingriffe gerechtfertigt 
wären. 

- Die im Spannungsfall vorgesehene Möglichkeit der Anwen
dung grundrechtseinschränkender Gesetze ohne Parla
mentsbeschluß, sondern bereits auf Intervention von NATO
Organen hin, läßt das Ziel des Schutzes der Zivilbevölkerung 
hinter Macht- und Militärinteressen zurücktreten. 
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Die Menschen in der Bundesrepublik sind nicht nur gefährdet 
durch strategische Konzepte, die zur Stationierung von noch 
mehr Massenvernichtungsmitteln auf dem Boden unseres Lan
des führen . Die militärische Planung der US-Regierung hat sich 
inzwischen auch des Weltraums bemächtigt. Der vertrags- und 
völkerrechtswidrige Aufbau des neu geplanten Raketenabwehr
systems für die USA (SOl) steigert die Bedrohung des Weltfrie
dens auf unerträgliche Weise. Die Rechtsverletzung liegt darin, 
daß sich die USA im Vertrag über Anti-Raketen-Raketen (Anti
Ballistic-Missile/ ABM) mit der UdSSR im Jahre 1972 verpflichtet 
haben, "keine ABM-Systeme oder Bestandteile zu entwickeln, 
zu erproben oder zu dislozieren, die see-, Iuft- oder weltraumge
stützt sind". 

Die Regierung der USA versucht, von der Bundesregierung die 
Zustimmung zu einer Beteiligung an der sogenannten Strategi
schen Verteidigungsinitiative (Strategie Defense Initiative/SOl) 
zu erhalten. 
Dieses schon in der Planung fragwürdige Konzept würde bei 
seiner Verwirklichung 
- die Rüstungsausgaben in unvorstellbare Höhen schnellen 

lassen, 
- den Rüstungswettlauf verstärken und in den Weltraum tra

gen, 
- das bestehende annähernde Gleichgewicht zwischen beiden 

Großmächten außer Kraft setzen, 
- Abrüstungsverhandlungen außerordentlich erschweren und 
- den beschriebenen Verstoß gegen vorhandene Rüstungs-

kontrollvereinbarungen (ABM-Vertrag) darstellen. 

Das II. Forum der Richter und Staatsanwälte für den Frieden for
dert die Bundesregierung auf, 
- sich nicht an der Erforschung, Entwicklung, Erprobung und 

Stationierung von Weltraumwaffen zu beteiligen, 
- sich dafür einzusetzen, daß bestehende Rüstungskontroll

verträge eingehalten werden und 
- ihren internationalen Einfluß geltend zu machen, damit die 

bewaffnete Nutzung des Weltraums durch vertragliche Rege
lungen verhindert wird. 



E 
ln der Bundesrepublik lagern unter US-amerikanischer Verant
wortung große Mengen chemischer Kampfstoffe, darunter auch 
tödlich wirkendes Nervengas. Die Anwendung dieser Giftgas
waffen ist seit 1925 völkerrechtlich geächtet. Dennoch bemüht 
sich die Regierung der USA, von der NATO und der Bundesre
gierung die Zustimmung zu erhalten, neue todbringende -
sogenannte binäre - chemische Kampfstoffe auf bundesdeut
schem Boden zu stationieren. Zum Abtransport oder zur Ver
nichtung der vorhandenen, teilweise schadhaften und undich-

Zivilschutz 

1. Wie ist der Verwaltungsaufbau des Zivil- und Katastrophen
schutzes? 

2. Wie groß ist die Anzahl der hauptamtlich Tätigen in der 
Abteilung Zivil- und Katastrophenschutz? 

3. Wie ist die Organisation, Ausstattung und personelle Kapa
zität der Einrichtungen und Einheiten des Zivil- u. Katastro
phenschutzes? 

4. Wie ist die persönliche Ausstattung der Helfer in Zivil- und 
Katastrophenschutz? 

5. Welches Ausbildungskonzept gibt es beim Zivil - u. Kata-
strophenschutz? 

6. Wie sind die Erfahrungen damit? 
7. Wie sieht die Aus- und Weiterbildung der Helfer aus? 
8. Welche Katastrophenschutzübungen der Fachdienste wur

den in den Jahren seit 1980 durchgeführt bzw. welche nah
men daran teil? 

9. Wieviel Treibstoffvorräte hat der Zivil- und Katastrophen
schutz? 

1 0. Welche öffentlichen Schutzräume mit wieviel Plätzen gibt 
es? 

11. Welche bieten Schutz gegen ABC-Waffen? 
12. Welches Personal aus dem Medizinbereich ist in Kenntnis 

seiner Aufgaben für diese Schutzräume eingeplant? 
13. Liegen Zahlen vor, wieviel private Schutzräume mit wieviel 

Plätzen bestehen? 
14. Wo gibt es Beratungs- und Leitstellen für den Selbst-

schutz? 
15. Wie groß ist die Anzahl der Selbstschutzberater? 
16. Wie ist die Situation der Warn- und Alarmdienste? 
17. Wie hoch sind die Kosten für den Zivil- und Katastrophen

schutz zu beziffern? 
18. Gibt es eine Zivilschutzkreisbeschreibung, bzw. für ein

zelne Orte? 
19. Was ist deren Inhalt? 

§12 KatSG: Aufenthaltsregelung und Evakuierung 

20. "Die wicht igste Aufgabe der Zivilverteidigung zur Unterstüt
zung der aus sechs NATO-Nationen bestehenden Streit
kräfte auf deutschem Boden ist der zivile Anteil an der 
Sicherstellung der Operationsfreiheit ( .. . ) ln NATO-Abma
chungen hat sich ( ... ) die BRD verpflichtet, diese 'Opera
tionsfreiheit' zu garantieren." (Abkommen zwischen 
BMVtg. und SACEUR vom 10. Sept. 1977) (Aus: Kalkreuth, 
Jürgen von: Streitkräfte und zivile Verteidigung. ln: Zivilver
teidiung 3/83, S. 9 ff) 
ln der einschlägigen Literatur wird die ungelenkte Flücht
lingsbewegung als das zentrale Problem der Erhaltung der 
Operat ionsfreiheit gesehen. (siehe "Realität Krise" , Studie 
des Bundesverbandes für Selbstschutz) 
Nach § 12 KatSG werden die Bewegungsmöglichkeiten der 
Bevölkerung im Spannungsfall eingeschränkt, d. h. der 
gewöhnliche Aufenthaltsort darf nur mit Erlaubnis verlassen 
werden. 
Welche Maßnahmen sind im Main-Tauber-Kreis geplant, 
um die "Bleib-zu Hause-Regelung" zu gewährleisten? 

21. Wie stellt sich die Verwaltung des Kreises die Erfüllung die
ser gesetzlichen Verpflichtung vor? 

ten Giftgasbehälter hat sich die US-Regierung bislang nicht ent
schließen können. Sie gefährden ernsthaft die bundesdeutsche 
Bevölkerung. 
Das II. Forum der Richter und Staatsanwälte für den Frieden for
dert die Bundesregierung auf, 
- die Regierung der USA förmlich zu ersuchen, sämtliche in der 

Bundesrepublik gelagerten chemischen Kampfmittel unver
züglich zu entfernen oder gefahrlos zu vernichten 

und 
- zudem die Stationierung neuer chemischer Waffen ebenso 

wie in den anderen europäischen NATO-Ländern auch in der 
Bundesrepublik zu unterlassen. 

"Als Kreisrat richte · 
ich an das Landrats

amt folgende 
Anfrage zum Kata-· 

strophen-und Zivil
schutz" 

von Friedrich Ulshöfer 

Dabei muß davon ausgegangen werden, daß sich die 
Bevölkerung in Panik befindet und alle Möglichkeiten aus
schöpfen wird, bedrohte Gebiete zu verlassen. 

22. ln dem Film "Am Beispiel Altona" von Detlev Langer (Harn
burg 1982) antwortete der leitende Polizeibeamte des Refe
rats Zivilschutz auf die Frage, was die Polizei angesichts 
spontaner Fluchtbewegungen machen wird: "Es ist so, zu 
ihrer Frage konkret, daß die Polizei für diesen Fall durch 
Auffanglinien und mit Lenk- und Sperrpunkten versuchen 
wird zu verhindern, daß Flüchtlinge unkontrolliert mit Fahr
zeugen oder zu Fuß sich über die Straßen bewegen, denn 
man muß sich die Situation ja so vorstellen, daß hier ja auch 
Aufmarschbewegungen durch die Militärs stattfinden, die 
dann in einem geordneten Reglement ablaufen müssen." 
Gibt es auch für den Main-Tauber-Kreis solche Auffangli
nien, Lenk- und Sperrpunkte? 

23. Mit welchen Einsatzkräften sollen diese Auffanglinien und 
Sperrpunkte errichtet werden? 

24. Wie sollen der Bevölkerung im Ernstfall diese Maßnahmen 
bekanntgemacht werden? 

25. Sind diese Auffang- und Sperrpunkte bereits örtlich festge-
legt? 

26. Wenn ja, wo? 
27. Wo sind sie dokumentiert? 
28. Wie werden die Einsatzkräfte auf diese Aufgaben vorberei

tet? 
29. Welche Waffen sind vorgesehen, um die Straßen für die 

Militärs freizuhalten? 
30. Gibt es Evakuierungspläne? 
31. Wenn ja, wie beurteilt die Verwaltung des Main-Tauber

Kreises die Durchführbarkeit dieser Evakuierungspläne? 
32. Wie beurteilt die Verwaltung die Auffassung, daß Evaku

ierungspläne nur dann sinnvoll seien, wenn sie vorher der 
Bevölkerung bekannt sind und vorher in Großübungen 
erprobt worden sind? 

33. Welche Rechtsgrundlagen bestehen, die einer Veröffentli
chung von Evakuierungsplänen entgegenstehen? 
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Cl) Verwaltung 

~ 34. Für eine funktionierende Zivilverteidigung ist die Planung 
'-II einer "Zivilverteidigungs-Organisation in Krisenzeiten" 
"' schon heute von entscheidender Bedeutung, dies um so 
~V mehr, da die Zivilverteidigung Ergebnis der Notstandspa-
"-- kete von 1965 und 1968 sowie der NATO-Konzeption zur 
~ Gesamtverteidigung aus dem Jahre 1978 ist. - Um eine 

.... Kreisverwaltung in Krisenzeiten funktionieren lassen zu 
,.. können, gibt es in allen Bundesländern sog. Katastrophen-
... schutzschulen des Bundes, die leitende Verwaltungsbe

amte zum "Krisenmanagement" befähigen sollen. 
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Welche Verwaltungsbereiche sind hier bisher auf ihre Auf
gaben vorbereitet bzw. welche Behörden wurden ange
sprochen? 

35. Welcher Art ist diese Ausbildung? 
36. Ist der Hauptverwaltungsbeamte persönlich für seine Auf-

gaben im Verteidigungsfall vorbereitet? 
37. Wer ist der Hauptverwaltungsbeamte? 
38. Welchen Aufbau hat die Verwaltung in Krisenzeiten? 
39. Gibt es Unterscheidungen zwischen kriegsrelevanten (z. B. 

das zu bildende Ernährungsamt) und kriegsunrelevanten (z. 
B. Jugend- und Sozialamt) Verwaltungsstellen? 

40. Trifft es zu, daß Mitarbeiter kriegsunrelevanter Verwal
tungsteile dann in kriegsrelevante Teile umgesetzt werden? 

41. Werden sie zu diesem Zwecke schon heute ausgebildet? 
42. Welche Arbeitskräfte und Fahrzeuge müssen an wen abge

geben werden? 
",n ihrer Durchführung ist die militärische Verteidigung in 
ständig wachsendem Maße auf die zivile Unterstützung 
angewiesen. So müssen Verwaltung und Wirtschaft im 
Zuge der Mobilmachung Arbeitskräfte, aber auch Lastwa
gen, Bau- und Depotgeräte abgeben. Hierdurch werden 
Lücken in dem eingespielten Verwaltungs- und Versor
gungsablauf entstehen, die nicht ohne weiteres zu schlie
ßen sind." (aus: Eichstätt, Ullrich: Kreise und Gemeinden als 
Träger der Zivilen Verteidigung.ln: Zivilverteidigung 3/81, S. 
5 - 11, hier S. 9) 

43. Wie bewertet die Verwaltung den Ausbildungsstand der mit 
Katastrophen- und Zivilschutzaufgaben betrauten Perso
nen? 

44. Wurde an Stabsrahmenübungen teilgenommen? 
45. Wenn ja, welchen? 
46. Welche Szenarien waren Gegenstand der Stabsrahmen 

übungen? 
47. Wie bewertet die Verwaltung des Kreises die Ergebnisse 

der Stabsrahmenübungen? 
48. ln Kommentaren zur Bedeutung der Kreise und Gemeinden 

für die zivile Verteidigung (z. B. Zivilverteidigung 3/83) wird 
von der Notwendigkeit eines Verbindungsmannes von sei
ten des Kreises zwischen Kreis und Bundeswehr gespro
chen. Dies ist unerläßlich, weil zur Unterstützung der Streit
kräfte im Ernstfall Klarheit über die militärischen Absichten 
bestehen muß. 
Ist dieser Verbindungsmann heute schon namentlich 
bekannt? 

49. Ist er auf seine Aufgaben genügend vorbereitet? 
50. Was sind seine Aufgaben? 
51. Bestehen für die Mitglieder des Krisenstabes besondere 

Schutzräume? 
52. Wenn ja, wo befinden sie sich? 
53. Bieten sie Schutz gegen ABC-Waffen? 

Arbeitssicherstellung 

54. Das Arbeitsamt hat Aufgaben nach dem Arbeitssicherstel
lungsgesetz zu übernehmen. Sind im Krisenstab des 
Hauptverwaltungsbeamten Vertreter des Arbeitsamtes ver
treten? 

55. Gibt es von Seiten des Kreises bereits heute Bedarfsanmel
dungen für den voraussichtlichen Mehrbedarf in Krisen
und Kriegszeiten? 

56. Wenn ja, wie hoch ist der Mehrbedarf? 
57. "Der Mangel an Integration (der Ausländer) in der Gesell

schaftsordnung der BAD und der Zerfall der Bindungen an 

Arbeitsplatz, Kollegen und Unterkünfte bei Absetzbewe
gung werden möglicherweise zur Bandenbildung unter kri
minellen Vorzeichen führen. Es ist deshalb wichtig, die Aus
länder an ihrem Wohnort festzuhalten und mit dem Lebens
notwendigsten zu versorgen." (aus: Balcke, Klaus-Jürgen: 
Ausländische Arbeitnehmer in Krisenzeiten. ln: Zivilverteidi
gung 4/82, S. 14 ff., hier S. 20) 

Zwar beschränkt Art. 12a Abs. 6 GG nur das 'Recht der 
Deutschen' , die Ausübung eines Berufes oder ihren 
Arbeitsplatz aufzugeben. Da es sich aber bei dem Grund
recht der Berufsfreiheit nicht nur um ein Menschenrecht im 
Sinne des ersten Artikels des Grundgesetzes, sondern um 
ein auf Deutsche beschränktes Bürgerrecht handelt, trifft 
das Arbeitssicherstellungsgesetz im Inland tätige ausländi
sche Arbeitnehmer auch ohne verfassungsrechtliche Absi
cherung, denn diese fallen unter die vom Arbeitssicherstel
lungsgesetz - im Gegensatz zum Grundgesetz - gewählte 
Formulierung 'Männer und Frauen' (im Geltungsbereich 
des Gesetzes). Dies gilt übrigens auch für die Verpflichtung 
ausländischer Frauen in neue Arbeitsverhältnisse im 
Bereich des Heilwesens im Verteidigungsfall nach Art. 12a 
Abs. 4 GG, § 2 Nr. 3 ArbSG." (aus: Beßlich, Wolfgang: Vom 
Vaterländischen Hilfsdienst zur Arbeitssicherstellung. ln: 
Zivilverteidiung 3/82, S. 34 ff., hier S. 38). 

Sieht die Verwaltung des Kreises unter diesen Umständen 
die Notwendigkeit zur Anwendung von Zwangsmitteln 
gegen Ausländer? 

58. Kann unter "am Wohnort festhalten und sie mit dem 
Lebensnotwendigsten zu versorgen" die Einrichtung von 
Internierungslagern verstanden werden? 

59. Wie stellt sich die Kreisverwaltung die Erfüllung ihrer Aufga
ben nach ArbSG und § 12 KatSG hierbei vor? 

60. Wie beurteilt die Verwaltung hierbei die Bewältigung von 
Sprachschwierigkeiten? 

Ernährungssicherstellung 

61 . Welche Ausgabestellen für Versorgungskarten sind festge
legt? 
Nach der "Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Versor
gungskartenverordnung" vom 23.8. 76 des Bundes müssen 
die unteren Verwaltungsbehörden bereits im Frieden die 
Ausgabe der Versorgungskarten vorbereiten, Ausgabestel
len festlegen, geeignetes Personal auswählen und seine 
rechtzeitige Heranziehung vorbereiten. 

62. Wie ist dieses Personal erfaßt? 
63. Wie ist seine Heranziehung vorbereitet? 
64. Ist für diese Aufgabe eine Dienstverpflichtung vorgesehen? 
65. Trifft es zu, daß fürdiese Aufgabe Lehrervorgesehen sind? 
66. Wo sind die Lebensmittel- und Heizölbezugsscheine gela

gert? 

Wassersicherstellung 

67. Wo gibt es nach dem Wassersicherstellungsgesetz Not
brunnen mit welcher Leistung? 

Verkehrssicherstellung 

68. Wo befinden sich auf dem Gebiet des Kreises sog. Sperr
einrichtungen (Sprengschächte/-kammern?) 

69. Wieviele solcher Einrichtungen befinden sich auf dem 
Gebiet des Kreises? 

70. Werden die Forderungen zum Einbau von Sperreinrichtun
gen vom Verteidigungsbezirkskommando direkt an die Ver
waltung, z. B. Straßenbauamt, Tiefbauamt, gestellt? 

71. Wie bewertet die Verwaltung des Main-Tauber-Kreises die 
potentielle Zerstörung von Infrastruktureinrichtungen (z. B. 
Brücken) des Kreises durch deutsche oder alliierte Streit
kräfte? 

72. Wie sieht die zivil-militärische Zusammenarbeit auf dem 



Gebiet des Verkehrswesens aus? 
73. Gibt es einen Verkehrsstab, der lokale Verkehrsprobleme 

mit den Militärs erörtert? 
7 4. Welche Infrastrukturforderungen sind in den letzten zehn 

Jahren von militärischer Seite gestellt worden? 
75. Bei welchen Straßenbauvorhaben wurden militärische 

Interessen berücksichtigt? 
76. Welche Straßen sind nach § 35 Abs. 3 StVO für die übermä

ßige Straßennutzung der Militärs freigegeben? 
77. Sind die von der Forschungsgesellschaft für das Straßen

wesen e. V. herausgegebenen "Richtlinien für die Anlage 
und den Bau von Straßen für militärische Schwerstfahr
zeuge" (RABS) irgendwo zur Anwendung gekommen? 

78. Wenn ja, wo? 

Gesundheitswesen 

79. ln welchem Umfang (personell, materiell und organisato
risch) bestehen Vorbereitungen für die sogenannte Kata
strophenmedizin (Hilfskrankenhäuser, ärztliches und medi
zinisches Personal etc.)? 

80. Wieviele Schwesternhelferl-innen (Ärzte/-innet1) stehen im 
Verteidigungsfall zur Wahrnehmung von Sanitätsaufgaben 
zur Verfügung? 

81. Werden Maßnahmen oder Vorbereitungen für eine Triage 
im Falle einer Strahlenkatastrophe getroffen? 

82. Werden oder sollen Ärzte in Triage ausgebildet werden? 
83. Wie sieht die ärztliche Ausbildung für Katastrophenmedizin 

aus? 

BUCHTIP 

Amerikas 
Ideologie des 
Friedens 
Kurt R. Spillmann, Amerikas 
Ideologie des Friedens 
Ursprünge, Formwandlungen 
und geschichtliche Auswirkun
gen des amerikanischen Glau
bens an den Mythos von einer 
friedlichen Weltordnung, Verlag 
PeterLang, 1984,341 Seiten, 58 
sFr. 

Die Außenpolitik der Vereinigten 
Staaten löst beim europäischen 
Betrachter immer wieder Kopf
schütteln aus. Die moralische 
Begründung außenpolitischen 
Handeins und die Manifestation 
amerikanischen Sendungsbe
wußtseins scheint nur schwer 
begreifbar zu sein. Vorschnell 
wird deshalb oft diese ideelle 
Komponente des Agierens im 
internationalen System als trü
gerische Legitimation ökonomi
scher und politischer Machtin
teressen gedeutet. Kurt R. Spill
mann versucht in seiner Arbeit, 
die Moral amerikanischen Mis
sionsbewußtseins ernst zu neh
men, ihre Entstehung und 
Erscheinungsformen und ihre 
verschiedenen Auswirkungen in 
den letzten dreihundert Jahren 
amerikanischer Geschichte dar
zustellen. Schlüssig arbeitet er 
dabei drei Elemente heraus, die 
die Substanz einer amerikani
schen Weltpolitik ausmachen: 
"1. Die Hoffnung auf eine 
zukünftige und machbare Voll
kommenheit, 2. die Erwartung 
allgemeiner Konformität unter 
~en 'wahren' Geboten, und 
schließlich 3. das Bewußtsein, 
eine geschichtliche Mission im 
Dienste der Friedenssicherung 
in der ganzen Weit erfüllen zu 
müssen." Im Rahmen einer 
Längsschnittstudie arbeitet der 

Autor puritanische Eschatolo
gie, Aufklärung/Demokratie
theorie und Konzeptionen einer 
räumlichen und ideologischen 
Expansion der Vereinigten Staa
ten (Frontier-These und Manifest 
Destiny) als Grundpfeiler einer 
Weltfriedensmission heraus. 
Dabei hat besonders die Vorstel
lung von einem amerikanischen 
Schicksalsauftrag besonderes 
Gewicht. Die Vorstellung, daß 
allein die Vereinigten Staaten in 
der Lage seien, eine harmoni
sche Weltordnung zu organisie
ren, bestimmt bis heute offizielle 
Äußerungen. Die Idee von der 
"Einen Weit" kann wohl mit 
Recht als das entscheidende 
Handlungsparadigma im außen
politischen Handeln der USA 
gelten. ln diesem Zusammen
hang sei noch einmal an eine 
Äußerung Richard Nixons erin
nert, der davon sprach, "... if 
there is one thing I am, it is a 
whole worlder, not a half-worl
der". 

Die Versuche der US-amerikani
schen Elite, zu mehr oder weni
ger geglückten weltumfassen
den Organisationen zu kommen 
(Völkerbund, UNO), sind nur ein 
politischer Ausdruck dieses Har
monieleitbildes. Dahinter steht 
die sehr problematische Idee, 
daß internationale Beziehungen 
nur in einem System von auch 
binnengesellschaftlich gleich 
strukturierten Staaten möglich 
sei. Amerikas Friedensideologie, 
die von den Präsidenten Woo
drow Wilson und F. D. Roosevelt 
(1) ganz manifest vertreten 
wurde, setzt also den amerikani
schen Führungsauftrag und die 
Harmonisierung internationaler 
Interessenkonflikte gleich. Frie
den wird hier zu einer gutmüti
gen Führerschaft des großen 
Bruders, zur banevalent lea
dership. Spillmann macht in sei
ner sehr luziden Analyse darauf 
aufmerksam, daß dieses Auftre
ten als Weltmacht aber gerade 
Harmoniebestrebungen und 

Friedensvorstellungen gefähr
det. Immer wieder brechen des
halb auch in den Vereinigten 
Staaten heftige Diskussionen 
darüber auf, wie man Weltfüh
rungsmacht und ethische Avant
garde in einem sein könne. Es 
geht um die Frage "wie man 
Macht ausüben könnte, ohne 
seine moralische Unschuld zu 
verlieren". Diese Quadratur des 
politischen Kreises, dieses 
Schwanken zwischen realpoliti
schem Macchiavellismus und· 
schlechtem Gewissen des 
Moralisten bestimmt amerikani
sche Außenpolitik - zum Glück. 

Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß Konflikte regulierende, Kon
flikte eingrenzende Programme 
und Perspektiven eher von den 
Realisten unter den außenpoliti
schen Planern in Washington 
entworfen wurden und werden, 
als von den "Moralisten". 
Durch die Aufarbeitung von 
Quellenmaterial zur Vor- und 
Frühgeschichte amerikanischer 
Außenpolitik wird Spillmanns 
Buch zum unentbehrlichen Hilfs
mittel bei der Beschäftigung mit 
der imperialen Politik Amerikas. 

Unverständlicherweise berück
sichtigt Kurt R. Spillmann aber 
nicht zwei grundlegende Arbei
ten zur Genesis des Amerikanis
mus und seiner außenpoliti
schen Manifestation. Die 
geneigte Leserschaft sei des
halb sowohl auf Kriud Krakaus, 
"Missionsbewußtsein und Völ
kerrechtsdoktrin", Frankfurt/M. 
1967 und Martin Kilians, "Gene
sis des Amerikanismus", Frank
furt/M./New York 1979 hinge
wiesen. 

Thomas Noetzel 

(1) Thomas Noetzel, Roosevelt und die 
Lösung des Ost-West-Konflikts, in: 
Dollars und Träume - Studien zu 
Politik, Ökonomie, Kultur der USA, 
Heft 9, 1984, S. 125-144. 
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Affäre Spranger 
von Volker Hummel 

W as würden Sie von einem Mann 
halten, der beim Ladendiebstahl 
ertappt wird und zu seiner Recht

fertigung. nur vorzubringen weiß, der Haus
detektiv halte ihn ja nur fest, um von seinem 
Ehekrach zuhause abzulenken. 
Absurd? Natürlich ist das absurd, aber auf 
diesem Niveau wird von CSU-Politikern zur 
Zeit der Skandal um den Mißbrauch des 
Verfassungsschutzes durch Unionspoliti
ker abgehandelt. Der Minister Zimmermann 
steht vorbehaltlos zu seinem Parlamentari
schen Staatssekretär Spranger und wo der 
Innenausschuß des Bundestages Antwor
ten auf drängende Fragen erwartete, mußte 
er ministerielle Überheblichkeiten erleben. 
Zimmermann behauptet, in Wahrheit gehe 
es der SPD nur darum, die Grünen vorm 
Verdacht eines extremistischen und terrori
stischen Hintergrundes zu befreien. Zim
mermanns Parteichef Strauß sekundierte: 
"Ich kann das ganze nur als Heuchelei 

zitiert wird - daß Zimmermann gar nicht 
begreift, was er anrichtet? Die Antwort in 
einem Interview mit der Zeitung WELT läßt 
befürchten, daß Schäfer und Hirsch Recht 
haben. Da sagt Zimmermann nämlich: "Es 
kann nicht so sein, daß es Sonderregelun
gen für Mitglieder von Parteien oder auch 
für Abgeordnete gibt." Das wäre eine arme 
repräsentative Demokratie, in der es keine 
Sonderregelungen für Abgeordnete gäbe. 

Nicht nur, daß aus gutem Grunde Abgeord
nete den Schutz der Immunität genießen. 
Sie müssel als gewählte Volksvertreter, als 
gewählte Repräsentanten auch sicher 
davor sein, bespitzelt und ausgespäht iu 
werden. Und sollte sich das ausnahms
weise gar nicht vermeiden lassen- etwa bei 
sehr schwerem und sehr begründetem Ver
dacht auf ganz gravierende Delikte - dann 
müssen hundertprozentige Sicherungen 
eingebaut werden. Daß da ein Regierungs
abgeordneter sich mal eben so ein Dossier 
über Oppositionspolitiker zusammenstel
len läßt, das mag in Bananenrepubliken und 

. in Dikataturen dieser Weit gang und gäbe 
sein. Dafür gibt es in diesen Staaten 
Geheimdienste und gewaltige Staats
schutzbürokratien. Dort wird es für rech
tens gehalten, daß die Regierenden über 
das Volk und erst recht über die Opposition 
alles wissen. Verfassungsschutz in einer 
Demokratie, das muß etwas ganz anderes 
sein. Die Parlamentarier dürfen in ihrem 
Recht, die Regierung zu kontrollieren, nicht 
behindert werden. Der demokratische Ver
fassungsschutz ist immer in Gefahr, zum 
Staatsschutz zu pervertieren. Wenn das 
verhindert werden soll, dann muß die politi
sche Führung den Unterschied zwischen 
Geheimdienst und Verfassungsschutz 
erstens kennen und zweitens ernstnehmen. 

bezeichnen." lismus." 
Je mehr sich Zimmermann und Strauß die (Angesichts von Massenerschießungen in der 
Affaire Spranger zueigen machen, desto Fernsehserie .. Holocaust".) 
mehr hängen sie mit drin, desto schwieriger zur Gesellschaft: 
wird es aber auch dem Bundeskanzler Anmerkungen des verstaatssekre- "Unsere Jugend kann nicht besser sein als die 
gemacht, derkaumverhüllten Aufforderung t "" rt J · t C I o· S sie formenden Kräfte. Und das heißt: ln man-
d K I. · FDP a en ur1s en ar - 1eter pran-es oa 1t1onspartners zu folgen und chen Schulen, aber auch in bestimmten Medien 
d · · A ff · htl" h ··b rf ger zur Verteidigung unserer en 1n se1nem mt o ens1c IC u e or- werden den jungen Leuten verschwommene 
derten Staatssekretär Spranger auf den bedrohten Republik 'Selbstentfaltungswerte' vorgegaukelt. ln der 
Status des ganz normalen Hinterbänklers Arbeitswelt aber werden Pflichterfüllung und 
zurückzustufen. Und wenn Kohl dazu die Zum Rechtsstaat: die Anerkennung notwendiger Zwänge gefor-
Kraft nicht hat, dann ist endgültig klar: "Strafrecht, Strafprozeßrecht, Verfassungs- dert. Damit werden viele Jugendliche nicht fer-
selange der Staatsanwalt nicht im Spiel ist, schutz und Polizeimaßnahmen wurden bis zur tig." 

Wirkungslosigkeit hinterfragt und 'liberali-
muß in dieser Richtung niemand seinen Hut siert'." zu den Medien: 
nehmen. Dabei ist alles so einfach: der "Aus der Wehr- wird durch semantischen "Was wir heute hier in Deutschland haben, ist 
CSU-Mann Spranger hat offensichtlich Betrug die Kriegsdienstverweigerung." Medien-Steinzeit. Eine Steinzeit, die sichten-
Staat und Partei verwechselt. Das Köln er (Im Grundgesetz heißt es: .. Niemand darf gegen denziell zu Lasten der westlichen Demokratien, 
Bundesamt für Verfassungsschutz ist Teil sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe zu Lasten der Leistungen dieses Staates, zu 
des Staates und darf nicht als Service-lnsti- gezwungen werden.") Lasten Amerikas auswirkt - negativ, abieh-
tut für diesen oder jenen eingesetzt werden. .,Frieden und Freiheit" seien auch im Inneren nend, langweilig." 

wichtig, aber in erster Linie für die Normalen, Da schaltet sich ja einer nach 15 Minuten aus, 
Man sollte schon skeptisch sein, ob das nicht für .,perverse Minderheiten, Terroristen, legt sich ins Bett und sagt: Sterben möcht ich." 
Amt alles wissen muß, was es derzeit weiß Verbrecher und Randgruppen". "Es ist ein schlimmes Zeichen, wenn nach 

b h z ·f 1 ß lt d ß (Zitat aus den Erdinger Neuesten Nachrichten, Umfragen die Urteile über das Leben in der 
- a er o ne wel e mu ge en, a aus Bundesrepubl1"k dort am pos1.t1·vsten s1"nd (l·nner-
d. A t 1 f t· B f in der sich anschließenden öffentlichen Diskus-lesern m n orma 1onen nur an e ugte halb der DDR, die Red.), woh1·n ARD und ZDF 
h b d d ·· rf p 1 sion später dementiert.) erausgege en wer en u en. Der ar a- nicht reichen, na··mll"ch 1·m Dresdner W1"nkel, "Unser Land wird von einer Verbrechensflut 
mentarische Staatssekretär als Person überschwemmt... während im Thüringer Raum (wo beide Pro-
oder der Abgeordnete Todenhöfer sind "Was wir jetzt haben, ist die Aushöhlung des gramme empfangen werden können) die 
nach Recht und Gesetz auch dann keine Rechtsstaates, der vor lauter falschverstande- Bewertung unseres Landes sehr kritisch und 
berechtigten lnformationsempfänger, ner Liberalität nicht mehr in der Lage ist, den negativ ist - so wie das Fernsehen das eben 
wenn der Minister sie für berechtigt hält. Vor Bürger vor dem Rechtsbruch zu schützen. transportiert: Chaos, Katastrophen, Arbeitsio-
d es Ministers Loyalität kommt der Rechts- Wenn wir hier nicht schleunigst umkehren und sigkeit, Vergiftung." 
staat-sollte man hoffen. statt dessen weiter auf die gefährlichen Parolen .. Ober die positiven Lebensumstände, über 
Wird sich bestätigen, daß mit der Ernen- aus der rot-grünen Ecke hereinfallen, wird gesunde Familien, vernünftige Kinder, fleißige 
nung Zimmermanns zum Innenminister ein diese Demokratie ernsten Schaden nehmen." Studenten, Politiker, die ihre Arbeit tun, Arbeit-
Mann zum Verfassungsminister wurde, der .,Nützliche Idioten, Sozialschwärmer, Ausstei- nehmer, die nicht demonstrieren, erfahren wir 

· d SPD Abg d p ger, Chaoten, Anarchisten und Linksextremi- fast gar nichts." 
-Wie er - eor nete enner es aus- sten." "Für geistige Wegbereiter des Terrorismus 
drückte "die Kernelemente der parlamenta- sollte in Redaktionsstuben ebensowenig wie in 
risch-demokratischen Grundordnung ... Zum Sozialismus: Rundfunk und Fernsehen Platz sein." 
verachtet?" Sollte sich bewahrheiten, daß- "Sehen Sie, Herr Lattmann, dahin führt Sozia- Süddeutsche Zeitung, 20.12.85 
wie der Koalitionsabgeordnete Hirsch ._ _____________ !""-_________________ __. 
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Die Berufsverbote 
Bedingungen ihrer Praktizierung 
Bedingungen ihrer Überwindung 

von Peter Becker 

D ie Adenauer-Regierung beantragte 
am 22.11.1951 beim Bundesver
fassungsgericht, die - damals noch 

mit 15 Abgeordneten im Deutschen Bun
destag vertretene - KPD zu verbieten. 
Während das Verfassungsgericht dem 
gleichfalls im November 1951 gestellten 
Antrag, die rechtsradikale Sozialistische 
Reichspartei (SRP) zu verbieten, mit Urteil 
bereits vom 23.10.1952 entsprach, benö
tigte der »rote Senat•• des Verfassungsge
richts für das Verfahren gegen die KPD fast 
5 Jahre, bis am 17.8.1956 das Verbotsurteil 
erging. Weniger bekannt ist der massive 
Druck, unter den Bundesregierung und 
Bundestag das Bundesverfassungsgericht 
setzten: mit Gesetz vom 21.7.19561 wurde 
die Zuständigkeit für Parteiverbotsverfah
ren dem ersten Senat entzogen und dem 
zweiten Senat, dem damaligen »schwarzen 
Senat••, zugewiesen. ln einem neu einge
fügten § 14 Abs. 4 des Bundesverfassungs
gerichtsgesetzes erhielt das Plenum des 
Verfassungsgerichts ferner die Möglichkeit, 
bei offensichtlicher Überlastung eines 
Senates eine Zuständigkeitsänderung vor
zunehmen. Schließlich wird erzählt, daß die 
beiden Berichterstatter des Gerichts, die 
Richter Martin Draht und - der heute noch 
lebende Erwin Stein - ehemals hessischer 
CDU-Kultusminister, samt umfänglicher 
Bibliothek in die Ruhe eines idyllischen Kur
hauses verbannt wurden, um das Urteil 
abzusetzen. So wird's gemacht. 
Kaum war das Urteil verkündet, begann die 
Strafverfolgung gegen zahlreiche Kommu
nisten, die für ihre Parteitätigkeit vor dem 
Verbot bestraft wurden. Es dauerte 6 Jahre, 
bis das Verfassungsgericht entschied2

, daß 
eine Partei und die für sie tätigen Mitglieder 
und Funktionäre für ihre vor einem Verbots
ausspruch liegende Tätigkeit nicht belangt 
werden dürften (sog. Parteienprivileg). 
Das Klima und die Bedingungen dieser Ver
fahren - kalter Krieg, zumindest teilweise 
Übernahme auch hochbelasteter NS
Justizangehöriger, was aber für die damali
gen Verfassungsrichter gerade nicht gilt -
sollen hier nicht weiter geschildert werden. 

Zulassung der DKP 
Im Vorfeld der Ostverträge veröffentlichte 
der Rechtsanwalt Hans-Dietrich Genscher, 
MdB, in einer juristischen Fachzeitschrift3 

einen Aufsatz über die »Möglichkeiten einer 
Wiederzulassung der KPD•• . Er kam zu dem 
Ergebnis, daß sebst eine KPD, die sich wei
ter als marxistisch-leninistisch verstehen 

würde, wieder zugelassen werden könnte, 
wenn damit Fortschritte im Sinne des Wie
dervereinigungsgebotes zu erzielen seien, 
das ja immerhin in der Präambel des 
Grundgesetzes steht. Diese Äußerung und 
wohl auch von dem damaligen SPD-Bun
desjustizminister Heinemann gegebene 
Hinweise führten zur Gründung der DKP, 
die sicherlich für das Entstehen der Atmo
sphäre förderlich war, in der die Ostpolitik 
der neuen Bundesregierung ab 1969 betrie
ben wurde. Max Güde, von 1951 bis 1961 
Bundesanwalt und Generalbundesanwalt, 
in dieser Eigenschaft Berater der Bundes-

regierungbeim KPD-Verbotsverfahren, von 
1961 bis 1969 CDU-Bundestagsabgeord
neter, leitet aus dieser Situation die fakti
sche Unverbietbarkeit der DKP4 ab. 

DKP verfassungswidrig? 
Am 28.6.1971 5 fragte die CDU-CSU-Bun
destagsfraktion, ob die Bundesregierung 
ebenfalls die Auffassung vertrete, daß die 
DKP verfassungswidrig sei. Die Bundesre
gierung hielt sich damals bedeckt. ln der 
Anfrage äußerte die CDU/CSU jedoch 
bereits Bedenken, ob die Mitgliedschaft in 
der DKP mit der Treuepflicht eines Bematen 

· vereinbar sei. Der Hamburger (SPD)-Senat 

traf dann die Grundsatzentscheidung vom 
21.11.1971, in der er feststellte, daß er 
Beamtenbewerber nicht einstellen werde, 
die in links- oder rechtsradikalen Gruppen 
tätig seien. Es folgte der Beschluß des Bun
deskanzlers Brandt und der Ministerpräsi
denten vom 28.1.1972 (Radikalenerlaß) mit 
der bekannten Kernformulierung, daß 
schon die Mitgliedschaft in einer verfas
sungsfeindliche Ziele verfolgenden Organi
sation Zweifel an der Verfassungstreue des 
Bewerbers ergäben, die in der Regel eine 
Ablehnung rechtfertigen. Die Motive der 
SPD, hier mitzumachen und gar vorzupre
schen, dürften einmal in der Vergangenheit 
zu suchen sein, nämlich der Sozialfaschis
mus-Kampagne der KPD gegen die SPD in 
der Weimarer Zeit. Vor allem aber ging es 
der SPD darum, einen lästigen Konkurren
ten kleinzuhalten. Peter Glotz6 formuliert in 
dankenswerter Offenheit: »Der Radikalen
erlaß hat durchaus erreicht, was er errei
chen sollte: Der Zustrom zu kommunisti
schen Parteien wurde sichtbar verringert.•• 

Radikalenhatz 
Damit war der Boden bereitet für die 
bekannte Schnüffel-, Ausforschungs- und 
Ablehnungspraxis, für die die Gewerk
schaft Erziehung und Wissenschaft allein 
zwischen den Jahren 1973 und 1977 ca. 
750.000 Anfragen bei den Verfassungs
schutzämtern, ca. 13.000 sog. Erkennt~ 
nisse und ca. 850 abgelehnte Bewerbun
gen für den öffentlichen Dienst mitteilt. Im 
Zeitraum 1971 bis 1981 hat sie in knapp 
1.500 Fällen Rechtsschutz für GEW-Mit
glieder gewährt. ln Ablehnungsbescheiden 
tauchten so lächerliche Gründe auf wie: 
••Leserbrief in KVZ•• (Fritz Güde; Sohn von 
Max Güde), »Mitarbeit im Komitee Südli
ches Afrika••. »Untermieterin gehörte 'krimi
neller Vereinigung' an•• usw. Der Löwenan
teil der Ablehnungen betraf jedoch Mitglie
der der DKP und des Mrxistischen Studen
tenbundes Spartakus. Hier liegt nach mei
ner Überzeugung 7 auch der Kern für die 
Berufsverbotepraxis: Es geht darum, in den 
Ablehnungsbescheiden, in gerichtlichen 
Entscheidungen, in darüber berichtenden 
Presseartikeln, in den Verfassungsschutz
berichten des Bundes und der Länder, 
immer wieder die Formel von der angebli
chen Verfassungsfeindlichkeit der DKP und 
der ihr nahestehenden Organisationen zu 
wiederholen: Es geht um die Exekution 
eines verdeckten Parteiverbots im »beam
tenrechtlichen Kryptoprozeß•• wie der 
Beamtenrechtier lsensee8 richtig feststellt. 
Freilich zeigte sich im weiteren Fortgang 
»ein chaotisches Bild von planlosem und 
verworrenem Staatsschutz, der sich mit 
Gespenstern aus dem 19. Jahrhundert 
abgibt,•• wie Max Güde9 feststellt. Das ist 
kein Wunder. Die Verwaltungs- und Justiz
förmigkeit dieser Praxis in einem föderalen 
System ist der entscheidende Grund dafür, 
daß jeder höhergestellte Beamte, jeder 
Justizspruchkörper, sein hausgemachtes 
Verständnis von Radikalität ausbreitet. 

Marionettentheorie 
Das Absurde an den Leitentscheirlungen 
des Bundesverwaltungsgerichtes, bei
spielsweise im Fall der Beamtenbewerberin 
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Lenhart 10 oder in den disziplinarrechtliehen 
Fällen der Postbeamten Peter11 und Mei
ster12, aber auch im Urteil des Hassischen 
VGH im Fall Gingold13, liegt darin, daß der 
Hauptbeweis für die Ablehnung bzw. Ent
lassung der Betroffenen nicht etwa in einem 
aktuellen verfassungsfeindlichen Verhalten 
gesehen wird, sondern darin, daß die DKP 
verfassungsfeindliche Fern?iele verfolge 
(von ihrer derzeitigen Verfassungstreue 
könne man ausgehen, wie beispielsweise 
der Hess. Verwaltungsgerichtshof im Fall 
Gingold formuliert hat). Mit dieser zukünfti
gen verfassungsfeindlichen Tätigkeit iden
tifiziere sich der Betroffene (in der Zukunft), 
weil er sich - als Mitglied einer Kaderpartei 
- mit diesen Zielen identifizieren müsse. 
(Marionettentheorie). 
Das Bundesverfassungsgericht freilich hat 
in seinem Radikalenbeschluß vom 
22.5.197514Schematismen dieser Art 
grundsätzlich abgelehnt, wie nicht nur dem 
Wortlaut dieser Entscheidung, sondern 
auch verschiedenen öffentlichen Äußerun
gen des damaligen Berichterstatters Willi 
Geiger 15 oder des heutigen Rechtsanwal
tes und damaligen Vizepräsidenten des 
Verfassungsgerichts Walter Seuffert 16 zu 
entnehmen ist. Seide meinen, es komme 
auf eine Würdigung der Gesamtpersönlich
keit des Beamten an. Schematische 
Schlüsse jeder Art seien nicht erlaubt. Die 
bloße Mitgliedschaft, ja selbst die Tätigkeit 
für ein Partei, seien für sich genommen 
noch kein Ablehnungsgrund. 
Das von Max Güde konstatierte chaotische 
Bild der Berufsverbotspraxis ist nun einfach 
darauf zurückzuführen, daß im Prinzip jede 
Einstellungsbehörde eine eigenständige 
Entscheidung treffen kann. Daher prägen 
die unterschiedlichen politischen Verhält
nisse der Bundesländer, ja selbst echte 
Regionalismen, die gravierenden Differen
zen in der Einstellungspraxis. Während ein
zelne CDU-geführte Bundesländer eine 
eher harte Gangart zeigen (Bayern, Nieder
sachsen) geht es in anderen durchaus 
moderat zu (Rheinland-Pfalz, Schleswig
Holstein). ln den SPD-geführten Bundes
ländern hat sich hingegen langsam die 
Erkenntnis durchgesetzt - hier zeigte die 
öffentlich zur Schau gestellte Reue des frü
heren Bundeskanzlers Brandt entschei
dende Wirkung - daß die seinerzeitige 
Befürwortung der Berufsverbotspraxis ein 
schwerer politischer Fehler war. Die derzei
tige Verschärfung der Berufsverbotspraxis 
ist freilich insbesondere auf die Bundesre
gierung zurückzuführen, die die - noch 
unter der sozialliberalen Koalition begonne
nen - Disziplinarverfahren gegen Postbe
amte massiv vorantreibt. Damit wird aller
dings eine in der Öffentlichkeit kaum noch 
verständliche (wie soll man sich die Tätig
keit eines verfassungsfeindlichen Briefträ
gers vorstellen?) Zuspitzung herbeigeführt. 
ln ihr könnte, so merkwürdig das klingt, der 
Ansatzpunkt für die Korrektur liegen. 

Ansatzpunkt für die Korrektur 
Dieser Ansatzpunkt liegt in der Justiz. CDU
geführte Regierungen wollen sich nicht, 
SPD-geführte Landesregierungen können 
sich nicht offen gegen eine Rechtsprechen 
auflehnen, die faktisch die alleinige Mit-
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gliedschaft in einer angeblich verfassungs
feindlichen Partei zum Ablehnungsgrund 
macht. Diese Rechtsprechung, die auf der 
Ebene der Erstinstanzen durchaus noch 
vielgestaltig war, ist in der Vergangenheit 
bereits in den Mittelinstanzen glattgezogen 
und vom Bundesverwaltungsgericht zuletzt 
mit den Urteilen in Sachen Pater und Mei
ster bestätigt worden. Hier zeigt sich ein 
Pferdefuß des Rechtsstaates: Selbst wenn 
die Ergebnisse einer bestimmten Recht
sprechung politisch vielfach kaum noch 
akzeptabel erscheinen, müssen sie den
noch unter der Knute dieser Rechtsspre
chung hingenommen werden. 
Will man sich nicht ein weiteres Jahrzehnt 
dieser Rechtsprechung beugen und damit 
allein auf positive aufklärerische Entwick
lungen im politischen Prozeß setzen, 
kommt es darauf an, dem Bundesverwal
tungsgericht zu demonstrieren, daß über 
ihm nicht der »blaue Himmel« liegt, sondern 
weitere Instanzen. Konkret gesprochen: 
Der Übermut und die offene Auflehnung 
gegen den Radikalenbeschluß des Bun
desverwaltungsgerichts wird man in den 
Ergebnissen nur in den Griff bekommen, 
wenn das Bundesverfassungsgericht und 
der Europäische Gerichtshof für Men
schenrechte angegangen werden. Die 
Anrufung des letzteren setzt freilich -
wegen der notwenigen Erschöpfung des 
Rechtswegs - die vorgängige Anrufung des 
Bundesverfassungsgerichtes voraus. 

Anrufung des BVG 
Die Einschätzung seiner etwaigen Ent
scheidung ist nicht ganz einfach. Man wird 
freilich annehmen können, daß die einmal 
vorgezeigte Linie einer echten Einzelfallprü
fung nicht verlassen wird. Dafür spricht, 
daß mit dem neugewählten Verfassungs
richter Prof. Böckenförder ein, wie man 
annehmen kann 17, Gegner der Berufsver
bote, zuständiger Verfassungsrichter 
geworden. Berichterstatter für derartige 
beamtenrechtliche Fälle ist freilich der ehe
malige CDU-Bundestagsabgeordnete und 
Staatssekretär aus dem Bundesjustizmini
sterium, Prof. Dr. Hans Hugo Klein. Er war 
der Kontrahent des liberalen Staatsrecht
lers Prof. Denninger aus Frankfurt anläßlich 

der Jahrestagung der Staatsrechtslehrer 
1978, die sich just mit dem Thema »Verfas
sungstreue und Schutz der Verfassung" 
befaßte. ln der Reihe der Veröffentlichun
gen der Staatrechtslehrer18 kann man 
Kleins Auffassung zu diesem Thema nach
lesen. Durchbrüche zu mehr Liberalität sind 
daher wahrscheinlich von ihm nicht zu 
erwarten. Eine andere Frage ist freilich, ob 
das Bundesverfassungsgricht am Grund
konsens rührt, der den Ostverträgen 
zugrunde lag: Die DKP in der Bundesrepu
blik zu tolerieren. Diese Frage würde ich 
verneinen. Dazu ist das Bundesverfas
sungsgericht ein zu politisches Gericht, 
sind die politischen lmplikationen zu 
unübersehbar. Ihnen wird sich der zweites 
Senat des Gerichts unter dem Vorsitz des 
Präsidenten Zeidler nicht stellen. 

Europäischer Gerichtshof 
Nächste Instanz wäre der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte, der sich 
z.Zt. mit zwei Berufsverbotsfällen (KPD, 

. NPD) befaßt. Dort soll es eine kleine Min
derheit für die Auffassung geben, ein deut
sches Bundesland habe gegen Art. 1 0 der 
Europäischen »Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und der Grundfreihei
ten« verstoßen 19. Ob sich diese Tendenz 
freilich in den Entscheidungen widerspie
gelt, die voraussichtlich im Jahr 1986 fallen 
werden, bleibt abzuwarten. 

1 BGBL I. S. 662 
2 AmtL Entscheidungssammlung des Bundesverfassungsge

richts (BVerfGE) 12,296 
3 NJW 1967, 1647 
4 Stuttgarter Zeitung vom 5. Juli 1977, abgedruck1 in: Blätter für 

deutsche und internationale Politik, 1977, 897 
5 Bundestagsdrucksache Vl/2384 
6 in: Die Innenausstattung der Macht, 1981, 251 
7 Becker, Die Berufsverbotspraxis als Vehikel zur Fundamental

erosion des Grundgesetzes, in: Blätter für deutsche und inter
nationale Politik, 1974, 378 

8 JuS 1973, 265ft., 269 
9 a.a.O. (Fußn.4), 900 

10 AmtL Sammlung der Bundesverwaltungsgerichtsentschei-
dungen (BVerwGE) 47,330 

11 BVerwGE 73, 263 
12 U.v.10.5.1984, BVerwG 1 D7.83 
13 DVBL 1977,828 
14 BVerfGE 39, 334 
15 EuGRZ 1978,533 
16 DVBL 1981,1037; vgL auch Der Stern, 12.10.1978 
17 vgL seine Einleitung in: Böckenfördefromuschat!Umbach, 

Extremisten und öffentlicher Dienst, 1981, 9ff. auch 28 
18 WdStRL37 (1978), 53ff., 83ft. 
19 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 18.8.1984 

Geheimhaltung und 
Demokratie 

Zum Bundesverfassungsgerichtsurteil 
in Sachen Kontrolle des Verfassungsschutzes 

von Hanno Kühnert 

D er zweite Senat des Bundesverfas
sungsgerichts ist in den letzten Jah
ren mehr und mehr als staatstragen

des Gericht hervorgetreten, das die Rechte 
des Individuums und die Rechte von Min
derheiten der Staatsraison nachordnet 
Auch bei der Entscheidung über die Klage 
der Grünen, immerhin einer Bundestags
fraktion, ist der zweite Senat dieser Ein
schätzung treu geblieben. Er hält den Aus-

schluß allein der Grünen von einem Fünfer
gremium des Bundestages, das sich mit 
Einzelheiten des Etats der drei Geheim
dienste beschäftigt, für verfassungsmäßig. 
Zwar sagt das Gericht, daß der einzelne 
Abgeordnete das Recht auf vollständige 
Information habe, weil nur der informierte 
Abgeordnete sachlich richtig kontrollieren 
könne. Aber die Mehrheit des zweiten 
Senats läßt Ausnahmen zu, wenn Bundes-
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tagsabgeordnete über geheimhaltungsbe
dürftige Stoffe entscheiden müssen. Das 
Gremium, das berate, dürfe so klein sein, 
daß sogar eine Fraktion nicht darin vertre
ten sei, damit dem Geheimhaltungsinter
esse Rechnung getragen werden könne. 
Bei der Abwägung ist Karlsruhe also die 
Kleinheit des Gremiums wichtiger als die 
demokratische Vertretung jeder Fraktion. 
Das Gericht schafft damit eine Unterschei
dung zwischen vertrauenswürdigen und 
nicht vertrauenswürdigen Abgeordneten. 
Dieses Urteil schlägt eine Bresche in die 
bisher sowohl in Karlsruhe als auch bei den 
meisten Staatsrechtslehrern einhellige Mei
nung, daß die Opposition in Bann einem 
unabdingbaren Minderheitenschutz unter
liege. Jetzt wird es möglich, daß eine Frak
tion von der Kontrolle ausgeschlossen wird, 
weil sie bei der Wahl der Kommissionsmit
glieder durch die Mehrheit des Bundesta
ges nicht berücksichtigt wird. Verschie
dene Oppositionsparteien werden jetzt ver
schieden behandelt. Die eine sitzt in dem 
Gremium, die andere, die von der Mehrheit 
als unzuverlässig angesehen wird, sitzt 
nicht drin, ausgeschlossen durch Gesetze 
und Beschlüsse der Mehrheit. Hier wird ein 
Geheimhaltungsbedürfnis auf die Spitze 
getrieben, das in dieser Form nicht berech
tigt ist, und zwar politisch nicht und nicht 
verfassungsrechtlich. Die Geheimdienste 
haben im vergangenen Jahr so viele Pan
nen und Fluchtbewegungen offenbart, daß 
es absurd ist, ihre Interessen höher anzu
setzen als das Interesse der Demokratie an 
einer funktionierenden und durchaus bissi
gen Opposition. Der Mißbrauch, den Politi
ker außerdem mit Geheimdiensten getrie
ben haben, hätte Karlsruhe darauf aufmerk
sam machen müssen, daß eine Verschär
fung der Kontrolle, nicht ihre Schwächung 
-angebracht gewesen wäre. Die Grünen 
haben zwar über Geheimhaltung und 
Geheimdienste Törichtes gesagt, aber sie 
sitzen zum Beispiel mit zwei Mann im Ver
teidigungsausschuß. Darüber sind bisher 
keine Klagen bekannt geworden. Bei dieser 
noch unerfahrenen Partei darf nicht jeder 
Ausspruch auf die Goldwaage gelegt wer
den. 

' '"""t,-.,.,__. .·· :....------::"" - ~-.. --~ 

Verfassungsrechtlich kann das Urteil zu 
Einbrüchen in die demokratische Struktur 
der Bundesrepublik führen. Es verlockt die 
Mehrheit geradezu zu weiteren Schwä
chungen der lästigen Opposition und zur 
Festigung der eigenen Macht. Wenn der 
zweite Senat glaubt, es reiche, eine Oppo
sitionspartei zu beteiligen und den Aus-

schluß der anderen durch die Mehrheit des 
Parlaments zu erlauben, verstößt er gegen 
den Charakter der Fraktionen als Verfas
sungsorgane. ln einem solchen Gremium 
muß -wie es ja bisher auch war- jede Frak
tion vertreten sein, sonst werden Repräsen
tationsgrundsatz, der Gleichbehandlungs
grundsatz und die Souveränität des Wäh
lers verletzt. Die Fünf-Prozent-Klausel hat 
uns eine Minderzahl von Parteien beschert. 
Daraus folgt, daß alle Parteien mit minde
stens einem Vertreter in allen Parlaments
gremien beteiligt sein müssen. Ist das Gre
mium dafür zu klein, muß es vergrößert wer
den. Die demokratische Repräsentation im 
Parlament steht höher als das Geheimnisin
teresse der Geheimdienste, die ohnehin in 
einer offenen Gesellschaft Fremdkörper 
sind. 
Das Karlsruher Urteil schlägt dies alles in 
den Wind. Es schafft eine zweigeteilte 
Opposition, hier die privilegierte, dort die 
diskriminierte Fraktion. Es erlaubt der 
Mehrheit, die Minderheit zu spalten und zu 
benachteiligen. Es lädt die Mehrheit gera
dezu dazu ein. Deshalb haben sich die bei- -
den Sondervoten auch besonders scharf 
gegen das Urteil gewandt. Diese Entschei
dung schädigt die Rolle der Opposition -
zugunsten der Geheimdienste. Sie schadet 
damit auch der Demokratie insgesamt und 
ist deshalb sehr zu bedauern. 
Der Verfasser ist Rundfunkjournalist und lebt in Frei

burg 

Europa 1999 
einmal kritisch betrachtet 

von Frank Schwalba-Hoth 
Nehmen wir einmal an, es hat geklappt: die 
Staats- und Regierungschefs haben sich 
geeinigt, die nationalen Parlamente haben 
dem Vertrag über die Europäische Union 
zugestimmt, das Europäische Parlament 
hat die Kompetenz (nach Änderung der 
Römischen Verträge) auch auf Verteidi
gungsfragen ausgedehnt. Wir schreiben 
also das Jahr 1999, dem europäischen 
Wirtschaftsraum sind der europäische 
Rechts-, Sozial- und Verteidigungsraum 
gefolgt. Das EP bestimmt wirklich die 
Gesetzgebung in Europa, kontrolliert die 
"Regierung", die EG-Kommission. ln Brüs
sel werden verbindliche Gesetze für die 
über 320 Millionen Bürger der "Vereinigten 
Staaten von Europa" beraten und verab
schiedet. Die Kompetenzen der Parlamente 
in Paris, Bann, Madrid, .. . Rom und Athen 
sind beschnitten - sie haben gegenüber 
Brüssel etwa soviel zu sagen wie in der 
"alten" Bundesrepublik die Landtage 
gegenüber dem Bundestag. -
Doch stellen wir uns gleichzeitig vor, daß 
die "Provinz" Bundesrepublik die vollstän
dige paritätische Mitbestimmung in allen 
Beschäftigungsbereichen einführen will, in 
der "Provinz" Dänemark die 3D-Stunden
Woche durchsetzbar wird, in der "Provinz" 
Großbritannien endlich Cadmium als roter 
Farbstoff in Kunststoffen verboten werden 
soll, in Luxemburg der geschlossene Straf-

vollzug abgeschafft werden soll. ln all die
sen Fällen herrscht Übereinstimmung zwi
schen der jeweiligen Bevölkerung und dem 
"Provinz" -Parlament. 
Diese Entscheidungen können aber nicht 
greifen, weil die zentrale Brüsseler Rah
mengesetzgebung für Alleingänge keinen 
Raum läßt. Europarecht bricht National
recht (so wie "früher" im Jahre 1985 Bun
desrecht Landesrecht brach und nationale 
Alleingänge wie beim bleifreien Benzin 
auch schon . gestoppt werden konnten). 
Positive emanzipatorische Ansätze in Teil
regionen der Vereinigten Staaten von 
Europa haben keine Chance, sich gegen 
die nun für die meisten Politikbereiche 
zuständige EG-Bürokratie durchzusetzen. 

Damit ich richtig verstanden werde: ich bin 
für eine intensive europäische Zusammen
arb~i~_, !ür ~en sozialen Ausgleich, bin für 
Fre1zug1gke1t und anerkenne die friedens
stabilisierende Wirkung innerhalb Westeu
ropas durch die Bildung der EG. 
Ich habe nur Angst vor einer allzu unkriti
schen Europabegeisterung, die die Zustän
~igkeiten für immer mehr Bereiche des täg
hc_~en Le~ens europaweit geregelt haben 
mochte, d1e nach Vereinheitlichung in (fast) 
allen Fragen ruft. 

Der Autor ist Mitglied des Europaparlaments für 
dieGRÜNEN 
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Interview 

Chancen und Probleme 
mit der Unabhängigkeit 
Ein Gespräch mit Dagmar Everding, 
der Bundesvorsitzenden 
der Deutschen Jungdemokraten 

Frau Everding, wann und wie sind Sie zu 
den Jungdemokraten gestoßen? 
Das war Ende der sechziger Jahre. Ich war 
noch Schülerin, schrieb für unsere Schüler
zeitung und wurde deshalb für die Grün
dung einer Sozialliberalen Schülergruppe in 
Mühlheim angesprochen. Nach zweijähri
ger Mitarbeit in dieser Gruppe bin ich dann 
Mitglied bei den Jungdemokraten gewor
den. 
1982, mit dem Ende der sozialliberalen 
Koalition in Bonn, haben sich die Jungde
mokraten von der F. D.P. getrennt. Hat sich 
der Verband während dieser Zeit geändert? 
Damals waren die Jungdemokraten ein 
"gespaltener" Verband. Meine Freunde und 
ich, wir kümmerten uns um die Mühlheimer 
Gegenschule und andere Basisprojekte. 
Der F.D.P. Kreisverband spielte für unsere 
Arbeit keinerlei Rolle und die Jungdemo
kraten, die sich in der Partei engagierten, 
stießen auf unsere erbitterte Opposition. 
Radikaldemokratie war der unserem 
Selbstverständnis entsprechende Begriff, 
der für uns die Jungdemokraten interessant 
machte. Das galt auch für den Arbeitskreis 
Emanzipation im Kreisverband. Die Grund
satzdiskussion anhand der Leverkusener 
Beschlüsse führte dann über die Ausformu
lierung der Zwei-Wege-Strategie die bei
den Teile des Verbandes wieder zusam
men, ohne den Konflikt zwischen den bei
den unterschiedlichen Politikansätzen 
jemals zu lösen: politisches Lernen in der 
Basisarbeit und Parteipolitik in der F.D.P. 
Nach der Trennung von der F.D.P. waren 
die Jungdemokraten eigentlich schon kein 
Parteijugendverband mehr. Dennoch 
wurde, auch von mir, die Zwei-Wege-Stra
tegie vehement aufrechtgehalten. Das war 
wichtig, um den politischen Anspruch auch 
ohne Anbindung an eine Partei nicht einzu
schränken. Wenn wir heute den Charakter 
eines Parteijugendverbandes endgültig 
ablegen wollen, dann muß es uns gelingen, 
ein neues, alle Arbeitsbereiche der Jungde
mokraten umfassendes Politikverständnis 
zu entwickeln. Mit dieser Aufgabe tut sich 
der Verband zur Zeit schwer, aber ich 
glaube, daß es möglich sein wird, auch mit 
einem emanzipatorischen und radikalde
mokratischen Politikansatz nicht auf die 
Einflußnahme auf parlamentarische Politik 
verzichten zu müssen. 
Der Liberale Hochschulverband (LHV) hat 
sich auf seiner Bundesdelegiertenkonfe
renz im Dezember einen neuen Namen 
gegeben: Radikaldemokratische Studen
tengruppe-Jungdemokraten an der Hoch-
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schule. Was halten Sie von dieser Namens 
änderung? 
Der neue Name gefällt mir, auch wenn er 
nicht einen Zustand, sondern eher eine Ziel
vorstellung bezeichnet. ln den Auswirkun
gen dieser Namensänderung sehe ich aller- · 
dings Probleme, weil das liberale Spek
trum, das es sowohl im LHV als auch bei 
den Jungdemokraten gibt, den Verzicht auf 
den Begriff "liberal" im Namen alsAusgren
zung mißverstehen könnte. Gerade durch 
die Rechtsentwicklung der bundesrepubli
kanischen F.D.P. ist es noch wichtiger 

Dagmar Everding, 31, hat Architektur 
Soziologie studiert und arbeitet heute als 
Planerin in einer Stadtverwaltung. 

geworden, den Liberalismus in seiner 
sozialen und fortschrittlichen Ausprägung 
deutlich zu machen, den Begriff "liberal" 
auch links besetzt zu halten. Die Hinwen
dung zur Terminologie "radikaldemokra
tisch" darf also nur eine Schwerpunkt-Ver
lagerung sein und nicht den Verzicht auf 
unser liberales Selbstverständnis mit sich 
bringen. 
Wo liegen Ihrer Meinung nach die Unter
schiede zwischen liberal und radikaldemo
kratisch? 
Ich halte "radikaldemokratisch" für den 
umfassenderen Begriff. Nicht jeder Liberale 
ist auch ein Radikaldemokrat, aber jeder 
Radikaldemokrat ist meines Erachtens ein 
Liberaler. Linksiberale Politik will die Frei
heit mit Rechts- und Sozialreformen errei
chen, während radikaldemokratische Poli
tik auch radikale Strukturveränderungen 
beinhaltet. Die bleibende Spannung zwi
schen diesen beiden Ansätzen halte ich für 

eine fruchtbare Grundlage für die innerver· 
bandliehe politische Auseinandersetzung 
Linksliberal muß ein Bestandteil des Radi· 
kaidemokratischen bleiben, schließlich sol
len die Jungdemokraten sich nicht zu eine1 
Organisation ähnlich dem Sozialistischer 
Büro entwickeln, sondern sie sollen eine 
lebendige Breite behalten. 
Sehen Sie in dieser Frage Zusammenhänge 
mit dem Verhältnis von den Jungdemokra· 
ten zu den Liberalen Demokraten? 
Was sind denn die Liberalen Demokrater 
~nderes als unsere alten linksliberalen Ver
lündeten aus der F.D.P., die sich nach de1 

VVende neu organisiert haben? Viele Jung
demokraten haben zu F.D.P.-Zeiten zu Per
sonen aus diesem Kreis hochgesehen, sie 
haben in ihnen auch ihre persönlich-politi
sche Zukunft gesehen. Heute haben die 
Liberalen Demokraten viel an Autorität und 
Ausstrahlung für neue Mitglieder der Jung
demokraten verloren. Wie können wir 
einem Neumitglied die politische Bedeu
tung der LD für die Jungdemokraten vermit
teln? Ich denke, am besten über zwei 
Wege: 
1. über gemeinsame inhaltliche Diskussio

nen, die in Form von Veranstaltungen, 
Seminaren oder auch politischen Aktio
nen gemeinsam organisiert werden 
müßten. Auch ein Austausch besonders 
interessanter Diskussionsbeiträge für 
die linksliberale Meinungsbildung 
könnte befruchtend wirken. 

2. über die europapolitische Ebene, wo in 
vielen Ländern eigenständige linkslibe
rale und/oder radikale Parteien schon 
viele Jahre sich als stabile politische 
Kräfte behauptet haben. Ich denke, daß 
sich bei einem stärkeren politischen 
Zusammenwachsen in Europa auch 
eine europäische linksliberale/radikale 
Kraft wird behaupten könnten. 

Wenn wir schon bei der Fr~e der Parteio
rientierung sind: es wird so gemunkelt, daß 
sich die Jungdemokraten zu einem 
Jugendverband der Grünen entwickeln. Ist 
da wirklich etwas dran? 
Die Landesverbände der Jungdemokraten 
gestalten ihr Verhältnis zu den Grünen zur 
Zeit sehr unterschiedlich. Grundsätzlich hat 
sich im Verband die Position durchgesetzt, 
daß wir auf jeden Fall eigenständig bleiben 
wollen und nicht wieder die einer Partei sat
zungsmäßig zugeordnete Jugendorganisa
tion werden wollen. Gerade die Tatsache, 
daß wir nicht mehr Parteijugend sind, gibt 
uns die Chance, mit kritischen Jugendli
chen, frei von parteipolitischen Zweckmä
ßigkeits-Überlegungen, neue Politikformen 
zu entwickeln. Die Mitarbeit in einer Partei 
kann sowohl parallel zur Mitgliedschaft in 
den Jungdemokraten als auch als ihr 
Ergebnis zustandekommen. 
Zu den Grünen haben die Jungdemokraten 
sicherlich schon deshalb ein anderes Ver
hältnis als zu den etablierten Parteien, weil 
die Grünen aus der außerparlamentari
schen Bewegung entstanden. Für gemein
same politische Forderungen, sei es in der 
Atom- oder Rüstungspolitik, arbeiten wir 
mit den Grünen und anderen Organisatio
nen in Bündnissen zusammen. Von daher 
wissen wir aufgrund unserer Erfahrungen 
mit den Grünen sehr wohl um ihre immer 
wiederkehrenden Vereinnahmungsversu-



ehe, die manchesmal in einem Bündnis die 
Auseinandersetzung an die Belastungs
grenze getrieben haben. 
Es gibt viele konkrete Punkte, in denen ich 
eine Verabredung von Zusammenarbeit mit 
den Grünen für sinnvoll für die Jungdemo
kraten halte. Das betrifft aktuelle bündnis
politische Situationen ebenso wie die Nut
zung der Vertretung der Grünen in zahlrei
chen parlamentarischen Gremien. Zum 
Beispiel finde ich es gut, wie die nieder
sächsischen Jungdemokraten mit der grü
nen Landtagsfraktion gezielt Anfragen, die 
sich aus der Arbeit der Jungdemokraten 
ergeben, an den Landtag richten. 
Allerdings ergeben sich aus der gleichzeiti
gen Mitarbeit einzelner Jungdemokraten 
bei den Grünen auch Probleme: die fraktio- . 
nellen Auseinandersetzungen der Grünen 
werden in die Jungdemokraten hineinge
tragen, ohne daß die Hintergründe den 
Jungdemokraten, die wenig mit den Grü
nen zu tun haben, verständlich sind. Ande
rerseits werden die Aktivitäten von Jungde
mokraten bei den Grünen in unserem Ver
band nicht transparent. 
Läßt sich denn allein mit Bewegungen und 
Bündnissen Politik machen? Man denke z. 
B. an die Friedensbewegung, deren Gren
zen nach der Stationierung der Mittelstrek
kenraketen deutlich wurden. 
Ich denke, gerade die Friedensbewegung 
ist für das Umgekehrte ein Beispiel. Wenn 
ich vergleiche, was die Friedensbewegung 
erreicht hat gegenüber Parlament, Parteien 
und Regierung, so ist das um vieles mehr. 
Der Friedensbewegung ist es gelungen, in 
der Bevölkerung die vorherrschende 
NATO- und Westverteidigungs-Ideologie 
aufzubrechen. Dadurch wurde der bisheri
gen parlamentarischen Politik die Legitima
tion entzogen. Mit dem Aufbau neuer Legiti
mationen kam Bewegung in die etablierte 
Politik, kamen die Parteien zu unterschiedli
chen Einschätzungen des Spielraumes der 
Bundesrepublik innerhalb des NATO
Bündnisses. Die Friedensbewegung hat 
auch die Grundlage dafür geschaffen, daß 
Entspannungs- und Abrüstungspolitik von 
viel mehr und größeren Gruppen getragen 
würde. Es ist deshalb Ziel der Jungdemo
kraten, in der Friedensbewegung für eine 
selbstbewußte Ausformulierung entspan
nungspolitischer Konzepte zu werben. 
Übrigens möchte ich zwischen Bewegung 
und Bündnis ganz klare Unterschiede 
sehen. Die Arbeit der Jungdemokraten 
fließt mehr oder weniger in vorhandene 
oder sich entwickelnde Bewegungen ein. 
Allerdings bearbeiten wir ein Thema nicht 
nur dann, wenn es gerade in einer Bewe
gung aktuell aufgegriffen wird, sondern die 
Themen sollten sich aus der Kontinuität 
unserer politischen Analyse und unseres 
politischen Selbstverständnisses ergeben. 
Bewegungs-gegenläufige Themen erfor
dern besonders hohen Kraftaufwand und 
nicht zu hohe Erwartungshaltungen. Auf
gabe der Jungdemokraten als politischer 
Jugendverband ist die Zusammenfassung 
der verschiedenen Bewegungen in der 
innerverbandliehen Meinungsbildung. 
Bündnisse sehe ich als eines der strategi
schen Instrumente, die uns zur Verfügung 
stehen. Sie sollten unter rein zweckrationa
len Erwägungen gehandhabt werden. 

Wenn Jungdemokraten, wie Sie sagten, 
kein Parteijugendverband sein wollen, wie 
sieht dann die politische Arbeit aus, welche 
Ziele werden derzeit von Ihnen verfolgt? 
Aus der Krise heraus, in die die Jungdemo
kraten durch die Trennung von der F.D.P. 
notwendigerweise geraten mußten, galt es 
vor allem auf der Bundesebene neue 
Arbeitsstrukturen aufzubauen. Dies ist uns 
im letzten Jahr je nach Arbeitsfeld unter
schiedlich weit gelungen, so daß an dieser 
Aufgabe auch 1986 weitergewirkt werden 
muß. Als Arbeitsfelder auf Bundesebene 
haben sich herauskristallisiert die Schüler
politik: der Bundesarbeitskreis gibt einen 
Artikeldienst heraus, begleitet die Tätigkeit 
von Jungdemokraten in der Bundesschü
lervertretung, plant einen großen Schüler
kongreß; die Frauenpolitik: der BAK plant 
eine Frauenvollversammlung, führt eine 
Frauenärzte-Aktion durch, diskutiert 
Frauen erwerbsarbeit und Arbeitszeitver
kürzung; der BAK Sexualität hat an der 
erfolgreichen "Kölner Aktion" mitgewirkt, 
gibt jetzt ein Sonder-Tendenz "Sexualität" 
heraus und diskutiert die innerverbandli
ehen Umgangsformen sowie das schwie
rige Thema Pädophilie. Die internationale 
und friedenspolitische Arbeit sind ganz 
bewußt in einem Bundesarbeitskreis 
zusammengefaßt: erstellt wird z. Zt. eine 
Broschüre, die die Vielfalt entspannungs
politischer Aktivitäten und Initiativen der 
Jungdemokraten beschreibt und begrün
det, vorbereitet wird ein internationales 
Ost-West-Seminar. ln der Solidaritätsarbeit 
stand das Nicaragua-Projekt mit der Unter
stützung des Baus einer Kinderkantine im 
Tal von Pantasma im Vordergrund. Ich 
fände es gut, wenn die Vorlage unserer Ein
zugsermächtigung für die Solidaritätspro
jekte "Kinderkantine und ANC" (Südafrika) 
mit diesem Interview abgedruckt würde. 

Das Arbeitsfeld Grund- und Freiheitsrechte 
hat durch die Ergebnisse der Braunschwei-

ger Grund- und Freiheitsrechtekonferenz 
eine aussichtsreiche Basis für unsere Akti
vitäten im nächsten Jahr erhalten, in dem 
der Kampf gegen Volkszählung und neuen 
Personalausweis sowie der Sielefelder 
Kongreß "Wieviel Staat braucht der 
Mensch", den die Jungdemokraten mitver
anstalten, auf dem Programm stehen. 
Politische Arbeit kostet ja auch Geld. Gibt 
es für einen Jugendverband ohne Mutter
partei nicht Probleme mit der finanziellen 
Förderung? 
Die Jungdemokraten sinci seit der Grün
dung des Ringes Politischer Jugend 1950 
Mitglied des RPJ, neben den Jungsoziali
sten, der Jungen Union und seit 1983 den 
Jungen Liberalen. Die Funktion des RPJ, 
den politischen Jugendorganisationen eine 
parteiunabhängige Finanzierung sicherzu
stellen, hat sich in den letzten Jahrzehnten 
immer wieder bewährt. Die parteiunabhän
gige Finanzierung ist Voraussetzung für die 
kritische und nicht nur an Parteibeschlüs
sen orientierte Politik der Jugendverbände. 
Trotzdem sind natürlich die Parteijugend
verbände immer mehr und weniger starkem 
Druck ihrer Mutterpartei ausgesetzt. Die 
seit unserer Trennung in verschiedenen 
Landes- und Kreisverbänden einsetzenden 
Versuche, die Jungdemokraten durch eine 
unmittelbare Kopplung der RPJ-Mitglied
schaft an die ParteianbindunQ von der För
derung auszuschließen, konnte von uns 
bisher erfolgreich abgewehrt werden, 
indem wir vor dem Mißbrauch des RPJ als · 
Instrument einer indirekten Parteifinanzie
rung warnten. Dieser Abwehrkampf ist für 
viele Jungdemokraten-Untergliederungen 
mit erheblichen Schwierigkeiten verbun
den, weil es sich jedes mal um einen lang
wierigen Prozeß mit stark rechtlichem Cha
rakter handelt, in dem es langen Atem zu 
behalten gilt. Vorübergehende Finanzie
rungslücken lösen häufig Krisen aus, die 
nur durch innerverbandliehe Solidarität auf
gefangen werden können. 

r------------------------------------
Hier wird die Spende zur Waffe! 

5,- DM monatlich für die Verteidigung der Revolution in Nicaragua und die Befreiung des südafrikanischen Vol
kes! Mit der untenstehenden Einzugsermächtigung möchten wir der materiellen Solidarität mit Nicaragua und 
dem schwarzen Südarfrika einen neuen Impuls geben. Im Klartext: Wir wollen mehr Geld nach Nicaragua zur 
Unterstützung der Kinderkantine im Pantasmatal, und wir wollen dem ANC mehr Geld zur Verfügung stellen für 
den Aufbau einer Schule für Flüchtlinge in Tansania für den Befreiungskampf des schwarzen Volkes. 
5,- DM mögen als einzelne Summe erst einmal wenig sein, wenn sich aber 1 00 Menschen nur ein Jahr lang daran 
beteiligen, können wir sowohl Nicaragua als auch dem ANC jeweils 3.000,- DM zur Verfügung stellen. Geld, das 
dringend benötigt wird! 
Darum unsere Bitte: Beteiligt euch und verbreitet diese Idee in eurem Freundes- und Bekanntenkreis weiter! 

Einzugsermächtigung 
Hiermit ermächtige(n) ich/wir* den Bundesverband der DJD widerruflich, für die Solidaritätspro
jekte "Kinderkantine und ANC" monatlich 
zu Lasten meines/unseres Girokontos Nr.: . • .................. . .. .. . . . .... ....•..... 

bei (kontoführende Bank): ..... . .. . ........... . .. .. .. . ........ ........ ... . . .. ... . 

BlZ: .. .... . . ... . .. . . .. . ... . . .. . ............. . .. .. ..... ... ............ ...... . 

DM: .... . .......... . ... .. .. ... ........ . ......... .... .. . ........... ....... .. . 
durch Lastschrift einzuziehen. Wenn mein/unser Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, 
besteht seitens des kontoführenden Kreditinstituts keine Verpflichtung zur Einlösung. 

Name: . .. . ... . .. ........ ............ . ... . ............... . .. ......... ....... . 

Vorname: 

Anschrift: 

Datum: .................•........... . . ....... .... .. . ... .. .... .... . . • .. . . . ... 

Unterschrift: . .. ...... ....... . .... ... ... . ... . . . . .. .. ... . ..... ... . .. ... . .. .. ... . 

• nicht Zutreffendes bitte streichen Deutsche Jungdemokraten 
Reuterstr. 44, 5300 Bonn 1 



Demokratische 
Kultur soll von 
innen wachsen 
Ein Kommentar von 
Hanno Jochimsen 

Die Liberalen Demokraten haben auf 
ihrem Berliner Parteitag das große 
Thema der Erneuerung unserer 
demokratischen Kultur angepackt, 
d. h. des Geistes, in dem unsere 
Gesellschaft zusammenlebt. 

Zur Bestandsaufnahme: 
ln aller Munde ist gegenwärtig, daß wir die 
dritte - industrielle - Revolution erleben. 
Die Tatsache selbst steht für die große 
Mehrheit außer Frage; aber welche Antwor
ten man auf sie gibt: Darin unterscheiden 
wir uns. Einige versuchen - von Sorgen 
bewegt - das Rad der Geschichte zurück
zudrängen, andere stecken den Kopf in den 
Sand oder in die politische Geschaftlhube
rei, nach dem Motto: "Was ich nicht weiß, 
macht micht nich heiß". Für Menschen, die 
den Gefühlen weitgehend mißtrauen und 
mehr auf den Verstand, die Vernunft setzen, 
sind beide Reaktionen gleichermaßen 
unbefriedigend und keinerlei Antwort auf 
die Probleme, mit denen wir es zu tun 
haben oder zu tun haben werden. 
Unter der Überschrift: "Die Herausforde
rungen einer Revolution" beschäftigte sich 

· Hans Heigert in einem Leitartikel in der Süd
deutschen Zeitung mit eben diesen Konse
quenzen für unser Zusammenleben und 
unsere politische Kultur. (Dieser Artikel 
erschien - dies sei angemerkt - viele 
Wochen nach dem Bundesvorstandsbe
schluß, die sieben Thesen einzubringen 
und das Leitmotiv von der Erneuerung der 

. Demokratie für den Parteitag zu wählen.) 
Heigert hat die für die Demokratie entste
henden Belastungen so treffend geschil
dert, daß seiner Darstellung deshalb in 
einem Gedankenzug gefolgt werden sollte. 
Als erstes Problem sieht er die kommende 
Dauerbestrahlung durch die Medien. Sie 
wird gerade im Zeichen der Informations
gesellschaft die desinformierte Gesell
schaft produzieren, weil die für das gesell
schaftlich-politische Zusammenleben 
erforderlichen Informationen gar nicht mehr 
wahrgenommen werden. Ein zweiter Pro
blemkreis ergibt sich aus der Beschleuni
gung der Denk- und Beurteilungsprozesse, 
die durch die augenblickliche Verfügbarkeit 
von Daten und Informationen vom Netz
werk der Computer ermöglicht wird. Dies 
bedeutet im wesentlichen ein Mehr an 
Informationen für die Spezialisten, d. h. die 
Bürokraten. Ihre Kontrolle wird damit drin
gender denn je. Schließlich ergibt sich aus 
dem neuen Netzwerk die Gefahr von 
augenblicks- (und damit gefühls-) 
bestimmten Plebisziten. 
Nach Marshall MacLuhan läßt sich die Dau
erbestrahlung auch anders beschreiben: 
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Homer und Sokrates pflegten die mündli
che Überlieferung. Die, die ihnen folgten, 
vollbrachten die große Leistung, diese 
sowie ihre eigenen Gedanken in die schrift
lich Form zu bringen. Aber erst Gutenberg 
gelang es, die mit sechsundzwanzig Buch
staben des lateinischen Alphabets 
geschriebenen Texte in einzelne Lettern 
aufzulösen. Mit ·der Erfindung der Buch
druckerei wurde einerseits die geistige 
Überlieferung immer mehr Allgemeingut 
der Gesellschaft. Zugleich forderte aber die 
Auflösung der Informationen in die 26 
Buchstaben, daß sich jeder Leser seine Bil
der selbst zusammensetzte - ein analysie
rendes und danach synthetisierendes Vor
gehen, das Aufklärung und Liberalismus 
letztendlich geistesgeschichtlich begrün
dete. Jetzt verzeichnen wir eine gegenläu
fige Entwicklung. Die Schrift tritt zurück, 
das Sprechen und die Bilder drohen unsere 
Phantasie in Ketten zu legen. Nach MacLu
han ist der gesamte Erdball - dank der 
allesübergreifenden Elektronik - auf dem 
Entwicklungsstand eines.Dorfes: dem 'glo
bal village'. 
Diese Umwandlung von einer Buchstaben
in eine Bilderweit ist ganz folgerichtig von 
der Abkehr von der Verstandesweit und der 
Zuwendung zu allen Arten von Mystizismen 
geprägt. "Die Aufklärung entläßt ihre Kin
der", hieß es hierzu sehr treffend kürzlich in 
der "Zeit". Demokratie ist aber aus aufkläre
rischer, liberaler Sicht eine Sache des Ver
standes. 
Diese Entwicklung trifft auf eine Gesell
schaft, deren demokratische Kultur noch 
nicht recht gefestigt zu sein scheint. Denn 
die Deutschen haben diese Demokratie 
nicht erkämpft. Die gesellschaftlich-politi
sche Krise einer Abwendung von Vernunft 
und Verstand ist deshalb für sie besonders 
gefährlich. Zugleich fordert die Negation 
der Ratio von jedem Liberalen, sich zu 
bekennen. 

Zu den Forderungen 

Der von den Liberalen Demokraten 
beschlossene Appell ist eine Aufforderung 
an alle politischen Kräfte in unserem Land, 
denn es wäre wohl vermessen, anzuneh
men, daß die kleine Partei sie auch alleine 
durchsetzen könnte. Die Begründungen 
der Forderungen sind deshalb auch so 
gefaßt, daß sie auf breites Verständnis im 
politischen Spektrum abzielen. Sie sind 
aber im besonderen Maße an alle Liberalen 
gerichtet, die zum Vergleich mit den in die
sen Fragen sehr mageren SaarbrückerThe
sen der F.D.P. aufgefordert werden. Der in 
Berlin verabschiedete Aufruf ist zugleich 
Zeichen der Kompetenz der Liberalen 
Demokraten und eine einigende Plattform. 
Er wurde ohne Gegenstimme beschlossen. 
Die wesentliche Grundlage der Forderun
gen - und dementsprechend in Berlin auch 
intensiv diskutiert - sind die Ideale der 
Französischen Revolution "Freiheit, Gleich
heit, Brüderlichkeit". Diese als grundlegen
den Werte von unserer Gesellschaft über
nommenen Ideale werden von den Libera
len Demokraten in einer neuen Verknüp
fung gesehen. Sie haben erkannt, daß diese 
Grundwerte gleichrangig sind und einander 
bedingen. Dies ist eine Fortentwicklung und 

Die I 
Die Deutschen haben diese Demokratie nicht 
erkämpft. Sie hatten die Chance, nach einem 
verlorenen Krieg, in Deutschland die Demokra
tie erneut aufzubauen. Die Nachkriegsgenera
tion hat aus den Trümmern ein Haus des Wohl
stands für Gesellschaft und Staat geschaffen. 
Nach 40 Jahren ist zu fragen: Sind auch die 
Fundamente unserer Demokratie tief genug 
angelegt? Ist die Republik käuflich? Sind die 
Parteien Machtkartelle? Hat der Bürger noch 
Einfluß auf den Gang der Dinge? Ist unsere 
Demokratie breit genug angelegt? Umfaßt sie 
die Lebensbereiche des Menschen besonders 
in Ausbildung, Arbeitsplatz Ünd Familie? 
Die LIBERALEN DEMOKRATEN halten es für 
an der Zeit, die Demokratie des Grundgesetzes 
mit neuem Leben zu erfüllen. Freiheit, Gleich
heit, Brüderlichkeit- diese Ideale der Französi
schen Revolution sind nach wie vor die grund
legenden Werte für das politische Zusammen
leben in der Bundesrepublik Deutschland und 
West-Berlin. Sie sind gleichrangig und bedin
gen einander- was allzu häufig in der tagespo
litischen Diskussion übersehen wird. 
Aus der Freiheit jeder einzelnen Person folgen 
ihr Grundrechte, ihre Persönlichkeit frei zu ent
falten, sich zu informieren, ihre Meinung auszu
drücken, für sie bei anderen zu werben und sich 
mit ihnen zusammenzuschließen. 

. Aus der Gleichheit folgt, daß die Stimme jedes 
Mannes und jeder Frau gleich zählt, daß jede 
einzelne Person mit gleichen Rechten ausge
stattet ist. 
Aus der Brüderlichkeit folgt die Pflicht, mit 
anderen zusammenzuleben und für dieses 

. Zusammenleben Opfer zu bringen. Opfer, die 
zugleich auch Einschränkungen von Freiheit 
und Gleichheit bedeuten. 
So ergeben sich aus den Idealen der Französi
schen Revolution heute Forderungen nach 
Gleichberechtigung von Frau und Mann, .nach 
Humanität, nach Wahrung der Freiheit und 
Würde jedes Menschen, nach Solidarität unter 
allen Menschen - insgesamt damit nach einer 
Füllung des Grundgesetzes mit neuen Leben. 
Die LIBERALEN DEMOKRATEN sehen die 
Demokratie vom Bürger her, also von unten 
nach oben. Sein Recht, Abgeordnete und Ver
treter für politische Entscheidungsgremien zu 
wählen, steht im Mittelpunkt. Aber es ist zu 
wenig , um seinem Wilen wirklich Einfluß zu ver
schaffen. Ein lebendiger Ausgleich von Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit in der Herrschaft 
des Volkes verlangt mehr. Dieses Mehr ist mög
lich, ohne ein Wort oder Komma des Grundge
setzes zu ändern. 
Der Ausgleich zwischen den Forderungen, der 
sich aus den Werten von Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit ergibt, ist im wesentlichen 
bestimmt von den politischen Erkenntnissen 
und Erlebnissen der Generation von Politikern, 
die den Nationalsozialismus erlebt und erlitten 
haben. Zum Teil reichen die Einflüsse noch weit 
in die Zeit des Absolutismus zurück. ln den letz
ten Jahrzehnten aber hat sich das Bewußtsein 
der Bürger unseres . Landes gewandelt; der 
Wille zur Wahrnehmung und Ausgestaltung 
demokratischer Rechte und Pflichten ist vom 
Ansatz her stärker geworden. Die die Freiheit 
und die Gleichheit des einzelnen Wählers 
beschränkenden Regelungen wie die 5%-Kiau
sel, die Unzulässigkeit von Volksbegehren und 
Volksentscheiden in weiten Bereichen unseres 
Staatswesens sind zu überprüfen, insbeson
dere gilt es abzuwägen, ob die Einschränkun-



~mokratie erneuern 
in Aufruf der Liberalen Demokraten 

gen an Freiheit und Gleichheit sich gegenwärtig 
noch im Gleichgewicht mit dem Gewinn an Sta
bilität für die Gesellschaft befinden, denn ein 
solches Gleichgewicht ist für die Demokratie in 
der Bundesrepublik Deutschland wesentlich. 
Es ist für die LIBERALEN DEMOKRATEN heute 

·nicht mehr gewahrt. Zur Erneuerung von 
Demokratie und politischer Kultur fordern sie 
alle Bürger auf, an der Entwicklung eines 
Bewußtseins zur Änderung der politischen 
Struktur mitzuwirken. Dies schließt ein, demo
kratische Kultur in allen Lebensbereichen zu 
verwirklichen. Hier werden die LIBERALEN 
DEMOKRATEN arbeiten und Vorschläge unter
breiten. 

Die LIBERALEN DEMOKRATEN fordern: 

1. die gesetzliche Regelung von Abstimmun
gen (Volksbegehren und Volksentscheid) 
gemäß Artikel 20 Abs. 2 Grundgesetz 

Über 35 Jahre nach der Schaffung des Grund
gesetzes erscheint es angesichts des nunmehr 
erreichten Maßes an demokratischem Bewußt
sein nicht mehr erforderlich zu sein, die Gleich
heit der Bürger derart einzuschränken, daß ihre 
politische Artikulation im wesentlichen auf die 
einmalige Stimmabgabe zu Beginn einer jeden 
Legislaturperiode beschränkt wird. 

2. die Streichung der 5%-Kiausel in Wahlge
setzen 

Ihre ehemals möglicherweise stabilisierende 
Wirkung hat die 5°/o-Kiausel inzwischen verlo
ren. Weil sie die Artikulation neuer politischer 
Strömungen weitgehend verhindert, führt sie 
ihrerseits sogar zur Destabilisierung, wobei die 
5°/o-Kiausel im Zusammenhang mit der 
Medienwirklichkeit gesehen werden muß. 
Was nützt eine 5°/o-Kiausel, wenn sie nur dazu 
dienen kann, Gruppen unterschiedlicher Art in 
z. B. den Grünen mit dem Ziel zusammenzufüh
ren, die Sperrwirkung zu überwinden, und nicht 
gleichzeitig dafür sorgt, daß sich die Strömun
gen in der Gruppierung nicht gegenseitig blok
kieren, was schließlich ebenso zur "Unregier
barkeit" führen kann wie die Zulassung eines 
Wahlerfolges auch kleinerer Parteien? 
Was nützt eine 5%-Kiausel, wenn sie zur über
mäßigen Machtkonzentration an der Spitze 
"etablierter" Parteien führt- weil viele fürchten, 
den Aufbau einer neuen Partei nicht bewältigen 
zu können? 
Was nützt eine 5°/o-Kiausel, wenn gerade auf
grund der Machtkonzentration bei einigen 
wenigen Personen jene Kräfte im besonderen 
Maße angelockt werden, die an die Stelle von 
Wählerstimmen bares Geld setzen? 

3. die Ausgestaltung des Wahlrechts, um den 
Einfluß des einzelnen Wählers zu vergrö
ßern 

Nach demokratischem Verständnis in der Bun
desrepublik Deutschland werden weder aus
schließlich Parteien noch ausschließlich Perso
nen gewählt. Zwischen beiden Aspekten der 
Wahl muß ein Gleichgewicht herrschen. 
Gegenwärtig kommt dem Persönlichkeitswahl
aspekt" (z. B. durch die erste Stimme durch die 
Bundestagswahl) nur eine untergeordnete 
Rolle zu. Dies führt dazu, daß die Verantwort
lichkeit des Gewählten gegenüber der Partei 

als sehr viel stärker empfunden wird als dieje
nige gegenüber dem Wähler. 

4. die Mitwirkung des Bürgers bei der Aufstel
lung von Kandidaten und Listen 

Heute bestimmen die Parteien - und in ihnen 
kleine Gruppen von Personen-, wer zur Wahl 
aufgestellt oder benannt wird. Dabei spielen 
viele Interessen mit, nur nicht die Belange 
derer, um deren Stimme es geht. Daher gilt es, 
Formen und Verfahren zu finden und einzufüh
ren, die dem Bürger Möglichkeiten der Beteili
gung eröffnen. 

5. die Gewissensfreiheit des Abgeordneten 
zu stärken 

Viele Abgeordnete sind nicht unabhängig 
genug, um in der politischen Willensbildung 
eigenen Gedanken und Wünschen der Wähler 
Ausdruck zu geben. Auf diese Weise leidet eine 
Demokratie, die auf Diskussion, Argumentation 
und Überzeugung beruht, an Atemnot. Mehr
heitsentscheidungen dürfen nicht allein auf 
Parteiräson und Fraktionsmanagement beru
hen. Die Hürden, die die parlamentarische Pra
xis hier (um Art. 38 Grundgesetz) aufbaut, müs
sen niedergerissen werden. 

6. ein System der Parteienfinanzierung, das 
den Leitsätzen des Bundesverfassungsge
richts entspricht 

Parteien brauchen Geld. Aber der Bürger muß 
wissen, woher es kommt. Das gilt für private 
(Spenden, Spender) und öffentliche Mittel. 
Umwege, Grauzonen u. ä. darf es nicht mehr 
geben. Die Verschleierung der Namen muß 
unter Strafandrohung gestellt werden. 
Die Parteien brauchen Geld, aber nicht mehr in 
dem Maße, wie in den vergangenen Jahrzehn
ten, in denen wahre Materialschlachten von 
Plakaten und anderen Werbemitteln stattfan
den, um beim Bürger angeblich ein Wahlbe
wußtsein zu erzeugen. 

7. die Freiheit der Information für jedermann, 
soweit Daten nicht zum Schutze der Per
sönlichkeit von Einzelnen verschlossen 
bleiben müssen 

"Herrschaftswissen" ist nicht nur ein Mode
wort, sondern drückt die realen Verhältnisse 
von Machtausübung aus. Wer will, daß mehr 
Macht vom Wähler ausgeübt wird, muß dafür 
sorgen, daß dessen Herrschaftswissen größer 
wird. Andere Demokratien haben inzwischen 
erkannt, welche große Bedeutung für die politi
sche Kultur der freie Zugang zu allen wesentli
chen Akten und Unterlagen der Behörden hat. 
Die Bundesrepublik Deutschland sollte ihnen 
nachfolgen. 
Mit der Befürwortung eines strikten Daten
schutzes für die unbeteiligten Personen ist es 
dabei durchaus vereinbar, daß die Vermittler 
und zugleich Verantwortlichen der Politik, das 
heißt Abgeordnete, Minister und hohe Beamte, 
ihrerseits verpflichtet sein müssen, über ihre 
privaten Verhältnisse Auskunft zu geben. Die 
gläsernen Taschen der Abgeordneten sollten · 
der gläsernen Verwaltung und den gläsernen 
Kassen der Parteien entsprechen. 

Beschlossen auf dem 
VI. Bundesparteitag in Berlin 

ein Abwenden von dem Satz: "Im Zweifel 
für die Freiheit", wie er noch bei der Bun
destagswahl 1976 von Maihofer formuliert 
wurde. 
Besonders heftig wurde der Ausdruck 
"Brüderlichkeit" vor und in Berlin diskutiert. 
Zum ersten wurde dieser grundlegende 
Wert ob seiner die Freiheit und die Gleich
heit beschränkenden Wirkung hinterfragt, 
zum anderen stieß das Barockhafte des 
Wortes auf Bedenken und schließlich 
wurde auch die in ihm implizierte Ausrich
tung auf männliches Denken kritisiert. Der 
Parteitag einigte sich darauf, neben die 
historisch überkommenen Wertungen die 
Forderungen zu setzen, die sich heute aus 
diesen Idealen ergeben - nämlich insbe
sondere die nach der Gleichberechtigung 
von Frau und Mann, nach Humanität und 
nach Menschenwürde. 
Die Forderungen betreffen einerseits die 
Bürgerrechte und andererseits die Gleich
berechtigung der politischen Kräfte. Mit 
dem Ausbau der Bürgerrechte wird 
zugleich eine Korrektur der politischen 
Strukturen der Nachkriegszeit verlangt. 
Im einzelnen geht es den Liberalen Demo
kraten darum, daß die im Grundgesetz vor
gesehenen Volksabstimmungen endlich 
zulässig werden (indem ein Abstimmungs
gesetz geschaffen wird), die 5%-Kiausel 
fortfällt, das Wahlrecht zu Gunsten einer 
größeren Mitwirkung der Bürger verändert 
und der Grundsatz der "gläsernen Verwal
tung" durchgesetzt wird. Die Forderung, 
die 5°/o-Kiausel aufzuheben, begründet 
sich nicht etwa aus der Kleinheit der Partei. 
Die ursprünglich mit der Schaffung der 
Klausel verbundene Absicht, für "stabile" 
Regierungen zu sorgen, hat sich in ihr 
Gegenteil verkehrt- nachdem in den Grü
nen eine Vereinigung entstanden ist, die 
sich nur darin einig ist, gemeinsam die 
Sperrklausel zu überwinden. Das Problem 
der Regierungsfähigkeit stellt sich nun erst 
recht. Gerade die 5°/o-Kiausel ist im 
wesentlichen für die Verkrustungen unserer 
demokratischen Kultur verantwortlich, 
indem sie die Neugründung von Parteien 
außerordentlich erschwert und zugleich 
gewisse Schlüsselfiguren in den herrschen
den Parteien mit einer Machtfülle ausstat
tet, die einem demokratischen Staatswe
sen unbekömmlich ist und diese Personen 
bevorzugt der Bestechlichkeit und Käuf
lichkeit aussetzt. 
Eng verbunden mit der Erhöhung der Chan
cengleichheit für alle politischen Kräfte ist 
die Frage nach dem System der Parteienfi
nanzierung. Der Bürger soll wissen, woher 
das Geld der Parteien kommt. Diese benöti
gen im übrigen Geld nicht mehr in dem 
Maße, wie in den vergangeneo Jahrzehn
ten. Damals meinten sie, bei den Bürgern 
ein Wahlbewußtsein mit wahren Material
schlachten erzeugen zu müssen. Diese Art 
der "staatsbürgerlichen Bildung" ist sicher.: 
lieh überholt. Die demokratische Kultur 
unseres Landes sollte von innen heraus, 
durch mehr Mitbestimmung, wachsen. Mit 
Plakaten und Kleistertöpfen läßt sich zwar 
möglicherweise ein äußerer Anschein 
erwecken. Aber dies sollte nicht der Kern 
unserer politischen Kultur sein. 

Hanno Jochimsen ist stv. Bundesvorsitzender der LD 
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Personalien 

Stadtälteste 
Am 20.12.1985 erhielt Gertrud 
Röhr vom Marburger Oberbür
germeister Dr. Drechsler (SPD) 
den Ehrentitel "Stadtälteste" 
verliehen. Die Auszeichnung 
"Stadtälteste" wird in hessi
schen Städten an Persönlichkei
ten vergeben, die sich große 
Verdienste um das Wohl ihrer 
Stadt und der Allgemeinheit 
erworben haben. 
Oberbürgermeister Dr. Drechs
ler bezeichnete in seiner Begrü
ßungsrede Frau Röhr als eine 
Frau des Ausgleichs und hob 

Wechsel 
Cornelia Schmalz-Jacobsen, 
freidemokratische Jugend- und 
Familiensenatorin in Berlin, hat 
nach nicht einmal 12 Monaten 
im für die frühere Münchener 
Stadträtin neuen Amt, ihren 
Pressesprecher gewechselt. Wo 
bislang das Juli-Bundesvor
standsmitglied Peter Dietlmai
er (26) sich um die nötige Pro
motion für die liberale Sympa
thieträgerin bemühte, hat sich 
zum 1. Januar ein Neuer warm
laufen lassen. Es ist, ausgestat
tet mit einem BAT-1b-Zeitver
trag für ein Jahr Johann Legner 
(31). Und der war bis dato ver
antwortlicher Redakteur für den 
Berliner Lokalteil der linksalter
nativen 'Tageszeitung'. Die Wahl 
der Senatorin hat angesichts der 
eher konservativen Grundstim
mung in Berlin dieser Tage 
einige Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen. Legner jedenfalls freut 
sich über die Personalentschei
dung jenseits vom Parteienfilz 
und versichert, er werde höchst
wahrscheinlich nicht in die FDP 
eintreten. 

Umsteiger 
Heinz Löffler (33), ist wieder 
einmal umgestiegen: seit dem 1. 
Jänner gehört der LD-Mitbe-
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ihre Verdienste in der sozialen 
Arbeit hervor. Sie habe sich 
immer für die Schwachen einge
setzt, so sei sie im "Arbeitskreis 
Soziale Brennpunkte", dem Kin
derschutzbund und anderen 
sozialen Gruppen ebenso wie in 
der Altenarbeit tätig gewesen. Er 
versicherte, daß er bereits seit 
langer Zeit den Wunsch gehabt 
hätte, Getrud Röhr den Ehrenti
tel einer "Stadtältesten" zu ver
leihen, daß dies aber erst jetzt, 
nach Ablösung der Großen Koa
lition im Stadtparlament möglich 

gründer zu den Genossen der 
1 0. Abteilung des Berliner SPD
Kreisverbandes Wilmersdorf. 
Löffler, der zwei Jahr im LD-Bun
desvorstand saß, hatte sich über 
ein Jahr lang bei der Alternativen 
Liste umgesehen, doch die SPD 
gefiel ihm schließlich besser. 
"Da geht es nicht so drunter und 
drüber; geordnete Verhältnisse 
finde ich in meinem Alter ganz 
prima." Dem Einstieg bei den 
Sozis war der Austritt bei der LD 
vorausgegangen, pünktlich zu 
Silvester. "Schweren Herzens 
und aus Einsicht in die politi
schen Realitäten", wie es im 
zweiseitigen Abschiedsbrief 
heißt. Der Befürworter geordne
ter Verhältnisse - seit April 85 
mit der 32-jährigen Uschi 
Schimschok verehelicht - tritt 
übrigens nicht zum erstenmal 
aus: die FDP verließ er gleich 
zweimal, 1978 und 1982. Treu 
blieb er nur den Jungdemokra
ten . Seit 1969 und -wie er versi
chert - bis 1987, wenn Löffler 35 
(und Berlin 750) wird. 

Einsteiger 
Jürgen Kunze, ehemals Berli
ner FDP-Chef, langjähriger 
Abgeordneter und nach seinem 
Parteiaustritt zeitweilig Hospi
tant in der Fraktion der Alternati-

geworden sei. 
Die wichtigsten Stationen im 
Leben der streitbaren Liberalen 
sollen hier noch einmal aufge
führt werder1: 
1905 in der Provinz Posen gebo
ren, heiratete sie 1934 den wis
senschaftlichen Assistenten und 
späteren Direktor am Atlas für 
deutsche Volkskunde, Erich 
Röhr, der 1943 bei einem 
Fliegerangriff in Berlin ums 
Leben kam. Gertrud Röhr geht 
mit ihren Kindern zu Verwandten 
in den Warthgau und flüchtet 
von dort zu Freunden, der Fami
lie Bleek, nach Marburg. Hier, im 
Hause des F.D.P.-Politikers und 
damaligen Oberbürgermeisters 
von Marburg, begann das politi
sche Engagement und die politi
sche Laufbahn von Frau Röhr. 
1950 trat sie in die F.D.P. ein. 
Dieser Schritt wurde, wie sie sel
ber bekennt, sowohl durch den 
Aufenthalt im Hause Bleek als 
auch durch ihre eigene liberale 
Haltung bestimmt. 1952 wurde 
sie Abgeordnete der F.D.P. im 
Marburger Stadtparlament und 
blieb es mit Ausnahme einer 
Legislaturperiode bis 1972, als 
sie zur ehrenamtlichen Stadträ
tin gewählt wurde. Dieses Amt 
hatte sie bis 1981 inne. ln der 

ven Liste, bereitet eine neue Kar
riere vor. Diesmal will es der 40-
jährige mit der Ökonomie versu
chen. Allerdings weniger mit 
dem Gebiet der Makroökono
mie, für das er eine C2-Professur 
an der Fachhochschule für Wirt
schaft innehat, sondern mit der 
Mikro-Ökonomie, den Privatfi
nanzen sozusagen. Kunze steigt 
nämlich in die Vermögensbera
tung ein. Ob Baufinanzierung 
oder Lebensversicherung -
Kunze ist davon überzeugt, 
mehr davon zu verstehen als 
Steuerberater und Juristen. Mit 
seiner Professur verträgt sich 
diese Tätigkeit durchaus, meint 
er; schließlich soll an den Fach
hochschulen der Anwendungs
bezug gepflegt werden. 

Zeit ihrer parlamentarischen 
Tätigkeit sah Frau Röhr ihre 
Hauptaufgaben darin, sich für 
sozial Schwache einzusetzen, 
sowie in der Unterstützung kul
tureller Initiativen. Am Zustande
kommen der sozial-liberalen 
Koalition in Marburg 1970 hatte 
sie maßgeblichen Anteil. Und bis 
zur Wende galt ihr unermüdli
cher Einsatz der Durchsatzung 
eines demokratischen und 
sozialen Liberalismus, wie er 
sich 1971 in den Freiburger The
sen in Ansätzen abgezeichnet 
hatte. 1982 verließ sie die F.D.P. 
nach über dreißigjähriger Mit
gliedschaft. Dieser Schritt ist ihr 
sicher nicht leicht gefallen. Sie 
konnte jedoch, wie viele andere 
Mitglieder dieser Partei, den 
politischen Schwenk nach der 
"Wende" nicht mittragen. Diese 

. politische Niederlage führte aber 
nicht zur Resignation, sondern 
im Gegenteil zum verstärkten 
Engagement. Frau Röhr betei
ligte sich am Aufbau der Libera
len Demokraten. 
Seit 1982 ist sie an einer für den 
älteren Menschen sehr wichti
gen Institution beteiligt. Sie ist 
Mitbegründerin und 2. Vorsit
zende der Marburger Vereini
gung zur Förderung der Alters
wissenschaften und hat mit viel 
Energie an der Gründung der 
Senioren-Universität in Marburg 
mitgearbeitet. . 
An Ehrungen und Auszeichnun
gen hat Frau Röhr bisher erhal
ten: Die goldene Ehrennadel der 
Stadt Marburg - den Ehrenbrief 
des Landes Hessen - das Bun
desverdienstkreuz am Bande -
Die Freiherr-v.-Stein-Piakette -
das Bundesverdienstkreuz 1 . 
Klasse. 
Die Laudatio für Gertrud Röhr 
bei der Verleihung der "Stadtäl
testen"-Würde hielt die hessi
sche Staatssekretärin und Mar
burger Stadtverordnetenvorste
herin Dr. Christa Czempiel. Sie 
bezeichnete die Geehrte als eine 
Persönlichkeit, "die immer ihren 
individuellen Weg gegangen ist 
.. . mutig im Bekenntnis, auch 
wenn sie wußte, daß die Umwelt 
ihr keinen Beifall zollen sollte". 
Frau Röhr dankte für die Aus
zeichnung und sagte: "Dadurch, 
daß ein alter Mensch geehrt 
wird, werden alle alten Men
schen in dieser Stadt geehrt. Es 
werden ihnen Fähigkeiten im 
Alter zugesprocl:len, die sie stark 
machen. Dies gilt in besonderem · 
Maße für die alternde Frau ... Mit 
der Verleihung der Bezeichnung 
'Stadtälteste' an mich wird für 
alle anderen Frauen ein aufwer
tendes Zeichen gesetzt." 

Krafft 



Ehrendoktorwürde 
für William Borm 

(H.N.S.) Als erstem noch aktiven Politiker der 
Bundesrepublik wurde dem Ehrenvorsitzenden der 
LIBERALEN DEMOKRATEN William Borminder 
DDR die Ehrendoktorwürde verliehen. Er erhielt den 
Doktorhut der Wirtschafts- und rechtswissen
schaftliehen Fakultät von der Kari-Marx-Universität 
in Leipzig. Das Echo auf diese Ehrung durch die 
DDR war- so konnte William Borm hernach 
berichten - in der Bundesrepublik überwiegend 
positiv. Nur in der FDP sei die Verleihung meist auf 
hämische Ablehnung gestoßen. William Borm sieht 
in der Verleihung ein wichtiges Zeichen zur 
Erhaltung des Friedens. Das Spektakuläre an 
diesem Vorgang, an diesem Brückenschlag, mache 
die immer noch bestehende Distanz, besonders 
von West- und Ostdeutschland, deutlich: "Einer hat 
die Hand ausgestreckt und ich habe eingeschlagen, 
ohne daß einer von uns seine Position hätte räumen 
müssen." 
Die ,ld' dokumentieren den Festakt in Leipzig -
zugleich eine Manifestation der Selbstüberwindung 
- im Wortlaut. 

Begrüßungsrede 
des Rektors der Kari-Marx-Universität 
Prof.Dr.sc.Dr.h.c. Lothar Rathmann 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Fakultät für Wirtschafts- und Rechtswissenschaft des Wissen
schaftlichen Rates der Kari-Marx-Universität hat beschlossen, 

Herrn William Borm 
die Würde eines Ehrendoktors der Rechtswissenschaft zu verleihen. 
Ich freue mich sehr, im Namen des Wissenschaftlichen Rates den 
Laureaten und seine Begleitung zu unserem akademischen Festakt 
herzlich willkommen heißen zu können. 

Sehr geehrter Herr William Borm! 
Meine Damen und Herren! 

Es zählt zu den schönen Traditionen unserer altehrwürdigen Alma 
mater Lipsiensis, Persönlichkeiten des wissenschaftlichen, kulturel
len und politischen Lebens, die sich um die hohen Ideale von Wissen
schaft und Humanitas, von Frieden und gesellschaftlichem Fortschritt 
verdient gemacht haben, mit der höchsten akademischen Würde zu 
ehren, die unsere Universität zu vergeben hat. 
Wenn Ihnen, sehr geehrter Herr Borm, hier und heute diese hohe aka
demische Auszeichnung zuteil wird, so darf ich Sie. versichern, daß 
dieses Ereignis einen bedeutenden Platz in der Genese dieser tradi
tionsreichen Alma mater einnimmt. 
Die Alma mater Lipsiensjs ist mit ihren 575 Jahren die älteste unseres 
Landes und eine der ältesten Universitäten Mitteleuropas überhaupt. 
Gewiß, sie hat keine solch erregenden Kulminationsphasen erlebt, 
wie Halle-Wittenberg unter Martin Luther und Philipp Melanchthon 
oder das klassische Jena der Philosophen und Romantiker mit Schil
ler als Kollegen und Goethe als Minister. 

J 
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Aber kaum eine andere der deutschen Hohen Schulen hat - und zu 
dieser Einschätzung stehen international ausgewiesene Wissen
schaftshistoriker - ungebrochen durch die Jahrhunderte eine solch 
universelle wissenschaftliche Produktivität erreicht wie diese, auf den 
Höhepunkten ihrer Entwicklung meistbesuchte unter den deutschen 
Universitäten. 
Ihre Hörsäle wurden früh zu einem weithin gerühmten geistigen 
Fechtboden mutiger Humanisten, die der feudalen Scholastik den 
Fehdehandschuh hinwarfen. 
Im Zeitalter der Aufklärung erhoben ihre Gelehrten Leipzig zur bedeu
tendsten Werkstatt wissenschaftlicher Literatur in Europa. 
Und in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erreichte unsere Uni
versität Weltgeltung, begründet durch eine Phalanx von Koryphäen, 
deren Namen noch heute - ich erwähne nur Wllhelm Ostwald und 
Wllhelm Wundt - in den internationalen Zentren der Wissenschaft 
ungetrübten Klang haben. 
Die Gründe für diese ausstrahlende Kraft, die Magister und Scholaren 
zu Hauf nach Leipzig zog - unter ihnen Agricola und Leibniz, Les
slng und Goethe, Robert Schumann und Richard Wagner - sind 
vielf(:iltiger Art. Aber ganz vorn in dieser Skala stehen das weltoffene 
Fluidum der Messen, die sich immer wieder erneuernde Verbindung 
von Wissenschaft und Musen und die wechselseitige Befruchtung 
von Gelehrtenturn und Buchdruck, von Bücherschreibern und 
Büchermachern. Diese dauerhafte, geradezu unitäre Konstellation 
von Kreativität befördernden Faktoren drückten der Universität ihren 
Stempel auf, gaben ihr ein unverwechselbares Profil. 
Aber dennoch sei es fern von uns, das überkommene Erbe mit einem 
Glorienschein zu umgeben. Wurde die Alma mater Lipsiensis bereits 
in den ersten Jahrhunderten ihrer Existenz von manchem Sturm 
gezaust, so blieb es dem Faschismus vorbehalten, die Quellen für 
wahrhafte Wissenschaft zu verstopfen und die Pforten der Universität 
am Ende brutal zu schließen. Am 5. Februar 1946 konnten sie- nach 
dem Sieg über den Hitlerfaschismus und der Befreiung unseres Vol
kes - wieder geöffnet werden. Der Beginn war schwer. Aber wenn 
heute, nach 40 Jahren, gar oft von der Universität Leipzig rühmend 
gesprochen wird, dann längst nicht mehr nur ob ihrer einstigen Welt
geltung, sondern auch und zunehmend ob ihrer Leistungsfähigkeit 
seit sie unter dem verpflichtenden Namen Karl Marx als sozialistische 
Universität ihren Weg wieder aufzunehmen begann. 
Als Beleg dafür stehen Arbeitsvereinbarungen mit 1 04 Universitäten 
und Wissenschaftszentren des Auslandes, über 20.000 ausländische 
Bürger, für die Leipzig das einladend geöffnete Tor zu den Gefilden 
der Wissenschaft wurde und mehr als 2.000 ausländische Wissen
schaftler, für die wir jährlich Gastgeber sind. 
Wir haben in der Weit Vertrauen erworben. Wir erwarben es, weil wir 
dem Bestimmenden im klassischen Gebäude der universitas litte
rarum, dem Ideal humanistischer Menschenbildung, der Völkerver
ständigung und vor allem dem Frieden zutiefst verpflichtet sind. 
Denn wenn heute der Vorrat an Wissen nicht nurfür das Leben in einer 
menschenwürdigen Welt, sondern auch für die Vernichtung der 
Menschheit eingesetzt werden kann, dann ist es allerhöchste Zeit, die 
Frage nach dem humanistischen Ethos der wissenschaftlichen Arbeit 
weltweit zum obersten Grundsatz zu erheben. 
Den Universitäten erwächst dabei - als höchsten Bildungsstätten 
ihrer Nation - generell und einer Universität auf deutschem Boden, 
von dem zwei verheerende Weltkriege ausgingen, darüber hinaus 
besondere Verantwortung. 
Dies mit der Autorität und Kraft der Wissenschaft bewußt zu machen 
und zwar eingedenk der Mahnung Bertolt Brechts, daß der "Sieg der 
Vernunft nur der Sieg der Vernünftigen sein" kann, ist- ganz im Sinne 
der großen humanistischen Traditionen dieser Hohen Schule und in 
Übereinstimmung mit der Friedenspolitik unseres sozialistischen 
Staates- oberste Maximeall unseres wissenschaftlichen Tuns. 
Ich bitte nunmehr den Dekan der Fakultät für Wirtschafts- und 
Rechtswissenschaft, Spectabilis Pätzold, das Wort zur Laudatio zu 
nehmen. 

Laudatio 
zur Ehrenpromotion von Herrn William Borm am 25. September 
1985, vorgetragen vom Dekan der Fakultät für Wirtschafts- und 
Rechtswissenschaft, 

Prof.Dr.sc.jur. E. Pätzold 

Hochverehrter Herr Borm! 

Die Kari-Marx-Universität Leipzig, die älteste Universität in der Deut
schen Demokratischen Republik, verleiht Ihnen heute, kurze Zeit 
nach und aus Anlaß Ihres 90. Geburtstages, durch die Fakultät für 

Wirtschafts- und Rechtswissenschaft des Wissenschaftlichen Rates 
die Würde eines Ehrendoktors der Rechtswissenschaft. 
Die höchste wissenschaftliche Ehrung, die eine Universität zu verge
ben hat, gilt Ihrem langjährigen, vielseitigen, wissenschaftliche 
Erkenntnisse in praktisches Denken und Handeln der Menschen 
umsetzenden Wirken, das Ihnen weltweit Anerkennung und Achtung 
eingebracht hat. Die Kari-Marx-Universität würdigt vor allem 
- Ihr streitbares Engagement um die Erhaltung des Friedens, 
- Ihr unermüdliches Wirken für Völkerverständigung, für den Abbau 

der Spannungen zwischen den Staatengruppen und das friedliche 
Zusammenleben der Völker, 

- Ihre realistische Einstellung zur Existenz von zwei deutschen Staa
ten, 

- Ihr von den Prinzipien des Liberalismus getragenes Eintreten für 
den Ausbau demokratischer Verhältnisse, für menschenwürdige 
Lebensbedingungen, einschließlich des Rechts auf Arbeit für alle, 

- Ihre wissenschaftlichen und publizistischen Arbeiten zu Lebensfra
gen unserer Zeit, die die Anwendung theoretischer Erkenntnisse 
vieler gesellschaftswissenschaftlicher Disziplinen in Ihrer langjähri
gen politisch-praktischen Arbeit bezeugen und beachtliche Aus-
strahlungskraft besitzen. . 

Wie Sie rückblickend selbst resümieren, ist Ihr Werdegang beileibe 
nicht geradlinig und konfliktfrei verlaufen. "in meinem langen Leben", 
so Ihre Worte, "habe ich Höhen und Tiefen deutscher Geschichte ... 
nicht nur beobachten, sondern zeitweise miterleiden, ansonsten aber 
mitgestalten können." Objektive Gegebenheiten und persönliche 
Umstände verflochten sich dabei - wie bei den meisten politisch 
wachen und aktiven Menschen - zu einem zuweilen verwirrenden 
Knäuel, das Sie- so glaube ich sagen zu dürfen- dem Anspruch der 
geschichtlichen Entwicklung Rechnung tragend, positiv zu lösen ver
mochten. 
Dem kam gewiß Ihr selbst formulierter Lebensgrundsatz zugute: "Ich 
habe gelernt, das eigene kleine Schicksal nicht zur Maxime des allge
meinen politischen Handeins werden zu lassen." 
Am 7. Juli 1895 in Harnburg geboren, bei einem Onkel in Bautzen 
erzogen und dort im Jahre 1914 am traditionsreichen Gymnasium das 
Notabitur abgelegt, war es eigentlich Ihr Wunsch, an der hiesigen Uni
versität die Rechte zu studieren. Das und die damit determinierte 
berufliche Entwicklung haben der 1. Weltkrieg und seine Folgen ver
hindert. Statt dessen forderte die Situation Ihren Eintritt in das väterli
che Geschäft, der 1921 auch den Abbruch des 1919 aufgenommenen 
Studiums der Nationalökonomie an der jetzigen Humboldt-Universi
tät zu Berlin zur Folge hatte. 
Dadurch und durch die spätere Gründung einer eigenen Firma wurde 
die Wirtschaft Ihr langjähriges Betätigungsfeld. Aus dieser Zeit haben 
Sie wohlihr sensibles und zugleich kritisches Verhältnis zum ökono
mischen Fortschritt übernommen. 
ln Ihrer politischen Gesinnung und Haltung waren Sie von Anfang an 
und sind Sie noch heute - nachdem Sie sich (ich verwende hier, wie 
im Folgenden noch oft, Ihre freundliche Erlaubnis unterstellend, Ihre 
eigenen Worte) in der Weimarer Zeit aus Vernunft vom Monarchisten 
zum Republikaner gewandelt hatten - ein Liberaler. Dabei sind 
Humanismus, gesellschaftlicher Fortschritt, Demokratie, soziale 
Sicherheit für alle, Völkerverständigung und Friedensliebe wesentli
che Attribute Ihres modernen Liberalismus. ln den Jahren von 1924-
1933 gehörten Sie - ohne politisch hervorzutreten - der Deutschen 
Volkspartei an. Nach dem Ende des 2. Weltkrieges zählten Sie 1945 
zu den Mitbegründern der Liberal-Demokratischen Partei Deutsch
lands in Berlin. Später waren Sie führend in der Freien Demokrati
schen Partei tätig. Ab 1960 gehörten Sie dem F.D.P.-Bundesvorstand 
an und waren u.a. von 1965-1972 Vertreter von Berlin (West) im Bun
destag der BAD und zugleich dessen Alterspräsident. Am 12. Novem
ber 1982 erklärten Sie aus Gewissensgründen Ihren Austritt aus der 
F.D.P. Die Motive dafür haben Sie in Ihrer öffentlichen Erklärung aus
führlich begründet. 
Gestatten Sie, hochverehrter Herr Borm, daß ich nach dieser im Rah
men einer Laudatio verständlicherweise gerafften Skizze Ihres beruf
lichen und politischen Weges Ihre aus Anlaß der Ehrenpromotion 
besonders zu würdigenden, summarisch bereits anfangs umrissenen 
Leistungen - ebenfalls in gebotener Kürze - etwas näher beleuchte. 
Sie gehören zu den wenigen lebenden Persönlichkeiten, die bewußt 
die zwei verheerendsten Kriege in der Geschichte der Menschheit 
miterlebten. Geblendet durch den von den Herrschenden hochge
peitschten Chauvinismus waren Sie als Kriegsfreiwilliger in den ersten 
Weltkrieg gezogen, mußten aber - wie Sie sich erinnern - "langsam 
die Fragwür,digkeit vieler Worte erkennen". Der von den deutschen 
Faschisten angezettelte und so hohen Blutzoll von allen beteiligten 
Völkern fordernde zweite Weltkrieg ließ in Ihnen die welthistorisch 
bedeutsame Lehre reifen: 
"Nie wieder darf von deutschem Boden ein Krieg ausgehen, nie wie
der darf aber auch eine Politik betrieben werden, welche Kriege 
begünstigt. Nie wieder dürfen bürgerliche Freiheiten mit Füßen getre-
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ten werden. Aber dieses kompromißlose ,Nie wieder!' reicht noch 
nicht aus. Deutsche Polit ik hat positiv zu sein. Sie hat allzeit und an 
jedem Ort an der Sicherung des Friedens zu arbeiten, sie hat einzutre
ten für die Verwirklichung von Menschenrechten und Demokratie. Die 
Lebensinteressen des jeweils anderen sind genauso wichtig zu neh
men wie die eigenen. Das ist der bleibende Auftrag des 8. Mai 1945, 
der Tag für Tag der zeitgemäßen Erfüllung bedarf." 
Als vor wenigen Jahren Kräfte darangingen, unsere Erde an den Rand 
eines neuen, diesmal nuklearen Weltenbrandes zu führen, als - wie 
Sie schreiben - .,in den Vereinigten Staaten ... offen über führbare, 
begrenzbare und gewinnbare Atomkriege ... natürlich nicht auf heimi
schem Gebiet" philosophiert wurde, erhoben Sie gleich vielen an der 
Bewahrung des Friedens Interessierter Ihre mahnende Stimme gegen 
diese gefährlichen, antihumanen Pläne. Dieses Ihr Engagement 
erwuchs aus der Erkenntnis, daß die Existenz der Atombombe und 
der unermeßlichen Arsenale atomarer Vernichtungsmittel keine Alter
native zur Friedenspolitik zuläßt, denn jede globale nukleare Ausein
andersetzung hätte mit Sicherheit die völlige Zerstörung und die phy
sische Vernichtung der Menschheit zur Folge. Energisch kritisierten 
Sie das einer Friedensordnung widersprechende Streben nach ato
marer Planung und Strategie und den außer Kontrolle geratenen 
Rüstungswettlauf und die Stationierung neuer amerikanischer Mitlei
streckenraketen in Europa. Von Anfang an verurteilten Sie den NATO
Raketenbeschluß und die Ablehnung der Verhandlungsangebote der 
UdSSR durch die NATO mit der wider besseres Wissen abgegebenen 
Begründung, es handele sich um Propagandatricks. Sie wiesen nach, 
daß Sicherheit im Atomzeitalter, vor allem europäische Sicherheit, 
die, bezogen auf Westeuropa, keineswegs immer mit den Sicher
heitsinteressen der USA identisch ist, nur gemeinsame Sicherheit, 
Sicherheit mit der Gegenseite sein kann und nicht gegen diese. 
Ihrer Lebensmaxime entspricht, daß Eintreten für den Frieden nicht 
nur verbales Bekenntnis bleiben darf, sondern aktives politisches 
Engagement erfordert. ln diesem Sinne unterstützten Sie folgerichtig 
den Krefelder Appell, der wichtige Akzente für die Friedensbewegung 
setzte. 
Zur Frage der Existenz von zwei deutschen Staaten gewannen Sie -
ungeachtet mancher schwerer und persönlicher Erfahrungen und 
zum Teil vielleicht gefördert durch diese- schon frühzeitig eine reali
stische Einstellung. Bereits 1963 legten Sie der Öffentlichkeit einen 
aufsehenerregenden, weitsichtigen Plan zur Normalisierung der 
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Beziehungen zwischen beiden Staaten vor. 1968 gehörten Sie zu den 
Vätern des von der F.D.P. beschlossenen Generalvertragsentwurfs. 
Damit stellten Sie sich in die Reihe derer, die der Politik des Kalten 
Krieges, der Nichtanerkennung des status quo und des Revanchis
mus eine entschiedene Absage erteilten und das Feld für den späte
ren Grundlagenvertrag zwischen der DDR und der BAD, der sich in 
den Beziehungen zwischen ihnen voll bewährt hat, vorbereiten halfen. 
Für die Zukunft der beiden deutschen Staaten betrachteten Sie die 
Wiederherstellung des Vergangenen, konkret die Wiedervereinigung 
durch eine westliche .. Politik der Stärke" mit der Unterordnung der 
DDR unter das politische und staatliche System der Bundesrepublik, 
als gefährliche Illusion. Dieser antiquierten, politisch gefährlichen 
Position stellten Sie die Forderung nach Anerkennung der DDR, der 
Durchsetzung der Entspannungspolitik und der Gleichberechtigung 
zwischen beiden deutschen Staaten entgegen. Mit diesen Prämissen 
einer realistischen Politik halten Sie die in offiziellen politischen Krei
sen immer wieder und in letzter Zeit besonders oft gebrauchten Paro

.len vom .. Fortbestand des deutschen Reiches", von der .,offenen 
deutschen Frage" oder von der., Vorläufigkeit der bestehenden Gren
zen bis zu einem Friedensvertrag" für unvereinbar. 
Den gleichen klaren Blick besaßen Sie in einer weiteren Lebensfrage 
unserer Zeit: der vorurteilsfreien Bewertung der Außenpolitik der 
Sowjetunion und der Absage an grobe antikommunistische Positio
nen. in Ihrem Beitrag .,Endlich die Lehren aus der deutschen 
Geschichte ziehen" formulierten Sie: .,Ungebrochen dagegen ist die 
Wirkung des vulgären Antikommunismus, der die voruteilsfreie Sicht 
politischer Gegebenheiten seit nunmehr fast sieben Jahrzehnten, seit 
der Oktoberrevolution 1917, nachhaltig behindert. Themas Mann hat 
diesen Antikommunismus treffend als ,Grundtorheit unseres Jahr
hunderts' gekennzeichnet. Die Faszination dieses Gespenstes, die im 
Irrationalen wurzelnde Übersteigerung der ,sowjetischen Bedrohung' 
hat dennoch nicht nachgelassen. Sie ist auf beiden Seiten des Atlantik 
ein bewährtes Mittel zur Disziplinierung." 
Die Entwicklung der Demokratie war Ihnen, Ihrer liberalen Grundposi
tion entsprechend, in theoretischer Durchdringung und praktischer 
Realisierung immer ein besonderes Anliegen. Wie aus Ihren Publika
tionen ersichtlich, bewegte Sie außerordentlich der nach 1918 
gescheiterte Versuch, ein demokratisches Deutschland aufzubauen, 
weil die durch die Weimarer Verfassung ausdrücklich eröffnete Mög
lichkeit zur Entmachtung bestimmter Schlüsselpositionen nicht 
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genutzt und die konservativen Machtpositionen von Junkerturn und 
Schwerindustrie unangetastet und die Sozial- und Wirtschaftsräte 
nicht real wurden. Sie analysierten unter demokratischen Aspekten 
die Ursachen, die den Weg zum Hitlerfaschismus eröffneten, und seit 
4 Jahrzehnten sind Sie um die Verwirklichung der vom Grundgesetz 
der BAD proklamierten bürgerlichen Demokratie bemüht. Zugleich 
kämpfen Sie angesichts der anhaltenden Arbeitslosigkeit von Millio
nen Werktätigen, des sozialen Abbaus und der Ausgrenzung der wirt
schaftlich schlecht Gestellten aus der Gesellschaft um Arbeit und 
menschenwürdige soziale Sicherheit als grundlegende Menschen
rechte und unabdingbare Voraussetzungen für echte Demokratie. 
Ihre Auffassungen, Erkenntnisse und Bekenntnisse haben Sie, hoch
verehrter Herr Borm, in zahlreichen Aufsätzen und Schriften, Inter
views und Erklärungen publiziert. Zu erwähnen vermag ich hier nur 
einige Arbeiten der jüngsten Zeit und zwar (in chronologischer Folge) 
- die "Thesen zu einer europäischen Friedensordnung", in der Reihe 

"Aus Politik und Zeitgeschichte", Bonn, 1980; 
- die Abhandlung "Der Streit um den Frieden", in "Frieden in 

Deutschland", München 1982; 
- der Aufsatz .. Nur Taten zählen, die Zukunft der Liberalen", in .. Das 

liberale Gewissen", Reinbeck, 1982 und 
- die viel beachtete prinzipielle Publikation "Endlich die Lehren aus 

der deutschen Geschichte ziehen; Gedanken zur 40. Wiederkehr 
des 8. Mai 1945", in den "Blättern für deutsche und internationale 
Politik", Heft 5/1985. 

Mit Ihren profunden Analysen und Aussagen haben Sie hochbedeut
same Grundanliegen der Wissenschaft erfüllt: 
- Sie haben neue und gewichtige Aspekte gesellschaftswissen

schaftlicher Forschungen aufgegriffen und beantwortet. 
- Sie haben der wissenschaftlichen Arbeit auf dem Gebiet der 

Rechtswissenschaften und namentlich des Völkerrechts und der 
Internationalen Beziehungen spürbare Impulse gegeben. 

- Sie haben mit Ihren Publikationen und Erklärungen den Bürgern 
Ihres Staates in Lebensfragen unserer Zeit Orientierungshilfen in 
die Hand gegeben. 

- Sie haben wissenschaftliche Erkenntnisse - wie es dem Sinn jedes 
wissenschaftlichen Suchens entspricht - in hervorragender Weise 
in der praktischen Gesellschaftsarbeit umzusetzen verstanden. 

Die Zeit gebietet mir, an dieser Stelle die Würdigung Ihres Lebenswer
kes abzubrechen. Einer Laudatio gemäß waren nur einige Konturen 
Ihres Wirkans und Schaffens zu zeichnen; ein vollständiges Bild Ihres 
bereits 9 Dezennien währenden schöpferischen und kämpferischen 
Lebens vermag sicher kaum jemand zu gestalten. 
Es ist nicht vielen gegeben, in der zweiten Hälfte Ihres Lebens poli
tisch so aktiv und maßstabsetzend wie Sie wirken zu können. Das 
hohe Ansehen, das Ihnen entgegengebracht wird, ist nicht zuletzt 
Ihrer persönlichen Lauterkeit geschuldet, der Sietrotz mancher unge
rechtfertigter Anwürfe, stets treu geblieben sind. ln diesem Kontext 
sei an den von Ihnen formulierten Leitsatz erinnert: 
"Wenn Du ein Leben voller Anfeindungen und Diffamierungen führen 
willst, so handle nach Deinem Gewissen. Der Lohn dafür ist die sonst 
unerreichbare aequitas animi." 
Die Kari-Marx-Universität, dem humanistischen Auftrag der Wissen
schaft folgend und die Lehren der Geschichte beherzigend, würdigt in 
Ihnen vornehmlich Ihr diesen Zielen dienendes langjähriges konse
quentes und einflußstarkes Wirken für die Sicherung des Friedens, 
den Erfolg der Völkerverständigung und die Durchsatzung der Politik 
der friedlichen Koexistenz in der Weit und namentlich zwischen den 
beiden deutschen Staaten. 
Die Kari-Marx-Universität verbindet mit der Verleihung des höchsten 
wissenschaftlichen Ehrentitels einer Alma mater, den "doctor honoris 
causa", hohe Anerkennung und Achtung Ihrer politischen und wis
senschaftlichen Leistungen sowie Ihrer Person und bekundet, daß sie 
es als Ehre für sich betrachtet, Sie zu Ihren Ehrendoktoren zählen zu 
dürfen. 

Deswegen wollen wir 

Gerechtigkeit und Frieden 
William Borms Rede 

anläßlich des Festaktes in Leipzig 

Friede ist angesichts der technischen Massenvernichtungsmittel 
heute Voraussetzung für das Überleben der Menschheit schlechthin 
.und damit auch für Deutschland. Diesem Deutschland fühle ich mich 
zutiefst verbunden. Wir Deutschen können heute in beiden Weltlagern 
dem Frieden dienen. Wir sollten diese uns durch die Teilung gege
bene Möglichkeit als einmalige Chance begreifen, um nach so man
chen Irrwegen vor der Geschichte bestehen zu können. 
Die Weit wandelt sich gründlich. Die Technik hat den Globus klein 
gemacht, die Menschheit wächst beängstigend schnell. Die Zeit der 
sich selbst genügenden Nationalstaaten ist mindestens in Europa 
endgültig vorbei, selbst die Weltmächte schließen sich in getrennten 
Bündnissystemen zusammen. Ihre Zusammenschlüsse sind antago
nistisch, sie verkörpern zwei gesellschaftliche Ordnungssysteme. 
Das eine will den Staat nach Möglichkeit weitgehend aus allem her
aushalten, besonders aus dem nationalen und internationalen Wirt
schaftsleben zugunsten einer sich selbst regulierenden Marktwirt
schaft. Das andere will dem Staat dagegen ein weitgehendes Pla
nungs- und Weisungsrecht auf allen Gebieten zuweisen, wiederum 
bevorzugt in der Ökonomie. Auf die Begründungen beider Positionen 
kann hier verzichtet werden. 
Es ist das Grundproblem unserer Zeit, daß der unvermeidliche Wett-

streit der beiden Systeme nicht zu lebensvernichtender Gewaltan
wendung führt, sondern beiderseits dem Ablauf der Geschichte über
lassen wird. Koexistenz kontra Alleinherrschaft. 
Wem wird die Zukunft gehören? Die Weit steht am Scheidewege. Der 
letztlich entscheidende Faktor wird der Wert sein, der dem einzelnen 
Menschen zugemessen wird. Wird er zum Objekt degradiert oder ist 
er und sein Schicksal der Maßstab allen Geschehens? 
Die Situation von heute ist bisher einmalig: Die Folgen der anstehen
den Entscheidungen sind global und, sollten Waffen eingesetzt wer
den, so würden Vernichtungsmittel verwendet werden, die dem 
Leben auf der Erde ein Ende setzen können. Der Mensch hat eine 
technisch hochentwickelte Weit geschaffen, seine sittlich-moralische 
Entwicklung aber hat damit nicht Schritt gehalten. Dem trägt die stän
dig wiederholte Bereitschaft der Weltmächte Rechnung, auf die Kern
energie als Kampfmittel völlig zu verzichten und die vorhandenen 
Bestände zu verschrotten - natürlich auf Gegenseitigkeit. Und diese 
Bereitschaft auf Gegenseitigkeit ist, bisher wenigstens, nicht vorhan
den. Das ist die erste sachliche Feststellung, von der auszugehen ist. 
Die Gegenseitigkeit im Verhältnis der beiden Weltmächte ist für die 
Sicherung des Weltfriedens auf allen Gebieten das entscheidende 
Kriterium. Sie verpflichtet diese, daß sie sich stets ihrer Verantwor-



tung gemäß verhalten. Wenn ich mich nun in meinen Betrachtungen 
vorzüglich mit den USA und dem übrigen Westen kritisch auseinan
dersetze, so, weil ich die Verhältnisse dort aus eigener Kenntnis beur
teilen und weil ich nur dort vielleicht ein weniges bewirken kann. Vieles 
deutet darauf hin, daß die Sowjetunion in geschichtlichen Zusam
menhängen denkt und nicht in kurzlebigen Tagesvorteilen. Würde 
ihre Politik davon bestimmt, übernähme sie eine schwere Verantwor
tung der Menschheit gegenüber. Auch sie ist gefordert. Von ihren 
guten Nerven hängt mehr ab, als nur ihre eigenes Schicksal. 
ln Genf wird derzeit wieder über atomare Abrüstung verhandelt, nie
mand weiß mit welchem Ausgang. Ich halte das Wort Abrüstung für 
unpräzis, weil Abrüstung im Sinne von Verminderung und beiderseiti
ger Begrenzung diese nuklearen Vernichtungspotentials in der Sache 
überhaupt nichts bewirkt. Man schätzt, daß mit dem vorhandenen 
Potential die Erde vierzehnmal vernichtet werden könnte. Was würde 
sich ändern, wenn bei Halbierung der Vorräte als Höchstgrenze die 
Erde nur noch siebenmal unterginge? Atomare Abrüstung ist nur sinn
voll als Synonym für die weltweite Abschaffung der entsprechenden 
KampfmitteL Natürlich ist das nicht sofort und mit einem Schritt 
erreichbar. Immerhin weist Genf die Richtung. Das ist die zweite 
Erkenntnis. 
Bewußt wurde die Apokalypse der atomaren Vernichtung an den 
Anfang gestellt, um das Maß der Verantwortung zu veranschaulichen, 
welches die Mächtigen der Weit tragen. Als Exponenten der gespalte
ten Weit stehen sich heute die beiden Weltmächte Sowjetunion und 
Vereinigte Staaten von Amerika gegenüber. Ich habe die Geburtswe
hen der Sowjetunion 1917 im Schützengraben und die Verbrüde
rungsszenen miterlebt Deren sofortige Verbote unsererseits habe ich 
damals nicht verstanden, auch nicht, daß der Krieg weiterging. Ich 
war unpolitisch und gutgläubig. Erst die Erfahrungen mit Hitler öffne
ten mir endgültig die Augen. 
Mit den Methoden, Anschauungen und Machtmitteln der Vergangen
heit soll heute ein Gesellschaftsprozeß globalen Ausmaßes entschie
den werden, der sich diesen Instrumentarien entzieht. Der Sozialis
mus war anfangs in erster Linie ein geistiger Prozeß. Und den Geist 
kann man mit Mitteln der Gewalt auf die Dauer nicht unterdrücken. 
Das ist die dritte Erkenntnis, die es zu berücksichtigen gilt. 
Der entartende Kapitalismus bringt von seiner Natur her keinerlei Ver
ständnis dafür auf, daß die Macht des Geistes der Materie nicht nur 
unvergleichlich überlegen ist, sondern daß diese erst durch den Geist 
Substanz gewinnt. Soldaten mögen zeitweilig in der Vorhand sein, auf 
Dauer obsiegen können sie nicht. Die Bauern leben fort, derTruchseß 
von Waldburg ist aus dem Gedächtnis getilgt. Nach dem 30jährigen 
Kriege blieben beide Konfessionen trotz des vergossenen Blutes 
nebeneinander bestehen. Der mitteleuropäische Raum aber und 
damit das Wohngebiet der Deutschen wurde verwüstet und men
Schenleer. Diesmal wäre von der Verwüstung unser gesamter Erdteil 
Europa betroffen, und das, wozu man seinerzeit 30 Jahre brauchte, 
würde heute in Stunden und dazu noch total ablaufen. Die übrige Weit 

. würde erst später in Dunkelheit und Kälte erstarren. Cui bono? Mit 
Sicherheit keinem einzigen Europäer. Das ist die vierte Erkenntnis. 

Welche Folgerungen sind zu ziehen? 

Es steht die Frage, welche Folgerungen l;:uropa daraus ziehen sollte. 
Die Sowjetunion ist der eigentliche Gegenpol der USA, sie ist es, wel
che die Pfeile auf sich zieht, sie wird hingestellt als der Ursprung alles 
Bösen, auf den jedes Übel dieser Weit zurückzuführen sei. Das findet 
- und darin liegt die Gefahr- heute nach der Vertreibung aus Vietnam 
und nach dem Desaster von Watergate bei der Mehrheit der Amerika
ner gläubige Zustimmung, die auch in deren Wesensart begründet ist, 
welche von der europäischen abweicht. Die Amerikaner sind von der 
Weite ihres Landes geprägt, sie leben in "Gods own country" als dem 
Mittelpunkt der Weit, sie möchten mit missionarischem Eifer dieser 
Weit die Segnungen des "american way of life" aufnötigen. Daß sie im 
allgemeinen freundlich, sogar herzlich und hilfsbereit sein k.5nnen, ist 
die andere Seite ihres Wesens. 
Die Sowjetunion muß sich gegen Hetzkampagnen und böswillige 
Unterstellungen verständlicherweise zur Wehr setzen. Aber derartige 
Antipositionen erzeugen mit der Zeit ein friedensfeindliches Klima, 
das den Ausgleich der Interessen auf dem Verhandlungswege nach
haltig behindert. Wenn auf dem Gebiet der materiellen Abrüstung 
überhaupt etwas erreicht werden soll und kann, muß dem die Bereit
schaft zur geistigen Abrüstung vorangehen. 
Krieg oder Friede, davon hängt die weitere Existenz der Menschheit 
ab. Und würde das Potential an Mordgeräten vervielfacht, der Friede 
würde in gleichem Maße zunehmend labiler. Mit militärischen Mitteln 
allein ist der Friede heute nicht mehr zu sichern. Pazifisten fordern 
deswegen die sofortige Abschaffung jeden Militärs, das ist schlicht 
blauäugige Utopie und damit irreal. Wenn aber Militär allein den Frie
den nicht mehr sichern kann, was hat dann zu geschehen? Die Ant
wort ist so einfach wie überzeugend: Friede heute ist, wenn über
haupt, nur durch eine friedenswillige und friedensgeeignete Politik zu 
schaffen und abzusichern. ln welchem Umfang können die beiden 
deutschen Staaten dazu ihren Beitrag leisten? 
Wiederum stehen am Anfang der Wille und der Geist. Meine Antwort 
auf die Frage nach deren Inhalt entspricht meinem Verständnis von 
Liberalität. Sie lautet: Die berechtigten Lebensinteressen des anderen 
haben die gleiche Bedeutung und haben Anspruch auf die gleiche 
Beachtung wie die eigenen. 
Zyniker spotten darüber. Die Geschichte jedoch trägt dem Rechnung. 
Der Friede von Versailles war, wie bislang üblich, ein rückwärts 
gerichteter Vergeltungsakt Für Hitler war gerade dies das wirkungs
vollste Propagandainstrument Der Wille, aus den Irrwegen der Ver
gangenheit Lehren für die Zukunft zu ziehen oder der Unwille entlarvt 
erbarmungslos die Heuchler. 

Leben im "gemeinsamen Haus" 

Reminiszenzen weisen die Richtung, in der ein Weg angelegt werden 
sollte, der Weg selbst sind sie nicht. Wir Europäer dürfen uns nicht 
übernehmen, auch müssen wir beim Bau eines gemeinsamen Hauses 
mit dem Fundament beginnen. Ich wiederhole das Wort "gemeinsa
mes Haus". Ob wir es wahrhaben wollen oder nicht, alle europäischen 
Völker leben angesichts der heute vorhandenen technischen Vernich
tungsmöglichkeiten in unlösbarer Schicksalsgemeinschaft. Dem ist 
Rechnung zu tragen. Der damalige Pessimismus Einsteins darf nicht 
unser Zukunftsdenken bestimmen, der sagte: "Die Atombombe hat 
alles verändert, nur das menschliche Denken nicht." 
Wenn dem so bliebe, mag das denen zu Paß kommen, die - wie sie 
meinen -weit vom Schuß, in den Europäern machtpolitisch und öko
nomisch die Hauptkonkurrenten sehen und die Nutzen für sich erwar
ten, wenn deren Zwistigkeiten untereinander ihre Kräfte schwächen. 
Im Interesse des Überlebens steht die Wahrheit, daß Europa vom Ural 
bis zum Atlantik entweder gemeinsam lebt oder gemeinsam unter
geht. Demzufolge müssen die Europäer schon aus Gründen der 
Selbsterhaltung eine Politik betreiben, die dieser Schicksalsgemein
schaft Rechnung trägt. "Europa den Europäern." Was das in der Pra
xis bedeutet, ist vielschichtig und geht weit über den Rahmen der 
heutigen Betrachtungen hinaus. 
Mitten hineingestellt in die Entwicklung Europas ist das Schicksal der 
Deutschen. Wir fragten vorher, welchen Beitrag die beiden deutschen 
Staaten für den Frieden leisten können. ln der Tat, diese Frage hat für 
jeden Deutschen vordringliche Bedeutung, denn Deutsche waren es, 
aus deren Mitte durch Hitler der Friede mutwillig gebrochen wurde. 
Ich anerkenne und würdige, daß die Neuauflage des Faschismus in 
der DDR ausgeschlossen ist, aber reicht das aus? Ich glaube, daß die 
Weit einen Anspruch auf besondere Leistungen zur Wahrung des 
Friedens gegenüber derjenigen Nation hat, durch die das Morden 
ausgelöst wurde. 
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Die unterschiedlichen Auffassungen der Bundesrepublik Deutsch
land und der Deutschen Demokratischen Republik zur nationalen 
Frage bestehen fort. Die Positionen beider Seiten sind zu respektieren 
und lassen sich nur durch gemeinschaftliche Übereinkunft annähern 
oder überbrücken. Die grundsätzlichen Meinungsunterschiede in der 
nationalen Frage dürfen uns aber nicht hindern, gemäß dem Grundla
genvertrag und damit im Geist konstruktiver zwischenstaatlicher 
Zusammenarbeit gutnachbarliche Beziehungen zu entwicklen und, 
jeder an seinem Platz, zur Sicherung des Friedens aktiv beizutragen. 
Aus tiefster Überzeugung fühle ich mich der Verfassung der Bundes
republik Deutschland verpflichtet. Das Grundgesetz geht davon aus, 
daß das deutsche Volk in den Ländern der heutigen Bundesrepublik 
Deutschland von dem Willen beseelt sei: 
1. die nationale Einheit zu wahren, 
2. die staatliche Einheit zu vollenden, 
3. dies in einem vereinten Europa, 
4. um so dem Frieden der Weit zu dienen. 
Das war im Mai 1949. Und was hat die bundesdeutsche Politik daraus 
gemacht? Sie hat sich als erstes auf die staatliche Einheit versteift, 
die, wenn überhaupt, nur am Ende einer langen Entwicklung stehen 
kann. Die christlich-demokratisch geführten Regierungen haben in 
der Realität die Wege zu einer staatlichen Einheit verbarrikadiert, 
indem sie dem Gedanken der nationalen Einheit tagtäglich zuwider 
handeln. 

Die nationale Einheit 

Nationale Einheit, was ist darunter zu verstehen, und wie wird sie 
erlebt? Unzweifelhaft gehören das gemeinsame kulturelle Erbe und 
die gemeinsame Geschichte dazu, natürlich auch die Sprache. 
Goethe und Schiller gehören allen Deutschen, und auch der preußi
sche Friedrich steht wieder auf seinem alten Platz. Auch Bert Brecht 
und Anna Seghers sind gleichermaßen gesamtdeutsch wie der kürz
lich verschiedene Heinrich Böll, mit dem ich mit meinen damals 86 
Jahren in Mutlangen gegen die Aufstellung amerikanischer Raketen 
tagelang demonstriert habe. 
Nationale Einheit empfinde ich in der Freude über den Wiederaufbau 
des sinnlos zerstörten Dresden genau so wie über den meiner Vater
stadt Hamburg. Als Deutscher war ich stolz auf die Wiedereröffnung 
der Semper-Oper, bei der die Weit zu Gast war. Die Herstellung staat
licher Einheit ist ein Akt, der die nationale Einheit dokumentiert, nicht 
aber begründet. ln diesem Geist können wir ohne Scheu in Gemein
samkeit dem Frieden Europas dienen, im Bewußtsein, daß Krieg nie 
im Interesse der Völker liegt, die ihn zu führen und unter dessen Fol
gen zu leiden haben. 
Ich fühle mich Gustav Stresemann verpflichtet, der in seiner Rede vor 
der Völkerbundsversammlung in Genf am 9. September 1929 sagte: 
"Wir haben die nüchterne Aufgabe, die Völker einander näherzubrin
gen, ihre Gegensätze zu überbrücken." Und weiter sagte er: .. Es han
delt sich um eine harte Arbeit vorwärtszukommen, diese Gegensätze 
zu vermindern und uns jenem Zustand zu nähern, den wir alle erhof
fen. Auch diese Arbeit wird nicht durch Elan und Hurra allein sich 
lösen lassen." 
Im Interesse West-Berlins gingen der damalige Regierende Bürger
meister und Vorsitzende der dortigen SPD, Willy Brandt, und ich als 
Vorsitzender der Berliner FDP 1963 eine sozial-liberale Koalition ein 
mit dem erklärten Ziel, sie auf Bonn zu übertragen. Diese Koalition 
führte zu den Ostverträgen. Ein stets zuverlässiger Mitstreiter im klei
nen offiziellen Beratungskreis war übrigens unser heutiger Bundes
präsident von Weizsäcker. Sicherlich waren und sind die Verträge ein 
Ereignis von globaler Bedeutung, der Elan jedoch ist erlahmt. Heute 
gewinnen die neuen Deutschnationalen, die nichts gelernt und nichts 
vergessen haben, wieder bedenklich an Einfluß, so daß höchste Auf
merksamkeit erforderlich ist. Wer als Deutscher dem Frieden dienen 
will, muß in beiden deutschen Staaten rechtzeitig Alarm schlagen, 
wenn es geboten ist. 
Das Grundgesetz der Bundesrepbulik Deutschland statuiert weiter, 
daß es der Wille des Volkes sei, in einem vereinten Europa dem Frie
den der Welt zu dienen. Wie manifestiert sich nun dieser Wille von 
Anfang an? Soviel ich weiß, endet Europa am Ural und nicht an der 
Eibe. Das Mühen um europäische Einigung endet für die Regierungen 
der Bundesrepublik Deutschland viel zu oft exakt an diesem Strom, 
so als ob das, was dahinter liegt, wohl nicht mehr zu Europa gehöre. 
Der Zusammenhang, daß ein geeintes Europa dem Frieden der Welt 
diene, sollte selbstverständlich sein. Aus der deductio ex contrario 
ergibt sich aber logisch, daß Feindschaft gegen die Sowjetunion und 
ihre Verbündeten zugleich friedensfeindlich ist. Es darf mit Genugtu
ung zur Kenntnis genommen werden, daß als ein Grundprinzip der 

Politik der DDR herausgestellt wird, daß von deutschem Boden n1e 
wieder Krieg ausgehen darf. Das schließt nich nur jeden Griff zu den 
Waffen zu Aggressionszwecken aus, sondern umfaßt auch eine Poli
tik, die sich vorzüglich an der Sicherung des Friedens orientiert. 
Ein gutes Einvernehmen zwischen Deutschen und Russen ist seit je 
eine unverzichtbare Garantie für den Frieden in Europa. Heute wird 
mit schöner Regelmäßigkeit auf die russische Gefahr hingewiesen, 
weil dort unaufhaltsam gerüstet werde, um die Welt durch Aggression 
zu erobern. Mit Sicherheit folgt dann in einem zeitlichen Abstand die 
Forderung nach Gegenmaßnahmen. Auch bei dem Wahnsinnsprojekt 
der Militarisierung des Weltraums wurde der Hinweis auf vorangegan
gene sowjetische Forschung nicht unterlassen. So primitiv und abge
griffen der prinzipielle Antikommunismus auch ist, er tut immer wieder 
seine Dienste, bereits in der dritten Generation. 

Entscheidung über die Existenz der Menschheit 

Die Frage Krieg oder Friede bringt, seit es Massenvernichtungsmittel 
gibt, vermutlich die Entscheidung über die Existenz der Menschheit. 
Manche glauben nun, daß man diese Entscheidung abwarten solle, 
vielleicht hätte jedes Engagement sowieso keinen Sinn mehr. Sol
chem Fatalismus darf man nicht verfallen, besonders nicht, weil es 
genügend Kräfte auf der Weit gibt, nicht zuletzt in den USA, die sich 
dem drohenden Unheil widersetzen, und zwar nicht nur als einfache 
Staatsbürger. Auch Parlamente und Regierungen verhalten sich ver
antwortlich. Noch ist also nichts verloren. Wir sollten uns dem ange
messen verhalten, etwa wie Martin Luther, der sagte: .. Und wenn mor
gen die Welt unterginge, so würde ich heute noch ein Apfelbäumchen 
pflanzen!" Wir können den Untergang verhindern, also haben wir auch 
kein Recht, die Hände resignierend in den Schoß zu legen. 
UnserEuropa schwebt in Lebensgefahr, diese zu bannen, ist die vor
dringliche Aufgabe. Ist diese gelöst, so tritt das Dauerproblem wieder 
in den Vordergrund, daß in Europa zwei gesellschaftliche Systeme in 
engster Berührung nebeneinander bestehen. Auch das Sicherheits
problem wird dadurch beeinflußt, was nicht verwundert, denn grund
sätzliche Entscheidungen stehen an für künftige Jahrhunderte. Es 
wäre unverantwortlich, auf gesellschaftlichem Gebiet eine Lösung 
durch Waffen ins Auge zu fassen, weder um Bestehendes durch 
Gewalt zu konservieren, noch um Werdendes zu erzwingen. 
Ein wahrhaft Liberaler ist aufgeschlossen für die Zukunft. in der 
Öffentlichkeit wird er immer verkannt, weil der Begriff .. liberal" besetzt 
wird von lnteressenvertretern, die alles andere sind als liberal. Ihr 
Hauptanliegen ist die Förderung des Besitzes, den sie von allen Aufla
gen freistellen möchten, damit er ungehindert seinen Vorteil suchen 
kann . Daß diese Einseitigkeit eine Todsünde wider die wahre, nicht 
interessengebundene Liberalität ist, ficht sie nicht an. Ich glaube, 
diese Klarstellung Ihnen schuldig zu sein, denn ich wäre der Ehrung 
durch Sie unwürdig, stünde ich als einseitiger Parteigänger der Ver
gangenheit vor Ihnen. 
Ich hoffe mich mit Ihnen weitgehend einer Meinung, daß jede Gesell
schaft, die Bestand haben soll, bestimmten Faktoren genügen muß. 
Schon Plato wußte das, ebenso in der Moderne die Vordenker der 
französischen Revolution und nicht zuletzt die Klassiker des Sozialis
mus, deren Ziele allerdings weiter gesteckt sind als die des liberalen 
Vordenkers Friedrich Naumann. Dieser wollte um die Jahrhundert
wende aus Industrieuntertanen Industriebürger machen. Systemim
manenz oder Systemveränderung, darum geht es im Grunde. 
Wie immer die Entwicklung verlaufen wird, unverzichtbar bleiben für 
mich die Minimalforderungen: 
1. Freiheit des Geistes, 
2. soziale Gerechtigkeit, 
3. Gleichheit vor dem Gesetz, 
4. Freiheit von Not durch das Recht auf angemessene Arbeitsmög
lichkeit sowie auf Vor- und Fürsorge bei Krankheit, 
5. eine Regierung, die das gesamte Volk vertritt und 
6. eine Außenpolitik, die auf gerechten Frieden ausgerichtet ist. 
All das läßt sich subsummieren unter der Ihnen bereits vorgetragenen 
These, daß die Lebensinteressen des anderen die gleiche Bedeutung 
haben wie die eigenen. Rosa Luxemburg stellte zum Thema Freiheit 
dementsprechend fest, daß darunter vorzüglich die Freiheit des 
anderen zu verstehen sei. Dem habe ich nichts hinzuzufügen! Wohin 
es führt, wenn die Hybris zur Staatsmaxime wird, hat unser deutsches 
Volk leidvoll erfahren. 
Deswegen wollen wir Gerechtigkeit, deswegen wollen wir Frieden! 
Frieden in Freiheit mit dem Recht auf verantwortungsbewußte Selbst
bestimmung. Dafür werde ich streiten, soweit meine Kräfte reichen. 
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ein Moskau-Bild ist das Mosaik 
von Beobachtungen, typischen 
und untypischen, von Gesprächen 

mit Dissidenten und Normalbürgern, Kom
munisten und unpolitischen Menschen, 
Ausländern und Russen. All diese Men
schen gehören zu Moskau, zum Moskau 
der Nuschka Karagedowa, die ich auf 
einem Kolchosmarkt kennenlernte. Ich 
stand etwas hilflos vor dem Angebot, des
sen Fülle das Angebot unserer Märkte 
übertraf, rätselnd, welches Pfund Tomaten 
ich mir für die geforderten 15 Rubel aussu
chen sollte, weil ich mir zuviel Zeit ließ, wet
terte mich das Mütterchen von hinten an. 
Als sie mein gebrochenes Russisch mit 
deutschem Akzent vernahm, wurde sie 
freundlich und half mir mit den wenigen 
Brocken deutsch, die sie aus der kurzen 
Zeit ihr Kriegsdeportation nach Berlin noch 
im Kopf hatte. 
Nuschka Karagedowa nimmt jeden Morgen 
den gleichen Weg. Sie steigt die vier Trep
pen hinab, die quietschende Brettertür auf 
die Dajew-Gasse, links den geteerten Weg 
hinunter über den Zwetnoi-Boulevard, des
sen Mittelstreifen zum Park ausgebaut ist. 
Über den Zebrastreifen hastet sie hinweg 
auf den Kolchosmarkt, an Ständen mit fri
schem Obst, Tomaten, Feigen, Radieschen 
vorbei, zieht sich die Steintreppe am Ende 
des Marktes hoch und läuft noch ein Stück 
bis zum angestaubten weinroten Haus auf 
der linken Seite der Straße - sie ist da. Seit 
47 Jahren arbeitet sie in dieser Schneiderei. 
Zwar ist sie längst Rentnerin, aber sie kann 
es nicht lassen. "Mein Kollektiv" nennt sie 
es. Hier hat sie im Krieg mit kurzer Unter
brechung Uniformen und Wintermäntel für 
die Front genäht, in den ersten Nachkriegs
jahren Hosen in allen Größen. Irgendwann 
in den Sechzigern waren es wieder Mäntel. 
Mit ihren 69 Jahren sieht Nuschka Karage
dowa wie eine Babuschka aus dem Bilder
buch aus: klein, mit wettergegerbtem 
Gesicht, das unter einem Kopftuch hervor
lugt. Sie bindet sich eine weiße Schürze um 
und setzt sich an einen großen Tisch, wo sie 
unter gleißendem Neonlicht die zugeschnit
tenen Teile sortiert. Ihre Augen sind nicht 
mehr die besten. Deshalb darf sie nicht an 
der alten Singer-Nähmaschine arbeiten, an 
der sie bis zu ihrer Pensionierung gesessen 
hat. Diese Arbeit haben jüngere Kolleginan 
übernommen. 63 Frauen arbeiten in cjer 
Schneiderei, davon neben "Mutter 
Nuschka", wie sie von den meisten genannt 
wird,. noch drei Frauen als Teilzeitkräfte. Sie 
fangen zusammen mit Mutter Nuschka um 
viertel vor Acht an und hören zur Mittags
pause auf. Die drei anderen Frauen hasten 
dann nach Hause. Jede von ihnen hat drei 
Kinder unter zehn Jahren zu versorgen, die 
Voraussetzung, um überhaupt einen der 
13000 Teilzeitarbeitsplätze in der Leicht
und Textilindustrie ergattern zu können. 
Alle anderen Frauen müssen in der Woche 
41 Stunden arbeiten. Seit anderthalb Jah
ren dürfen sie diese Zeit als gleitende 
Arbeitszeit über die Woche verteilen. Weil 
es hier keine Stechuhren gibt, führt die 
Betriebsleiterin Anna B. für alle Frauen ein 
Arbeitstagebuch. Doch sie nimmt es mit 
den Aufzeichnungen nicht ganz genau. "Es 
gibt viele Gründe, mal nicht da zu sein. 
Hauptsache, wir liegen im Plan. Alles 
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andere ist mir egal." Auch heute sind sieben 
Maschinen nicht besetzt. Zwei Frauen sind 
krank, eine ist beim Friseur, eine andere ist 
für einen Teil des Kollektivs einkaufen 
gegangen, und die restlichen drei versu
chen, Karten für Tschechows "Drei Schwe
stern" zu bekommen. Ob das auch in 
Zukunft so bleiben kann, wissen sie nicht, 
denn die Partei hat die Kontrollen ver
schärft. Gorbatschow habe das oft genug 
angekündigt, meint Ljudmilla P., und wenn 
eine Kontrolle die Unregelmäßigkeiten fest
stellen würde, wäre die Leiterin ihren 
Posten los. 
Die Schneiderei ist über zwei Etagen ver
teilt. Im Erdgeschoß ist das Stofflager, das 
von drei Frauen im mittleren Alter betreut 
wird. Sie stehen scherzend in der Ecke, 
erzählen sich den letzten Klatsch aus ihren 
Wohnblocks und warten auf die nächste 
Lieferung. Die sollte eigentlich schon 
gestern 45 Ballen blauen Stoff bringen; 
doch sie kam nicht. Heute haben sie schon 
zwei Mal telefoniert, doch in der Stoffabrik 
ist der LKW noch nicht gewesen und im 
Transportkollektiv sollen drei Wagen kaputt 
herumstehen. Zwei bis drei Tage werden 
sie mit dem Stoff noch hinkommen, aber 
dann wird es wirklich knapp. Ab und zu wird 
unser Gespräch von einer Kollegin unter
brochen, die neuen Stoff zum Zuschneiden 
braucht. 
Zugeschnitten wird in der ersten Etage. 
Zunächst wird dort das Schnittmuster auf 
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den Stoff festgesteckt, mit Schneiderkreide 
das Muster nachgemalt und dann zum 
Schneiden weitergegeben. Das Anzeich
nen des Schnitts setzt großes Verantwor
tungsgefühl gegenüber den anderen vor
aus, denn die Schnittreste lassen sich pri
vat verwerten. Und jede der Frauen wacht 
über die anderen, daß sie auch ja nicht mehr 
bekommen, als sie selbst. Meist verkaufen 
sie den Stoff dann in der Nachbarschaft. 
Besonders im Frühjahr und im Herbst kann 
man dort mit dem Material ein gutes 
Geschäft machen. Die Neonlampen surren 
über den Frauen, die sich um einen Samo
war versammelt haben und Tee trinken. 
Eine von ihnen erklärt, warum sie so ruhig 
mit der Arbeitszeit umgehen: "Wir tun so, 
als ob wir arbeiten, und der Staat tut so, als 
ob er uns bezahlt. Wenn wir mehr arbeiten, 
wird der Plan heraufgesetzt, das Gehalt 
bleibt aber das Gleiche." Mit 156 Rubeln im 
Monat liegen sie schon unter dem Durch
schnittseinkommen der Sowjetunion. 
Frauen werden auch hier schlechter bezahlt 
als Männer, müssen in den Fabriken aber 
oft Schwerstarbeit verrichten. 
Auch im Erdgeschoß wird das Gekicher lau
ter. Eine Kollegin ist vom Friseur zurückge
kommen und hat sich dort für zwölf Rubel 
eine Dauerwelle legen lassen. Nun erzählt 
sie die neuestenGeschichten vom Friseur. 
Es ist der Stammfriseur des Kollektivs, weil 
er nur 200 Meter weiter an der Ecke seinen . 
Laden hat. Da kann man zwischendurch 
mal eben hinhuschen und wird ohne Warte
zeit bedient. Mittagszeit. Entgegen der 
Moskauer Tradition, wo gegen zwei Uhr zu 
Mittag gegessen wird, ist in diesem Kollek
tiv die Mittagszeit zwischen zwölf und drei
viertel Eins festgesetzt worden. Das hat den 
Vorteil, daß die umliegenden Cafes, auf die 
sich die Frauen zum Mittagessen verteilen, 
noch leer sind. Hier gibt es für knapp einen 
Rubel das typische Mittagessen: eine 
Suppe, ein Fleisch- oder Fischgericht, Brot 
und einen Nachtisch. Auf dem Rückweg 
gehen einige Frauen über den Kolchos
markt, um Obst und frisches Gemüse ein
zukaufen. Der Rest setzt sich noch zehn 
Minuten auf den Mittelstreifen des Boule
vards in die Sonne. Mutter Nuschka bleibt 
noch eine Weile dort sitzen, dann geht auch 
sie etwas einkaufen und den üblichen Weg 
nach Hause. Oft hütet sie dann die Kinder 
der Nachbarn, deren Babuschkas schon 
gestorben sind. Sie fühlt sich wohl. 

Friedhelm Wachs ist stv. Bundesvorsitzender der DJD 
und war für die liberale Jugendinternationale IFLAY Mit
glied der permanenten Kommission zur Vorbereitung 
der Weltjugendfestspiele in Moskau. 
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Kino 

DerTod des 
weißen Pferdes 
Ein Gespräch mit Christian Ziewer 

Deutschland 1525. Ein Dorf 
wird verkauft. Doch der neue 
Herr, der Abt, achtet die alten 
Gesetze nicht mehr und 
nimmt den Bauern Weideland 
und Wolle. Die Revolte 
beginnt. Luther wütete 
damals gegen die Erhebung: 
"Man soll die Bauern 
zerschmeißen, würgen und 
stechen, heimlich und 
öffentlich, wer da kann, wie 
einen tollen Hund totschla
gen." 
Christian Ziewer, Regisseur 
von Arbeiter- und Exilantenfil
men erzählt die Geschichte 
dieser gescheiterten Revolte. 
"Der Tod des weißen Pferdes" 
heißt sein außergewöhnlicher 
Historienfilm, eine behutsame 
Annäherung an das Mittelal
ter, in der die Kollektivität der 
Geschichte nicht dramturgi
schen Normen geopfert wird. 
Stefan Reinecke sprach mit 

· dem Regisseur. 

Frage: Sie haben bis dato poli
tisch engagierte Arbeiterfilme 
gedreht, nun haben Sie einen 
Historienfilm gemacht. Welche 
Motive hatten Sie? 
Ziewer: Wenn man fünf Jahre 
lang an etwas arbeitet, gibt es 
die verschiedensten Quellen 
und Gründe. Das waren philoso
phische und religiöse Fragen, 
insbesondere die Frage nach 
dem aufrechten Gang, nach ver
besserten Lebensumständen, 
und zwar nicht materiell, son
dern spirituell. Ich bin auf ein 
Buch von Bloch über Thomas 
Münzer gestoßen: das war eine 
ganz wichtige Anregung. Der 
Bauernkrieg war nicht nur eine 
soziale Rebellion, sondern auch 
die Suche nach einem neuen 
Menschen, nach einer anderen 
Welt, nach Gerechtigkeit. Diese 
Frage ist nicht idealistisch zu 
stellen - also was ist Gerechtig
keit, ganz allgemein - sondern 
im Zusammenspiel von Protest 
im Alltag, den irdischen und 
materiellen Motiven, mit den spi
rituellen Ebenen, wie es Bloch 
nennt. 
Frage: Das ist auch eine aktu
elle Frage. Wenn in einer Restau
rationsphase ein Film über eine 
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gescheiterte deutsche Revolu
tion entsteht, dann liegt der 
Gedanke nah, daß auch unsere 
Gegenwart gemeint ist. ln wel
chen Teilen haben Sie den Film 
als Parabel konzipiert? 
Ziewer: Nicht in einzelnen Tei
len, sondern im Ganzen, in 
einem bestimmten Sinne. Das 
Wesentliche ist nicht die ober
flächliche Story, daß ein Dorf 
rebelliert, ein Kloster stürmt und 
der Aufstand niedergeschlagen 
wird, sondern die innere 
Geschichte dieser Rebellion, die 
sich aus vielen Partikeln zusam
mensetzt. Für den Zuschauer ist 
dies eine Wanderung durch 
unbekanntes Gebiet. 
Die Rhetorik und die Erzählweise 
des Films verändern sich von 
einer mehr realistischen Ebene 
zu einer metaphorischen: so 
weit, bis es am Schluß gar keine 
realen Geräusche mehr gibt, bis 
der Film einen Grad künstleri
scher Entfremdung e"eicht, der 
ihn ganz deutlich ausstellt als ein 
Bild von etwas anderem. Also 
nicht nur ein Bild des Bauern
kriegs, sondern eine Situation 
des Menschen. Die äußere 
Rebellion enthält die Notwen-

digkeit innerlicher Veränderung: 
von Buße, Selbstkasteiung und 
von Rebellion gegen das eigene 
Schuldgefühl. Aber das 
geschieht nur im Ansatz, weil nur 
ein Blick in die Zukunft stattfin
det. 
Frage: Sie verweigern dem 
Publikum ldentifikationsange
bote. Auch der Bauernführer 
wird zu einer widersprüchlichen 
Figur, wenn er der Wäscherin 
eine Beteiligung an der Beute 
der Revolte verweigert. Es gibt 
keine Helden. 

Ziewer: Ist das nicht schön? 
Das ist die Wahrheit. Der Bau
ernkrieg läßt sich nicht als 
Geschichte von den guten Bau
ern und den bösen Rittern erzäh
len. Die Geschichtsbücher sind 
flach und glatt, wenn die Bauern 
nur als arme, ausgepreßte Mehr
heit des Volkes gezeichnet wer
den, die gegen eine partJsitäre 
Oberschicht revoltiert. Die Bau
ernbewegung war eine inhomo
gene, widersprüchliche Gruppe 
aus Landpächtern und Besitzlo
sen. Das trug wesentlich zum 
Niedergang des Aufstands bei. 
Das zu zeigen, ist der Realismus 
meines Films. Ich finde, daß das 
sogenannte populäre Kino legi
time Bedürfnisse des Publikums 
nach schnellen Einsichten in die 
Verhältnisse befriedigt. Es muß 
daneben ein Kino geben, das 
diese einfachen Antworten ver
weigert, weil die Wirklichkeit den 
Menschen diese Antworten ver
weigert. Ich will die Realität nicht 
draußen vor der Kinokasse las
sen, ich will den Zuschauer auch 
mit Erfahrungen von Nieder/a
g~n und Resignation konfrontie
ren. 
Frage: Die Figuren haben nichts 
Eingängiges und Lineares an 
sich. So bewahrt sich der Film 
eine Distanz und eine Freiheit, 
die dem Thema gerecht wird, 
weil das Vergangenheit und eine 
ganz andere Denk- und Vorstel
lungsweit ist. Das sind nicht wir, 
die da vorne auf der Leinwand 
gezeigt werden. Es stellt sich die 
Frage nach der Authentizität: 
Teilweise haben Sie Fakten in 
den Film eingearbeitet, teilweise 
werden Fiktionen erzählt. Sug
geriert diese Mischung und die 
historische Detailtreue dem 
Publikum nicht einen Realismus, 
der uneingelöst bleibt? 
Ziewer: Ja, das ist eine interes
sante Frage. Der Film entwickelt 
sich von einer naturalistischen 
Darstellung zu einer überhöhten 
Form, zu einem Spiel mit Ton 
und Bild, mit Kommentaren. 
Dadurch wird eine Distanz 
geschaffen, darüber haben wir 
uns verständigt. Andererseits 
provoziert diese Machart einen 
· Denkprozeß, einen Gefühlspro
zeß, Assoziationsketten. Eine 
rein rationale Reflexion, meinet
wegen über die sozialen Verhält
nisse im Feudalismus, ist nicht 
das Wichtige dabei. Entschei
dend für meine Dramaturgie ist 
dieser Prozeß, diese Mobilisie
rung von Zuschauerkreatitivität, 
die ich bei Diskussionen bisher 
erlebt habe. Eine rein realisti
sche Erzählweise oder die Iden
tifikationen mit Figuren, die dazu 
führt, daß man sich nur noch 
fühlt und sich vergiBt, legen 
diese Mobilisierung lahm. 

Frage: Das Nicht-Realistische 
des Films, die Träume und Hallu
zinationen gruppieren sich . um 
einen Mythos. Das alles ist neu in 
Ihren Filmen ... 
Ziewer: Das ist es, genau. Ich 
bin mit meinen früheren Filmen 
an eine Grenze gestoßen. Mir 
geht es nun um den seelischen 
und emotionalen Untergrund, 
auf dem sich die politische Arti
kulation erst finden und durch
setzen lassen kann. Ich habe 
mich dieser Sichtweise langsam 
angenähert, und der historische 
Stoff hat diese Befreiung für 
mich ermöglicht. 
Frage: Die Frage ist: Was ist der 
Mythos in ihrem Film? Pointiert 
formuliert: Wird der Mythos von 
dem heilbringenden Kaiser auf 
dem weißen Pferd nicht redu
ziert und verkürzt zu einem blo
ßen Instrument der Macht in den 
Köpfen der Ohnmächtigen? 
Ziewer: Nein, die Geschichte 
des weißen Pferdes ist bewußt 
nicht in die Handlung integriert, 
wie man es konventionell 
gemacht hätte. Das heißt, daß 
der Rückschlag des Mythos 
gegen die, die an ihn glauben, 
eben nicht plastisch gezeigt 
wird. Ich zeige den Mythos als 
einen Bewußtseinspartikel, als 
einen Bestandteil des Inneren 
der Menschen, der sich verän
dert zu einer apokalyptischen 
Vision, zu einem angstbesetzten 
Bild. Der Mythos ist kein eindi
mensionales Phänomen. Er ent
hält die Heilserwartung, die 
Hoffnung auf eine bessere Welt, 
ebenso wie ein autoritäres Füh
rerbild. Es ist kein Zufall, daß alle 
te"oristischen Regime an 
Mythologien anknüpfen. Der 
Faschismus hat sich dieser Vor
stellung bemächtigt: der Führer 
ist da, das Tausendjährige 
Reich, ein Begriff, der genauso 
wie das weiße Pferd in der Bibel 
auftaucht, obwohl beide Bilder 
älter sfnd als das Christentum. 
Das sind unbewußt wirkende 
Strömungen, die nicht rationali
siert und aufgearbeitet werden. 
Ein Film, der gerade an das 
Unbewußte appelliert, kann 
dazu beitragen, diese Mythen 
als Bestandteile des Bewußt
seins deutlich zu machen und 
aus dem Verdrängten zu 
befreien. 
Die Zwiespältigkeit der christli
chen Mythen zeigt sich in dem 
Film, wenn die Bäuerinnen in die 
Kirche wollen und damit ihre 
Unterwerfung unter die offizielle 
Lehre dokumentieren: Es ist 
aber dieses Christentum, das 
ihre Forderung nach Gerechtig
keit legitimiert. Und der Mönch 
malt ihnen ihre Fahne, mit ihren 
Symbolen, wobei das Lamm 
nicht nur ein Bauernsymbol ist, 



sondern auch ein c ris cJ"tes. 
Diese Vielgestaltigkett. das 
ganze kulturelle Reservoir, 
steckt in dem Fil . Das 
erschließt sich dem Zu 
in seiner Gesamtheit n 
den ersten Blick. 
Frage: Zur Publ ikumsresonanz: 
Der Film, der nun im 1st, 
unterscheidet sich der 
ersten Fassung, die bei de Berli
nale zu sehen war. Der neu 
geschnittene Film ist kürzer und 
hat Zwischentitel, dies 
ren und den Zugang zu 
erleichtern sollen. lc nde, 
diese Texte sind nur plane Ver
doppelungen vOn dem, as man 
sieht. 
Ziewer: Nein, die Titel sind Aus
druck der ursprünglichen Inten
tion. Auch im Drehbuch waren 
die Titel vorgesehen, weil sie 
dem episodischen Aufbau des 
Films entsprechen. Das sind 
nicht nur Kapitelüberschriften, 
die den Inhalt referieren ... 
Frage: Es sind Interpretatio
nen ... 
Ziewer: Ja, ich konfrontiere den 
Zuschauer mit einem Leitgedan
ken für das folgende Kapitel ... 
Frage: Das ist aber ein rein 
didaktisches Verfahren, das in 
völligem Widerspruch zu der 
Offenheit des Films steht. 
Ziewer: Nein, die Titel sind nicht 
nur Kommentare oder Kunstmit
tel, um einen Inhalt zu vermitteln, 
der nicht gezeigt wird, wie in 
Stummfilmen, sondern eigene 
Teile des Films. Sie schaffen 
beim Zuschauer eine andere 
Rezeptionssituation, eine Litera
risierung, wie es Brecht genannt 
hat. Das ist entscheidend: es -
wird so zu einem eigenständigen 
ästhetischen Mittel. Es ent
spricht auch meiner Erzähl
weise, diese Ruhepausen ent
stehen zu lassen. Gestern hat in 
Biberach in der Diskussion ein 
Mann gesagt, warum ich nicht 
zehn Sekunden Schwarzfilm als 
Pause genommen habe. Das 
fand ich einen richtigen Weg, 
Zäsuren zu akzeptieren, die es in 
der Musik gibt und die auch im 
populären Kino existieren. Dort 
werden sie aber verwischt. 

Frage: Wobei der Unterschied 
bleibt, daß Schwarzfilm nichts 
didaktisches hat. Godard hat 
auch mit Texten gearbeitet, aber 
immer als Verfremdung, als Bre
chung. 
Ziewer: Wenn ich am Schluß 
zeige: "Schwert und Asche", 
dann ist das eine ästhetische 
Konstruktion, ein Schlaglicht, 
das genauso funktioniert wie die 
Musik, das genauso Aufmerk
samkeit lenkt wie eine Anfangs
szene. Wenn Sie sagen Didaktik, 
würde ich es umgedreht formu-

Ein skeptischer Blick in die Zukunft 

fieren: als ein ästhetisches Ver
fahren. 
Frage: Im deutschen Film hat 
sich verstärkt durch den Erfolg 
von .,Heimat" eine regionale, 
kleine Filmkultur entwickelt, 
andererseits gibt es die T en
denz, sich völlig vom neuen 
deutschen Film zu verabschie
den, wie es Emmerich und 
Petersen tun ... 
Ziewer: Richtig. Sie sagen 
genau das, was ich antworten 
würde. 
Frage: Dann ist das eine 
schlechte Frage. Hat sich für Sie 
persönlich etwas oder hat sich 
Ihre Einschätzung des deut
schen Films in den letzten zwei 
Jahren entscheidend verändert? 
Ziewer: Ich habe beim" Tod des 
weißen Pferdes" bewußt auf den 
Dialekt verzichtet, um nicht 
naturalistisch zu filmen: also 
ganz im Gegensatz zu den regio
nalistischen Mundart-Filmen. 
Das drückt sich auch in der 
Besetzung aus, wenn ich einen 
Theaterschauspieler wie Ulrich 

Wildgruber nehme. 
Natürlich ist durch die soge
nannte Wende der kulturelle Film 
aufs heftigste bedroht. Wir müs
sen entschieden für das Neben
einander von zwei Filmkulturen 
ankämpfen. Einerseits die Bava
ria-Filmkultur, von populären 
deutschen Filmproduktionen 
wie "Otto", die unabdingbar für 
die Erhaltung der Produktions
stätten sind. Das ist auch die ein
zige Möglichkeit, der totalen 
Amerikanisierung zu begegnen: 
wenn die Stoffe deutsche Stoffe 
bleiben. 

Frage: Reizt Sie der Gedanke 
nicht, auch mal einen Publi
kumsfilm zu drehen? 
Ziewer: Nein, überhaupt nk:ht, 
das ist schrecklich, wenn Filmer 
zu populären Sachen gezwun
gen werden, ohne eine innere 
Begabung dafür zu haben. Es 
wäre tödlich, wenn Alexander 
Kluge einen Film fürs große 
Publikum machen müßte. Das 
ist ein Mensch, der anders denkt 

und der künstlerisch anders 
empfindet. Ich glaube nicht, · daß 
diese Stränge, populäres und 
anspruchsvolles Kino, künstlich 
zu vereinigen sind. 

Das akute Problem ist: bisher 
haben manche kommerziellen 
Kinos sich riskante, deutsche 
Filme geleistet und mit Sachen 
wie Spielberg das Geld einge
spielt. Das wird in Zukunft so 
nicht mehr möglich sein, unter 
verschärften Bedingungen mit 
Privat-TV und Video. Und hier 
werden die Kommunen eines 
Tages vor der Aufgabe stehen, 
genauso wie sie Oper, Theater 
und Malerei erhalten, auch das 
Kino als kulturellen Ort zu 
bewahren. Das heißt: Förderung 
nicht nur auf Seiten der Produk
tion, sondern auch für die Ver
leihe und Kinos, in welcher Form 
auch immer. Anders wird die 
deutsche Kinokultur nicht über
leben, dann können wir unsere 
Filme nur noch im Fernsehen 
zeigen. SR 
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Ist das die Fahne von Deutschland? 
Ja, sagt der Vater. 
Schwarz, rot, gelb? 
Nein, das heißt schwarzrotGOLD. 
Ist das GOLD? 
Nein, das ist gelb. 
Aber du hast doch GOLD gesagt. 
Ja, sagt der Vater. 
Warum sagst du GOLD. wenn das gelb Ist? 
Weil das mit Deutschland zu tun hat. 
Ist Deutschland wertvoll? 
Ja, sagt der Vater. sehr. 
Wertvoller als eine Cola? 
Kein Vergleich, sagt der Vater, viel !eurer. 
Kann ich Geld haben für eone Cola? 
Aber du hast doch vorhin erst eine gehabll 
Aber wenn die doch so billig istl 
Komm her I sagt der Vater. Nun geh schonl 
Singend hüp" der Junge übers Deck: 
schwarzrotgeld, schwarzrotgeld. schwarzrot· 
geld. 

Machtnotizen 
Glück gehabt 
Je grauer die Schläfen, je größer 

· der zeitliche Abstand zu 1968, 
umso mehr bekennende 68er 
tauchen auf. 
Was im nachhinein glorifiziert 
wird, war bei den meisten zur 
Tatzeit bloßes Mitläufertum, oft 
nur im Geiste. 
Allerdings - welch ein Glück! -
ein Mitläuferturn in die richtige 
Richtung. 

Aktionsgeheul 
Der Westen müsse nachrüsten, 
der Osten sei vorgerüstet, sagt 
der Westen. 
Das ist Wettrüsten!, sagen die 
Blockfreien. 
Das ist Westrüsten!, sagt der 
Osten. 
Abrüsten, wir wollen abrüsten, 
singen alle im Chor. 
Und beide Kirchen applaudieren 
mit dem Hunger in der Welt. 

Ein Belspiel für das Ver
sagen unserer Schulen 
Der technisch-wissenschaftli
che Fortschritt an sich sei weder 
negativ noch positiv. Es komme 
ganz darauf an, wie man mit sei
nen Produkten umgehe. Auf
gabe der Bildungseinrichtungen 
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sei es, zum schöpferischen 
Umgang mit der Technik zu 
erziehen. - Nun habe wir seit vier 
Jahrzehnten die Atombombe. 
Aber noch immer läßt der schöp
ferische Umgang mit ihr zu wün
schen übrig. 

Logik 
Da der Aufstellung neuer Rake
ten nicht sogleich der Große 
Krieg folgte, gelten die neuen 
Raketen als Garanten des Frie
dens. 
Seit der Lungenkrebs, langjährig 
Listenführer unter den Krebsen, 
die Führung an den Darmkrebs 
abgetreten, gilt er als be
herrscht. 
Inzwischen ist, nach Aufstellung 
neuester Raketen, wiederum der 
Große Krieg ausgeblieben. Nun 
ist an Krieg überhaupt nicht 
mehr zu denken. 

Gegendarstellung 
Wo Gefahr ist, wächst das Ret
tende auch. 
Tröstet uns der Dichter. 
ln Notlagen nimmt die Evidenz 
des Fälligen zu. 
· Forsches Maul der Forschung. 
Wahr vielmehr ist: Wo Gefahr ist, 
wächst nichts als Gefahr. 

Heiterkelt beim Steine
wälzen? 
Wir müssen uns Sisyphos als 
einen Mann mit erigiertem Glied 
vorstellen. Die Vergeblichkeit 
der Onanie hält nicht von ihrer 
Wiederholung ab. 

Illusionen 
bis zum Schluß 
Von denen, für die es perdu ist, 

wird gesagt, sie hätten zuletzt 
das Leben für eine p&;ima Alter
native gehalten. Zuletzt sind es 
Strohhalme, an die man sich 
klammert. 

Absage 
ln den hinteren Teilen der Zeitun
gen: Immer häufiger Todesan
zeigen, die noch von den Ver
storbenen selber aufgegeben 
worden sind. 

Kinderleicht 
Stammhalter 
Er müht sich an zu schweren 
Gewichten. 
Vater trägt die Last mit Leichtig
keit davon. 
Er rückt näher zu ihm: Das Genü
gen des Sohnes in Anbetracht 
der Überlegenheit des Vaters. 

Der Apfel fällt nicht weit 
vomStamm 
Kritisiere ich seine Nabelschau 
("Binnentourismus!"), wünsche 
mir den homme revolte, sagt er: 
Nicht mit, nicht gegen den Strom 
- ich meide das Wasser. 
Falle ich dem Vorlauten ins Wort: 
Halt ein! Geh in dich!, grinst er 
zurück: Binnentourismus? 
Bremse ich seine hochfahren
den Pläne: Die Bäume wachsen 
nicht in den Himmel!, trumpft er 
auf: Ich bin kein Baum! 

Stummer Frühling 
Ein Tag im Mai geht zu Ende. 
Auf dem Sitzbrett der Schaukel 
schwingt noch ein Förmchen 
Sand aus. 
Die Spielkinder sind schlafen 
gegangen. 
Sie haben getrennt lebende 
Eltern gespielt. 
Mutter und Kind. 

Vollverkabelt 
Einst merkte sich das Galgen-

kind die Monatsnamen, indem 
es sie phantastisch vertierte und 
so eine unvergeßliche Esels
brücke schuf: Jaguar, Zebra, 
Nerz, Mandrill ... 
Das Fernsehkind heute, süß 
gefoltert: vollverkabelt, hat sich 
an die amerikanische Program
mierung unserer Wochentage 
gewöhnt: Montag, Dallas, Den
ver, Donnerstag ... 

Wertwandel 
ln den 50er Jahren antworteten 
Kinder auf die Frage nach dem 
Wesen des Menschen: Der 
Mensch kann denken - im 
Unterschied zum Tier. 
ln den 80er Jahren antworten 
Kinder auf dieselbe Frage: Der 
Mensch kann fühlen - im Unter
schied zum Computer. 

Vom Eros des Beibrin
gens 
Vor einer roten Ampel stehen die 
Schulkinder. 
Geht doch rüber, rufen zwei 
Beamte. 
Wir bringen euren Eltern gern die 
schlechte Nachricht bei. 

Frage von gestern 
Dann leb ich ja doch nicht mehr. 
Ist eine Antwort, auf die gefaßt 
sein muß, wer heute ein Kind 
fragt: Was willst du mal werden? 

Niklas Pronsfeld 

Gut 30 Jahre danach 

Bei ihrer ersten Weltmeister
schaft nach dem Krieg, 1954 
in der Schweiz, sangen die 
Spieler der Fußballnational
mannschaft beim Abspielen 
der Nationalhymne vereinzelt 
mit. Allerdings nur die erste 
Strophe. Einer soll sogar, weil 
er es nicht besser wußte, das 
Horst-Wessei-Lied intoniert 
haben. 
Bei der Weltmeisterschaft 
197 4 in der Bundesrepublik 

Deutschland kauten die Spie
ler der Fußballnationalmann
schaft beim Abspielen der 
Nationalhymne Kaugummi. 
Keiner sang auch nur einen 
Ton mit. 
Auf dem Wege zur Weltmei
sterschaft 1986 in Mexico 
erleben wir an den Fernseh
schirmen, wie alle National
spieler ohne Ausnahme aus 
vollem Halse die dritte Stro
phe singen. 

Niklas Pronsfeld 



Hustedter Thesen zur 
"Deutschen Frage" 

Hans-Wolf vo 
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"Zwei-Staaten-

ln dieses Dilemma hinein platzte ein Artikel 
des ehemaligen Berliner (!) stellvertreten
den FDP-Landesvorsitzenden Hans Dieter 
Gaene in der "ZEIT" vom 13. Februar 1981. 
Gaene war zudem damals Chefredakteur 
der "Deutschen Wel le". Er wies auf eine von 
Politikern und Journalisten "übersehene" 
Tatsache hin, nämlich daß es eine einzige 

. "deutsche Staatsangehörigkeit" erst seit 
Hitlers Gleichschaltungsverordnung vom 
05. Februar 1934 gibt. Von 1913 bis 1934 -
also im Kaiserreich wie in der- Weimarer 
Republik - hieß es: "Deutscher ist, wer die 
Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat 
(d. h. z. B. Preußen, Braunschweig oder 
Lübeck) besitzt. " ln der oben erwähnten 
NRW-Arbeitsgruppe kursierte dann auch 
noch die Kopie eines - notabene in Süd
amerika ausgestellten - deutschen Reise
passes, der den Inhaber als "Staatsange
hörigen von Preußen" auswies. Mit Recht 
ste llte man sich bei den Beratungen der 
Arbeitsgruppe die Frage, ob so verbissen 
amBegriff der e i n e n deutschen 
Staatsangehörigkeit festzuhalten sei , wo 
doch ansonsten "Errungenschaften" des 
Dritten Reiches durchaus zur Disposition 
gestellt werden. 

Wenn nun zu vermuten ist, daß die Staats
angehörigkeit ein Hindernis für verbesserte 

ln der nächsten Ausgabe der Libera
len Drucksachen dokumentieren wir 
zwei ausführliche Referate zur 
"Deutschen Frage". 

Freizügigkeit zwischen den beiden deut
schen Staaten ist und andererseits ohne 
Freizügigkeit zwischen der BAD und der 
DDR der Erhalt der deutschen Nation als 
Kulturnation in Europa gefährdeter ist als 
bei verbesserten Verbindungen, dann ist 
nicht einzusehen, warum nicht über eine 
"deutsche Mehrstaatlichkeit" nachgedacht 
werden kann. 
Es war denn nur konsequent, daß nach der 
"Wende" im Herbst 19821iberale Demokra
ten an diesem Punkt bei den gebotenen 
deutschland- und ostpolitischen Überle
gungen ansetzten. Vom Landesparteitag in 
Bochum fand ein entsprechender Antrag 
seinen Weg zum Berliner Bundesparteitag 
der "L.D." im Februar 1985. Allerdings war 
auch den Delegierten dieses Parteitags 
wolil bewußt, daß eine Politik, die deutsche 
Mehrstaatlichkeit nicht mehr ausschließt, 
die Gefährdung West-Berlins zu beachten 
hat. 
Die Ereignisse im Verlauf des Jahres 1985 
drängten nun aber fortschrittliche Liberale 
zu grundsätzlichen Äußerungen in der deut
schen Frage. Ich nenne da nur: die Parole 
des Schlesiertreffens, die Andreotti-Äuße
rung, die Rede des Bundespräsidenten 
zum 08. Mai, die Äußerungen Schmudes 
beim Wechsel ins Präsidium der EKD
Generalsynode und schließlich unüberhör
bar Lafontaine zur Staatsbürgerschaft. 
Alles mündete in William Borm's Leipziger 
Rede bei der Verleihung der Ehrendoktor
würde. Als anläßlich des 90. Geburtstages 
von William Borm eine Stiftung unter sei
nem Namen ins Leben gerufen wurde, lag 
es nahe, die Stiftungsarbeit mit einem 
Seminar zur deutschen Frage zu beginnen. 

So ergingen die Einladungen zu einem 
Seminar für den 08. bis 10. November in 
Hustedt bei Gelle. Das einleitende Referat 
von Dr. Wolfgang Weber, Universität Augs
burg (beide Referate werden in der näch
sten "ld" dokumentiert), brachte in einer 
weitausholenden Rückschau zum Bewußt
sein, daß die geographische Lage des deut
schen Siedlungsraumes beim Werden von 
Nationalstaaten in Europa immer wieder die 
Besonderheit der Deutschen hervorrief; 
Schuld und/oder Schicksal? Josef Janning, 
Universität Sonn, verwies auf die verfas
sungsrechtlichen Zwänge, denen sich die 
politische Willensbildung in der Bundesre
publik gegenüber sieht. 
Der Bundesvorsitzende der "L.D.", Ralf 
Bartz, hatte es übernommen, die deutsch
landpolitische Position William Borm's vor
zutragen. Bartz war es dann auch, der in 
lebhafter Diskussion mit den Landesvorsit
zenden der "L.D." aus Harnburg und NRW 
Jochimsen und v. Renesse, und unter 
engagierte.r Mithilfe des Referenten Josef 
Janning die unten wiedergegebenen The
sen zur deutschen Frage erarbeitete. Alle 
Seminarteilnehmer steuerten ihren Teil 
dazu bei, daß ein Seminarergebnis vorliegt, 
von dem erwartet werden darf, daß es über 
den Tag hinaus Wirkung zeigen wird. Im 
Kontext ist klar zu erkennen: 
Diese Thesen führen nicht zu einem wie 
immer gearteten "Verzicht", sondern sind 
Wegweiser zu einer glücklicheren - also 
auch friedlichen - Zukunft der Menschen in 
der Mitte Europas. 

Ist die deutsche Frage noch 
offen? 

Thesen der William Borrn-Stiftung 

I. 
Deutsche können und müssen in beiden 
Weltlagern dem Frieden dienen. Ange
sichts der Superrüstung der beiden Welt
mächte und der Konfrontation auf deut
schem Boden ist das politische Ziel der 
Sicherung des Frieder:.:; vordringlicher 
denn je. Sie ist oberstes StaatszieL Ihr 
gegenüber ist die Herstellung der deut
schen Einheit nachrangig. 

II. 
Die Pflicht zur Friedenspolitik ergibt sich 
ebenso aus der deutschen Geschichte. 

111. 
Wenn eine Chance zu einerneuen staatli
chen Gestaltung Deutschlands überhaupt 
gefunden werden soll, dann kann sie nur 
in einer Weit verminderter Konfrontation 
gefunden werden. 

IV. 
Ansatzpunkte für eine Pol itik in der und 
durch die Bundesrepublik Deutschland, 
um nach innen und außen eine Atmo
sphäre der Versöhnung zu schaffen, sind · 
a) Neuinterpretation der Präambel des 

Grundgesetzes (in der Auslegung des 
Bundesverfassungsgerichts von 1973) 

- Neue Gewichtung der Staatsziele 
(Friedenspolitik) 

- Aufgabe der Fiktion vom Fortbeste
hen des Deutschen Reiches 

- Anerkennung ·der Oder-Neiße-
Grenze 

- Verzicht auf usurpatorisches Staats
bürgerschaftsrecht. 

b) Provokationen vermeiden, Illusionen 
abbauen , Verteufelung des Kommu
nismus unterlassen und auf das Herr
schaftsinstrument "Antikommunis
mus" verzichten, den " 17. Juni" aufge
ben. 

c) das Schaffen, Beleben und Erweitern · 
deutsch-deutscher Verhandlungs
spielräume auf allen politischen, 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Ebenen 

d) das Einwirkungen auf die westlichen 
Bündnispartner zur Sicherung des 
Friedens, zur Ausweitung vertrauens
bildender Maßnahmen, zur Rüstungs
kontrolle und zur Abrüstung 

e) das Hinwirken auf eine umfassende 
europäische Friedensordnung. 

V. 
Die so angestrebte Atmosphäre der Ver
söl]nung gewährleistet auch Freiräume für 
eine östliche Friedenspolitik. Die Deut
schen im Osten sind aufgefordert, ihrer
seits friedenssichernd auf ihre Bündnis
partner einzuwirken, um vertrauensbil
dende Maßnahmen auszuweiten sowie 
zur Rüstungskontrolle und zur Abrüstung 
beizutragen. 
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Über weitergehende Interessen der Linken: 

Das pfeifende Schwein 
Über weitergehende Interessen der Linken 

Herausgegeben von Thomas Schmid 
Mit Beiträgen von Joseph Huber, Johannes 

Berger, Gisela Anna Erler, Peter Gross, Ulrich 
Beck, Ulrich Hausmann, Thomas Schmid. 

Es geht um Neuland - um Fragen, denen die 
Linke bisher eher aus dem Weg gegangen ist. 

WAT 126.144 Seiten, DM 13.50 

Lotbar Baier 
Gleichheitszeichen 

Streitschriften über Abweichung und Identität 
In diesen Streitschriften gegen das viel

besungene »Postbistoire« setzt Baier der sich 
ausbreitenden Beliebigkeil einige genauere 

Gedanken über eine heute mögliche Identität 
entgegen. 

WAT 124.120 Seiten, DM 12.50 

Das Ende der starren Zeit 
Vorschläge zur flexiblen Arbeitszeit 

Herausgegeben von Thomas Schmid 
Flexible Arbeitszeit kann die Anpassung der 
Menschen an den industriellen Apparat - sie 
kann aber auch das Gegenteil bedeuten. Die 
Autoren versuchen, diesen zweiten Weg zu 
beschreiben: Sie begründen das Operieren 

zwischen den Fronten, berichten über gelun
gene Beispiele von flexibler Arbeitszeit und 
machen Vorschläge für ihre Durchsetzung. 

W AT 120. 160 Seiten, DM 12.50 

Gisela Anna Erler 
Frauenzimmer 

Für eine Politik des Unterschieds 
Das Buch ermuntert Frauen zu einem selbst
bewußten Umgang mit Macht, Beziehungen 

und Technik- und möchte Männern verständ
lich machen, daß sie dabej wenig zu verlieren, 

aber viel zu gewinnen hätten. 
»Mit diesem Buch hat sich die Frauenbewe

gung ihr Godesberger Programm geschrieben, 
ob ihr das nun gefällt oder nicht.« 

Barbara Sichtermann 
WAT 118.192 Seiten, DM 14.50 

Michael J. Piore I Charles F. Sabel 
Das Ende der Massenproduktion 

Studie über die Requaliflzierung der Arbeit 
und die Rückkehr der Ökonomie · 

in die Gesellschaft 
»Das Buch stellt auf erfrischende und fun

dierte Weise geschätzte Doktrinen der Wirt
schaftspolitik in Frage und bietet innovative 
Lösungsansätze. Daß die Wirtschaftspolitik 
~n einer Fülle innovativer Vorschläge' zur 
Überwindung der Krise leidet, wird wohl 

kaum jemand behaupten. Unternehmer, Poli
tiker und Wirtschaftswissenschaftler sollten 
sich der Herausforderung, die dieses Buch 

bietet, stellen.« Wirtschq.ftswoche 
Aus dem Amerikanischen von Jürgen Bebrens 

Broschur, 376 Seiten, DM 39.80 

Die Linke neu denken 
Gegen das rituelle Weiterdenken alter For

meln, gegen Nostalgie und Zynismus denken 
acht Linke über die wichtigsten Probleme 

einer anderen Gesellschaft nach. 
Beiträge von Lotbar Baier, Gisela A. Erler, 

Gunnar Heinsohn, Alexander Kluge, Ulrich K. 
Preuß, Thomas Schmid, Barbara Siebtermann 

und Jochen Reiche. 
WAT 112. 160 Seiten, DM 12.50 

Barbara Siebtermann 
Weiblichkeit 

Zur Politik des Privaten 
Zehn aufregende Versuche, die Liebe zwi
schen den Geschlechtern und die Lust auf 

Kinder zu verteidigen, ohne den Feminismus 
preiszugeben. 

Barbara Siebtermann erhielt den Jean-Amery
Preis für Essayistik 1985 »für ihre Arbeiten, die 

versuchen, auf der Grundlage der persönli
chen Erfahrung und aus der Arbeit in der 

Frauenbewegung ein neues differenziertPs 
Selbstverständnis der Geschlechter zu be

schreiben.« 
Helmut ReifJenbüttel in seiner Laudatio 

WAT 106. 128 Seiten, DM 13.-

Wagenbach 


